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Traktandum 1 

Mitteilungen 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Ich begrüsse Sie herzlich zur Junisitzung. In Aarau ist bald 
wieder Maienzug. Ich lade Sie herzlich zum traditionellen Behörden-Anlass am Maienzug-
Vorabend ein. Die Einladungen sind verschickt. Dass in Aarau schon bald wieder Maienzug 
ist, spürt man vor allem an der guten Stimmung, als cool, lustig und spannend wird er be-
zeichnet. Beinahe 80 Prozent der Bevölkerung gefällt der Umzug. Das soziale Zusammen-
kommen wird geschätzt, die schönen Kleider und die geschmückte Stadt gefallen und man 
freut sich, dass alle glücklich sind. Ganze 91 Prozent sind mit dem Essen, respektive mit 
dem Zvieri, zufrieden und nur ganz wenige stossen sich daran, wenn eine Tradition wieder 
einmal etwas angepasst wird. Es gibt wunderbare Rückmeldungen zum Maienzug. Sie 
stammen von den Aarauer Kindern, welche die Hauptpersonen an diesem speziellen Tag 
sind. Wir Erwachsene könnten uns durchaus ein Vorbild an ihnen nehmen. Wir werden ja 
im Rat auch bald wieder politische Vorstösse zum Maienzug behandeln. Dazu möchte ich 
vorab nur eines erwähnen und das gilt nicht nur für das Thema Maienzug. Es besteht eine 
überparteiliche Abmachung, zuerst Mitglieder im Rat mit dem Inhalt von Vorstössen zu be-
dienen, bevor der fixfertige Artikel in der Presse erscheint. Ich möchte Sie bitten, diese Ab-
machung einzuhalten. Bald werden Sie auch die Einladung zum Einwohnerratsausflug er-
halten. Dazu müssten Sie sich bald anmelden. Jetzt gelange ich zu den Präsenzangaben. 
Es sind 45 Mitglieder anwesend. Das absolute Mehr liegt bei 23. Entschuldigt sind Marcel 
Bruggisser, Angela Buchmann, Susanne Knörr, Samuel Marti und Martina Niggli. Vom 
Stadtrat ist Silvia Dell' Aquila entschuldigt. Die Traktandenliste haben Sie zugestellt be-
kommen. Ich schlage vor, dass man das Traktandum 8, Motion Petra Ohnsorg und weitere, 
betreffend die Sicherung der gymnasialen Bildungsstätte, vorziehen würden. Es sind heute 
einige Kantonsschüler anwesend, welche den politischen Prozess beobachten möchten. 
Das haben wir schon ab und zu so gemacht. Sollte jemand dagegen sein, kann er sich mel-
den und wir stimmen dann darüber ab. Am letzten Freitag ist das Ratspräsidium noch dar-
über informiert worden, dass die SVP eine Fraktionserklärung abgeben möchte. Die ande-
ren Fraktionspräsidien sind durch den Ratssekretär entsprechend informiert worden. Ich 
schlage vor, dass wir dies unter dem Traktandum 1 vornehmen. Wir haben diese Erklärung 
noch nicht gesondert traktandiert. Falls Sie damit einverstanden sind, würden wir entspre-
chend weiterfahren. Ich sehe keine Meldungen aus dem Rat. Somit würden wir die Traktan-
denliste umstellen und als erstes die Fraktionserklärung anhören. Die SVP hat das Wort. 

Simon Burger, Mitglied: Nach den einleitenden beschwichtigenden Worte der Ratspräsi-
dentin folgt unsere Fraktionserklärung zum Maienzug, bei welchem eben leider nicht alles 
so rund läuft, wie man es sich wünschen würde. Vor 2 Jahren wurde der Maienzug neu 
ausgerichtet. Unser Stadtpräsident hat am letzten Maienzug erklärt, der Stadtrat habe sich 
zum Ziel gesetzt, den Maienzug zeitgemäss weiterzuentwickeln. Man hat wesentliche An-
passungen vorgenommen. Mahnende Stimmen, wonach der über Jahre gereifte Charakter 
dieses Festes aufgrund der zeitgemässen Weiterentwicklung verloren geht, hat man leider 
in den Wind geschlagen. Böse Zungen behaupten, genau dies sei gewollt gewesen. Vor al-
lem am Festbankett auf der Schanz haben sich einzelne Stadträte gestört und es musste 
weichen. In einer Antwort auf eine von 900 Personen unterzeichneten Petition, welche die 
Rückkehr auf die Schanz gefordert hat, hat der Stadtrat betont, sämtliche Änderungen am 
Maienzug seien nicht leichtfertig vorgenommen worden. Vielmehr habe man sorgfältig alle 
Vor- und Nachteile abgewogen. Was ist nun aus dieser zeitgemässen Weiterentwicklung 
und aus dem Ergebnis eines sorgfältigen Abwägens geworden? Letztes Jahr wurde das 
Bankett überrannt und es ist Chaos ausgebrochen. Statt über die gemachten Fehler nach-
zudenken, hat sich denn der Stadtrat an der Maienzugrede noch über die Kritik im Vorfeld 
gestört oder sich aufgeregt. In diesem Jahr hat der Verkauf der Bankettkarten nicht funkti-
oniert. Wer nicht zu den Glücklichen gehört, die auf der Gästeliste stehen oder Zeit hatte, 
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am Montag stundenlang vor Aarau Info anzustehen oder am Dienstag in der ersten 
Stunde, als man noch Karten erwerben konnte, zu bestellen, ist leer ausgegangen. Dazu 
gehören zum Beispiel Lehrpersonen, welche in dieser Zeit arbeiten mussten. Wahrschein-
lich haben sie gerade ihre Schützlinge für den Tanz an der Morgenfeier vorbereitet. Sie 
selbst haben zwar als Gäste durchaus ein Ticket bekommen, aber für ihre Familienangehö-
rigen hat es nicht mehr gereicht. Andere sind erstmals seit Jahrzehnten nicht mehr am 
Bankett. Auch sie haben keine Karte mehr erhalten. Noch vor wenigen Jahren war der Mai-
enzug ein Fest der Aarauerinnen und Aarauer und von all denen, welche sich mit Aarau 
verbunden gefühlt haben. Dieses Jahr dürfen viele Einwohner ihre Kinder zwar in weisse 
Kleidung kleiden, Kränzchen winden und die Kinder zum Umzug bringen. Am Bankett kön-
nen sie nicht teilnehmen. Sie haben keine Karte mehr bekommen. Aber immerhin können 
sie das Bankett über ihre Steuern mitfinanzieren. Leider ist davon auszugehen, dass dies 
erst die Spitze des Eisbergs ist. Das Chaos dürfte weitergehen. Bändel fürs Bankett sind 
sehr simpel gemacht und können leicht gefälscht werden. Für ein paar Franken kann man 
sich solche Bändel im Internet bestellen. Wohin das führt, dürfte klar sein. Man darf aber 
auch gespannt sein, wie das neue Verpflegungskonzept funktioniert oder eben nicht. Der 
Maienzug ist ein geselliges Fest. Dazu gehört auch der Wein. Bisher liess man den Wein 
von Kantischülerinnen und Kantischülern recht unkompliziert ausschenken. Dies passt ver-
mutlich nicht ins Worker Konzept. Jedenfalls musste auch die bewährte Praxis weichen und 
es kursieren bereits Gerüchte, dass man den Ausschank deutlich erschweren wird. Ich 
hoffe, das stimmt nicht. Man darf gespannt sein, wie das Publikum darauf reagieren wird. 
Der Stadtrat hat es mit anderen Worten geschafft, den über Jahrzehnte gereifte Charakter 
des Festes durch eine zeitgemässe Weiterentwicklung, welches das Produkt eines sorgfälti-
gen Abwägens ist, schwer zu ramponieren. Statt Vorfreude macht sich vor allem Ärger 
breit. Vielen Einwohnerinnen und Einwohnern ist die Freude an diesem Fest bereits vergan-
gen. Die SVP erwartet, dass der Stadtrat über die Bücher geht. Wir haben Verständnis da-
für, dass der Andrang zum Maienzug, und insbesondere zum Festbankett, gross ist. Wir 
erwarten aber, dass der Stadtrat die notwendigen Massnahmen trifft, damit der Maienzug 
das Fest der Aarauerinnen und Aarauern und auch ein Fest für die mit Aarau verbundenen 
Menschen bleibt. Selbstverständlich soll der Maienzug ein offenes Fest sein, aber es müs-
sen Prioritäten gesetzt werden. Über die AHV-Nummer wäre es problemlos möglich, den 
Aarauerinnen und Aarauern ein Vorkaufsrecht einzuräumen. Auch eine Preisanhebung für 
Auswärtige sollte kein Tabu sein. Die SVP hofft deshalb, dass der Stadtrat unser Postulat 
ernst nimmt. Viel Hoffnung haben wir nicht. Unser Postulat ist offenbar schon auf dem 
Pendenzenhaufen gelandet. Wir sind auch realistisch. Statt Probleme anzupacken, wird 
man die Energie darauf verwenden, herauszufinden, wieso das Postulat nicht zielführend 
oder nicht umsetzbar ist. Vielleicht ist es einfach an der Zeit, dass wieder mehr Leute im 
Stadtrat Einsitz nehmen, welche ein Bewusstsein dafür haben, was über Jahrzehnte ge-
wachsen ist und sich bewährt hat. Wir sind der Meinung, dass es Aarau besser kann. 

Irene Stutz, Mitglied: Ich finde die einleitenden Worte von Anja Kaufmann wunderbar. Es 
ist ein Fest für die Kinder, es ist der letzte Schultag. Ich finde es wichtig, dass wir das nicht 
vergessen und dass sich die Erwachsen bei diesem nicht in den Vordergrund drängen. Ich 
bin schon erstaunt, dass man die Probleme so benennt und irgendwie daraus schliesst, 
dass nur noch Aarauerinnen und Aarauer teilnehmen sollen. Wie soll das umgesetzt wer-
den? Ich finde es nicht gut, dass nur noch Aarauer Einwohnerinnen und Einwohner am Ban-
kett anwesend sein sollen. Das Bankett war ja schon im letztes Jahr ein Erfolgsmodell. Es 
wäre es auch offensichtlich dieses Jahr gewesen, wenn die technische Panne nicht gewesen 
wäre, welche nichts mit dem schnellen Ausverkauf zu tun gehabt hat. Es wäre einfach in-
nerhalb von 10 Stunden ausverkauft gewesen, statt innerhalb von 24 Stunden. Dass die 
jungen Leute offenbar so gerne an das Bankett kommen, ist ja wunderbar. Es freut mich 
sehr, dass das Bankett ein solcher Erfolg ist und dass die Jungen das Fest und die Stadt so 
feiern. Ausserdem finde ich, dass Aarau relevantere und aktuellere Probleme hat, die im 
Rat und in der Politik diskutiert werden und in die wir unsere Energie investieren sollten. 
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Wir lassen uns von diesen destruktiven Tönen nicht infiszieren und stellen uns hinter die 
Maienzugkommission. Ich finde es wichtig, diesen Personen zu sagen, dass sie gute Arbeit 
leisten. Wir möchten uns auch herzlich bei dieser Maienzugkommission bedanken, welche 
insbesondere mit diesen neuen Herausforderungen, die von allen Seiten kommen, jetzt ge-
rade und auch in Zukunft wirklich auch viel Arbeit hat. Ich finde es richtig, diesen Leuten 
einen grossen Dank auszusprechen. Ebenfalls den Lehrpersonen selbstverständlich und 
allen anderen. die sich für ein schönes Fest mit Blumen, Tauschbörse und privaten Maien-
zugbanketten etc. einsetzen. Wir freuen uns alle auf das schönste Fest in Aarau und ich 
wünsche jetzt schon, insbesondere allen Schulkindern, einen schönen Maienzug. 
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Traktandum 2 

Anfrage Christoph Müller (SVP): Kosten Umstellung von Grüngut-Vignette zu Chip-
Abo - vollständig und wahrheitsgetreu 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 28. Juni 2023 hat Einwohnerrat Christoph Müller (SVP) 
eine Anfrage betreffend Kostenumstellung von Grüngut-Vignette zu Chip-Abo eingereicht. 

Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet werden: 

Frage 1:  
Welche Kosten hat der Systemwechsel Grüngut Jahresvignette  Abo mit Chip für die Stadt 
Aarau bis heute verursacht?  

Die Berechnung der Kosten für die Umstellung der Grüngutvignette zum Grüngutabo setzt 
sich wie folgt zusammen: 
 

Ausgaben 

Jahr Beschrieb Kosten 

2022 
 

Erarbeitung Konzept inkl. Kommunikation 
- Erarbeitung Grüngut-Abo Konzept 

70 Stunden à 120 Franken = 8'400 Franken 
- Stadtratsantrag für die Umstellung Vignette zu Abo 

7 Stunden à 95 Franken = 665 Franken 
- Diverse Sitzungen / Kommunikation für die Umstellung 

24 Stunden à 95 Franken = 2'280 Franken 
- Kommunikationsmaterial für Umsetzung 

Gesamtkosten = 5'805 Franken 
- 3 x Informationsveranstaltung in Aarau und Biberstein 

30 Stunden à 95 Franken = 2'850 Franken 

20'000 

2022 
2023 

IT und Systeme 
- IT-Einrichtungen (Projektanteil), Abrechnungen, Fakturierung, 

Homepage, Zahlungen  
- Gesamtkosten Anteil 30'000 Franken 

30'000 

2022 
 

2023 

Umsetzung 
- Diverse Abklärungen betr. Umsetzung (Recycling der alten Con-

tainer, Abläufe) = Pauschal 500 Franken 
- Umsetzung der Einführung des Grüngut-Abo 

160 Stunden à 75 Franken = 12'000 Franken 
Zusätzlich 100 Stunden à 0 Franken durch IV Integration Person 

12'500 

2022 Umbau der Entsorgungsfahrzeuge 3 x 5'500 Franken 16'500 
2022 Einkauf Container und Chip für die Umsetzung 33'500 

2023 
Aufwand Auslieferung Container und Bereitstellung für Recycling 
30 Stunden à 95 Franken = 2'850 Franken 
30 Stunden à 0 Franken durch IV Integration Person  

2'850 

2023 Weisse Kleber für Container (Etiketten Online) 1'050 

 Bruttokosten 116'400 
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Einnahmen 

Jahr Beschrieb Kosten 

2023 Einnahmen Chip 20 Franken / Abo   -60'000 
2023 Einnahmen Verkauf Grüngutcontainer -20'000 

 Total Einnahmen -80'000 

 Total Ausgaben 116'400 

 Nettokosten 36'400 

 

Die Aussage in der Beantwortung vom 8. Mai 2023, dass sich das Grüngut-Abonnement 
gegenüber der Jahresvignette kostenneutral zeigt, beruht darauf, dass hierbei die internen 
Projektkosten nicht berechnet wurden, wie dies bei städtischen Projekten üblich ist. Zu-
dem wird bezüglich weiterer wegfallender Kosten (z.B. Druck Vignette) auf die Beantwor-
tung vom 8. Mai 2023 verwiesen. 

Frage 2: Gegeben die signifikanten, einmaligen Umstellungskosten (Antwort zu Frage 1) 
mit welchen jährlich wiederkehrenden Nettoeinsparungen (in Franken) rechnet der Stadt-
rat, und nach wie vielen Jahren Betrieb des neuen Systems ist der Break-Even-Punkt für 
dieses Digitalisierungsprojekt erreicht?  

Bei der Einführung des Grüngutabos standen nicht primär die finanziellen Einsparungen 
im Fokus, sondern die Kunden- resp. Serviceorientierung sowie die Vereinfachung und Di-
gitalisierung des Prozesses. Gemäss aktueller Einschätzung dürften die laufenden Be-
triebskosten mittelfristig kostenneutral sein, hierbei wird auf die Beantwortung vom 8.Mai 
2023 verwiesen. 

Christoph Müller, Mitglied: Vor ziemlich genau einem Jahr habe ich mich zur Antwort auf 
meine erste Anfrage geäussert, welche ich im März 2023 gestellt habe. Es ging um die 
Umstellung von Grüngutvignetten auf Chip-Lösungen. Mit einer trivialen Überschlagsrech-
nung habe ich aufgezeigt, dass die Umstellungskosten garantiert weit über 100’000 Fran-
ken liegen müssen. Am 17. Juni haben wir jetzt eine Antwort auf meine zweite Anfrage er-
halten. Darin sind die Bruttokosten mit 116'000 Franken ausgewiesen. Das ist ein Mehr-
faches der ersten Berechnung. Zum Glück für die Stadtkasse, aber natürlich zum Pech der 
Kunden sieht es nicht ganz so schlecht aus, weil die Grüngutkunden mit dem Kauf des 
massiv überteuerten Chips von 20 Franken ungefragt etwa 40’000 Franken in die Kasse 
gespült haben. Aufschlussreich ist die Aussage, dass es bei der Einführung des Grüngutes 
aber nicht primär um die finanziellen Einsparungen gegangen ist. Ich gehe davon aus, 
dass es deshalb auch keine Rolle spielt, wenn sich dann die mittelfristig erwartete Kosten-
neutralität nicht einstellen wird. Hauptsache, es wächst ein wenig Gras über die Sache und 
die Grünkübel werden weiterhin geleert. Welches sind jetzt aber konkret die Erkenntnisse, 
welche wir gewonnen haben? Erstens ist meiner Meinung nach unverständlich, weshalb bei 
der Beantwortung meiner Frage nach allen Kosten die internen Projektkosten nicht berück-
sichtigt werden sollen. Der Hinweis des Stadtrats, wonach dies so üblich sei, macht mich 
sprachlos. Wie will man ohne Kostentransparenz überhaupt in der Lage sein zu entschei-
den, ob sich das Projekt lohnt oder nicht. Ich empfehle, dass man schnellstmöglich im Pro-
jektcontrolling sicherstellt, dass man zukünftig auch die internen Kosten sauber festhält. 
Dann wird es in Zukunft auch relativ einfach sein, eine saubere Antwort zu geben, wenn 
sich jemand nach den Kosten erkundigt. Zweitens stört mich an der erhaltenen Antwort 
die Tatsache, dass das Zusammensuchen von knapp 10 Zahlen ein volles Jahr gedauert 
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hat. Die Kosten mit 875 Franken sind ja auch relativ hoch. Ich verstehe, dass sich der 
Stadtrat an meiner Hartnäckigkeit stört. Ein wenig mehr Speed und Enthusiasmus hätte 
nichts geschadet, oder stehen Kundenservice und Serviceorientierung, die offensichtlich 
bei der Einführung des Grüngutsabos im Fokus gewesen sind, bei der Beantwortung von 
Anfragen nicht so im Fokus? Die lange Zeit von einem Jahr verträgt sich jedoch ziemlich 
schlecht mit der Vorgabe von maximal 3 Monaten, wie sie im aktuellen Reglement vorge-
sehen ist. Schön wäre es, man hätte in Zukunft die Antwort auf die Anfragen gleich 
schnell, wie die Karten für das Maienzugsbankett ausverkauft sind. 
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Traktandum 3 

Anfrage Brigitte Vogt (FDP) und Regina Tschopp (FDP); Geplantes Monitoring des An-
gebotsspektrums 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 19. Februar 2024 haben die Einwohnerrätinnen Brigitte 
Vogt und Regina Tschopp (beide FDP) eine Anfrage betreffend geplantes Monitoring des 
Angebotsspektrums eingereicht. 

Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet werden: 

Frage 1: Gibt es bereits eine Auflistung der Angebote und Projekte (laufende und ge-
plante), die im vorgesehenen Monitoring analysiert werden sollen? Ist es möglich, dem Ein-
wohnerrat diese Auflistung zu eröffnen? 

Ein solches Monitoring im Sinne eines institutionalisierten Tools besteht nicht. Im jährli-
chen Budgetprozess werden aber alle Projekte überprüft, hinterfragt und gegebenenfalls 
in der Umsetzung angepasst oder auch gestrichen. Zur Beurteilung und Priorisierung der 
abteilungsübergreifenden Digitalisierungs- und Strategieprojekte haben wir ergänzend im 
Frühjahr 2024 ein Projektportfoliomanagement (PPM) eingeführt. Das im Rahmen des PPM 
entwickelte Bewertungsschema wurde in der Stadtverwaltung zur Beurteilung und Priorisie-
rung auch von abteilungsinternen Vorhaben und laufenden Aufgaben ausgerollt (siehe 
auch Antwort zur Frage 2). 

Frage 2:  
Nach welchen Überprüfungskriterien soll das Monitoring der laufenden Angebote und ge-
planten Projekte (aus Frage 1) auf Kostenseite erfolgen (Gesamtprojekt, Personalaufwand 
für -Planung, -Aufbau, -Durchführung, -Abbau, -Kommunikation, Materialkosten)?? 

Die mittels des erwähnten Bewertungsschemas angeschauten Projekte wurden anhand ge-
nerischer Kriterien beurteilt wie z.B. 

- Gesetzliche Vorgaben oder technische Notwendigkeit 

- Strategiebeitrag 

- Konsequenzen bei Nichtumsetzung 

- Bevölkerungsrelevanz 

- Nachhaltigkeitsbeitrag 

- Effizienzsteigerung/Prozessoptimierung 

- Risiken 

- Realisierbarkeit von Zwischenergebnissen mit Mehrwert 

Wie bei Frage 1 erwähnt, werden im ordentlichen Budgetprozess zudem die Investitionen 
und die laufende Rechnung jährlich überprüft, mit den Budgetwerten der vergangenen drei 
Jahre verglichen und bei Bedarf Korrekturmassnahmen vorgenommen. 
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Frage 3:  
Nach welchen Nutzungs- und Wirkungskriterien wird ein laufendes Angebot bewertet (z.B. 
Besucheraufmarsch, wiederkehrende Besucherzahl, Partizipation und Engagement der Be-
völkerung, Eigenleistungen der Bevölkerung)? 

Im Rahmen des jährlichen Budgetprozesses werden Leistungen kritisch hinterfragt. Zudem 
sorgt das eingeführte PPM in den erwähnten Bereichen dafür, dass Transparenz über die 
Projektlandschaft herrscht und eine regelmässige Überprüfung des laufenden Projektport-
folios und neuer geplanter Vorhaben stattfindet. Zu den Kriterien dieser Überprüfungen 
siehe Antwort zur Frage 2. 

Frage 4:  
In welchem Zeitraum wird das Monitoring erstmalig durchgeführt und ausgewertet? Wer-
den die Resultate kurzfristig Konsequenzen haben? Sollen allfällige Projektanpassungen 
oder ein Projektstopp bereits in die kommende Budgetplanung einfließen? 

Die im Rahmen der Budgetrunden vorgenommenen Überprüfungen finden jährlich im 
Budgetprozess statt. Das PPM ist eingeführt und stellt einen laufenden Prozess dar. Es er-
möglicht eine stetige Steuerung der laufenden Projekte. 

Frage 5:  
Wer wird mit dem Monitoring beauftragt und welcher Kostenaufwand wird erwartet? 

Das PPM wurde in der Sektion O&S mit bestehenden Ressourcen erarbeitet und eingeführt. 
Ebenfalls werden die laufenden Aktivitäten des PPM mit den bestehenden Ressourcen be-
trieben. 

Frage 6:  
Kann sich der Stadtrat vorstellen, für künftige Projekte folgende Vorgehensweise zu for-
dern? 

a. Es sind bereits in der Konzeptformulierung kontrollierbare Wirkungskriterien, Planungs-
aufwand und zu erwartende Umsetzungskosten inkl. Personalaufwand aufzuzeigen. 

Dieser Ansatz kommt im Rahmen des erwähnten PPM zur Anwendung und wird in den 
kommenden Jahren verstetigt und verfeinert. 

b. Dazu sind Maßnahmen zur laufenden Kontrolle dieser Vorgaben zu definieren, um die 
Wirkung des künftigen Angebotsspektrums besser beurteilen und Korrekturmassnahmen 
frühzeitig einleiten zu können.  

Siehe vorherige Antwort. 

Brigitte Vogt-Wehrli, Mitglied: Wir bedanken uns beim Stadtrat für die Beantwortung die-
ser Anfrage. Wir haben mit Befriedigung festgestellt, dass nebst der anscheinend alle Jahre 
kritischen Beurteilung und Hinterfragung von laufenden Projekten während den Budget-
prozessen, zusätzlich neu ein Monitoring über alle Projekte eingeführt worden ist, das so-
genannte PPM Project Portfolio Management Tool. Dieses erlaube laut Aussage des Stadt-
rats eine abteilungsübergreifende Bewertung nach einem aussagekräftigen 
Bewertungsschema und auch eine Priorisierung der Projekte. 

Wir danken dafür und sind gespannt, wie dann die Auswirkungen des Monitorings auf die 
Transparenz und die Überwachung dieser doch sehr umfangreichen Projektpalette zu er-
kennen ist. 
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Traktandum 4 

Anfrage Samir Hertig (Pro Aarau) und Benita Leitner (Pro Aarau); Sportinfrastruktur - 
Hallensituation 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 18. Dezember 2023 haben der Einwohnerrat Samir Her-
tig und die Einwohnerrätin Benita Leitner eine Anfrage betreffend Sportinfrastruktur – Hal-
lensituation eingereicht. 

Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet werden: 

Frage 1:  
In Anbetracht der Verzögerung des Projekts OSZ und die dabei beinhalteten zwei Dreifach-
turnhallen - plant der Stadtrat alternative Massnahmen in der Telli, um den Bedarf an Hal-
lenkapazitäten unabhängig vom Projekt OSZ zu decken? 

Damit die Kapazitätssteigerung in den städtischen Turnhallen möglich ist und damit insbe-
sondere der Bedarf nach Dreifachhallen gedeckt werden kann, ist es unabdingbar, dass bis 
2030 eine Dreifachsporthalle erstellt wird. Diese wird u.a. benötigt, damit die Erneuerung 
der Sporthalle Schachen erfolgen kann. 

Die Stadt Aarau unterstützt aktuell das private Projekt der drei Trägervereine (Basketball 
Club Alte Kanti Aarau, BTV Volleyball Aarau sowie Tennis Club Aarau) für die Errichtung 
von zwei Dreifachhallen und einer Tennishalle mit vier Tennisfeldern in der Obermatte in 
Buchs. Weitere Projekte, insbesondere in der Telli, welche eine Kapazitätssteigerung in den 
städtischen Turnhallen zur Folge hätten, sind nicht geplant. 

Frage 2: 
Im Falle der Schaffung zusätzlicher Hallenkapazitäten, nach welchen Kriterien plant die 
Stadt Aarau die Vergabe an Sportvereine? Werden die Zuweisungen basierend auf gemel-
detem Bedarf und Vereinsgrösse, sportlicher Relevanz oder Erfolg, Wartelistenplatzierung 
oder chronologischer Anmeldung erfolgen oder gibt es andere Kriterien? Wo sind diese Kri-
terien definiert? 

Die Sektion Sport vergibt freie Halleneinheiten gemäss Benutzungs- und Gebührenregle-
ment für die Sportanlagen der Stadt Aarau vom 14. November 2016, § 2 Prioritätenord-
nung. Diese sieht folgendermassen aus: 

a) Städtische Schulen 

b) Kantonale Schulen 

c) Private Schulen 

d) Städtische Benutzergruppen (Vereine, Sportgruppen, Firmen, Private 

e) Nachwuchsstützpunkte 

f) Auswärtige Benutzergruppen 

g) Kommerzielle Organisationen und Institutionen 
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Die Sektion Sport führt für freiwerdende Einheiten eine Warteliste. Die Vergabe der Einhei-
ten erfolgt gemäss obenstehender Reihenfolge. Innerhalb dieser Prioritätenordnung wer-
den die Einheiten nach chronologischem Eingang der Anfrage vergeben. 

Frage 3:  
Inwiefern unterscheidet sich die Einflussmöglichkeit der Stadt hinsichtlich der Nutzung und 
Nutzungserweiterung bei Hallen im Besitz der Stadt gegenüber Hallen im Besitz Dritter? 

Bei den städtischen Turnhallen läuft die Belegungsplanung über die Sektion Sport. Die 
Turnhallen in der Handelsschule sowie in der Berufsschule werden ebenfalls über die Sek-
tion Sport vergeben. Bei den kantonalen Turnhallen kann die Stadt Aarau auf deren Bele-
gungsplanung keinen Einfluss nehmen, da diese nicht im Besitz der Einwohnergemeinde 
Aarau sind. 

Frage 4:  
Wurde eine Erweiterung der Nutzungszeiten der Hallen (z. B. bis 22:30 Uhr) und an den 
Wochenenden geprüft? Falls ja – was war das Resultat dieser Prüfung? Falls nein – ist eine 
solche Prüfung geplant oder welcher Grund existiert, dass dies nicht geprüft wurde? 

Die Benutzungszeiten sind im Benutzungs- und Gebührenreglement für die Sportanlagen 
der Stadt Aarau vom 14. November 2016 unter § 8 geregelt. Eine allfällige Erweiterung 
dieser Zeiten bedarf einer Revision des Reglements. Diese Revision konnte aufgrund ande-
rer Projekt-Priorisierung und knappen Ressourcen der involvierten Stellen noch nicht 
durchgeführt werden. Eine Prüfung der Benutzungszeiten erfolgt im Zusammenhang mit 
der Revision. Wann diese durchgeführt werden kann, ist zum aktuellen Zeitpunkt unklar. 

Frage 5:  
Während wie vielen Wochen ist die Sportinfrastruktur (Hallen und Sportplätze) während 
den Ferien verfügbar? Wer koordiniert die Belegung der Sportinfrastruktur in den Schulfe-
rien? Wer geniesst welche Priorität während den Schulferien? Weshalb können die Hallen in 
der BSA nur sehr eingeschränkt während den Schulferien benutzt werden? 

Gemäss Benutzungs- und Gebührenreglement für die Sportanlagen der Stadt Aarau vom 
14. November 2016, § 9 Geschlossene Zeiten, bleiben die Anlagen während mindestens 
einer Woche pro Jahr in den Schulferien geschlossen. Die Vergabe der Turnhallen während 
den Schulferien ist im Benutzungs- und Gebührenreglement aktuell nicht geregelt. Grund-
sätzlich gilt, dass die Sektion Sport unter der Woche ab 17:30 Uhr und an den Wochenen-
den für die Vergabe der Sportinfrastruktur zuständig ist. Die Prioritätenordnung in den 
städtischen Turnhallen gemäss Antwort 2 gilt ebenfalls während den Schulferien. 

Die Berufsschule Aarau (bsa) stellt aktuell die Sporthallen in den Schulferien in der Regel 
nicht zur Verfügung, da während den Ferien kein Schulbetrieb stattfindet und somit sei-
tens bsa kein Personal auf der Anlage ist. Die Nutzung in den Schulferien bis 17:00 Uhr 
wäre teilweise seitens bsa auf Anfrage möglich. Da die Vereine aufgrund den Benutzungs-
zeiten erst ab 17:30 Uhr trainieren können, ist für diese eine Nutzung während den Schul-
ferien nicht möglich. Die Sektion Sport prüft aktuell, unter welchen Bedingungen die bsa 
bereit wäre, die Sporthallen auch während den Schulferien für den Vereinssport zu öffnen. 
Eine Umfrage bei den betroffenen Vereinen hat ergeben, dass ein Grossteil eine Trainings-
möglichkeit in den Schulferien wünscht resp. diese unabdingbar ist. 
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Frage 6:  
Welche weiteren Massnahmen werden angesichts der Hallenknappheit geprüft oder sollen 
geprüft werden? 

Die Sektion Sport prüft regelmässig durch Controlling oder direkte Anfragen bei den Verei-
nen, ob die Belegungen durch diese auch tatsächlich genutzt werden. Das letzte grosse 
Controlling fand während dem Wintersemester 2019/2020 statt. In der Zwischenzeit wur-
den 8 Turnhallen mit dem neuen Badge-Zutrittssystem (ZUKO) ausgerüstet. Mit diesem 
System könnte eine dezentrale Kontrolle durchgeführt werden. Es wird aktuell geprüft, in-
wiefern dies gemäss den Datenschutzbestimmungen korrekt erfolgen könnte. 

Wie bereits erwähnt, wird die Erstellung einer Dreifachsporthalle in der Erweiterung des 
Oberstufenschulraums prioritär behandelt, damit die prekäre Situation der Hallenknapp-
heit entschärft werden kann. 

Frage 7: 
Inwiefern sind Bemühungen vorhanden, auch bei der nicht-städtischen Infrastruktur prio-
ritär Aarauer Vereine zuzulassen? Steht die Stadt Aarau mit den Drittanbietern, welche 
ihre Infrastruktur auch auswärtige Teams zur Verfügung stellt, in Kontakt? 

Die Stadt Aarau steht aktuell nicht in Kontakt mit Drittanbietern bezgl. der Belegungspla-
nung derer Infrastruktur. Es wird geprüft, ob eine Kontaktaufnahme mit Drittanbietern er-
folgen soll, um sie auf die Vergabe der Einheiten und einer möglichen Priorisierung von 
städtischen Vereinen zu sensibilisieren. 

Frage 8:  
Wie wird sichergestellt, dass nicht nur die faktische, sondern auch die tatsächliche Auslas-
tung gegeben ist? Gibt es ein den Vereinen zugängliches Tool, bei welchem auch einzelne 
freie Kapazitäten vermerkt und durch andere gebucht werden können (Bsp. freie Hallenka-
pazität aufgrund eines Auswärtsspiels)? 

Grundsätzlich finden Wettkämpfe und Meisterschafts- sowie Cup-Spiele an den Wochenen-
den statt. Die Reservation der Turnhallen erfolgt über das Reservationssystem auf der 
städtischen Website. Aktuell ist eine Übersicht der Belegungen auf der städtischen Website 
nicht umsetzbar. Im laufenden Jahr wird das Reservationssystem optimiert. In diesem Zu-
sammenhang sind verschiedene Verbesserungen im Sinne der Kundenfreundlichkeit ge-
plant. 

Frage 9:  
Wie wird die Nutzung der Sportinfrastruktur spezifisch gesetzlich geregelt bzw. reglemen-
tiert? Wo sind diese Informationen abrufbar? 

Die Nutzung der städtischen Sportinfrastruktur ist im Benutzungs- und Gebührenregle-
ment für die Sportanlagen der Stadt Aarau vom 14. November 2016 sowie in der Verord-
nung zum Benutzungs- und Gebührenreglement für die Sportanlagen der Stadt Aarau so-
wie für die Auenhalle, das Säli Winkel und die Zivilschutz- und Militärunterkünfte 
(SportanlagenV) vom 19.12.2016 geregelt. 
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Frage 10:  
Wie läuft der stadtinterne Prozess bei der potentiellen Schaffung neuer Halleninfrastruktur 
durch Drittpersonen ab? Ab welchem Zeitpunkt werden die entsprechenden städtischen 
Anlaufstellen - beispielsweise die Fachstelle Sport - in diesen Prozess miteinbezogen (z. B. 
Argoviarena)? 

Grundsätzlich ist die Ressortleitung und die Sektion Sport (früher Fachstelle Sport) für die 
Prüfung von sportlichen Anliegen durch Drittpersonen zuständig. Ist das Anliegen nach 
der erfolgten fachlichen Prüfung weiterzuverfolgen, werden die betroffenen internen Stel-
len involviert. Liegt der Entscheid über das Anliegen in der Kompetenz des Stadtrates oder 
des Einwohnerrates werden die entsprechenden Geschäfte unter Federführung der Sektion 
Sport aufbereitet. 

Im erwähnten Fall (Argoviarena) wurde das Bedürfnis nicht bei der Sektion Sport, sondern 
beim Stadtpräsidenten eingegeben. Die fachliche Prüfung erfolgte im Nachgang. 

Keine Bemerkungen zu dieser Anfrage. 
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Traktandum 5 

Anfrage Benita Leitner (Pro Aarau); Situation für mobilitätsbeeinträchtigte Menschen 
in der Stadt Aarau 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 11. März 2024 hat Einwohnerrätin Benita Leitner eine 
Anfrage betreffend der Situation für mobilitätsbeeinträchtigte Menschen in der Stadt Aarau 
eingereicht. 

Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet werden: 
 

Frage 1:  
Wie sensibilisiert der Stadtrat das Gewerbe und die Velofahrer:innen konkret für die Anlie-
gen der mobilitätsbeeinträchtigten Menschen hinsichtlich der Passierbarkeit der Läden und 
Restaurants via Platten? 

a. Hat das betroffene Gewerbe grundsätzlich Verständnis für diese Anliegen und ist zu Lö-
sungen bereit? 

Die hindernisfreie Gestaltung des öffentlichen Raumes ist ein grosses Anliegen des Stadt-
rats. Die Sensibilisierung wird dadurch erreicht, dass das Thema in diverse laufende De-
batten und Projekte aktiv vom Stadtrat und der Stadtverwaltung eingebracht wird. Bei-
spielsweise wurde am Workshop "Dialog Altstadtentwicklung" im März 2024 bewusst 
Raum für das Vorbringen unterschiedlicher Bedürfnisse gegeben und an einzelnen Tischen 
auch konkret das Thema Hindernisfreiheit diskutiert. 

Das betroffene Gewerbe hat durchaus Verständnis für die Bedürfnisse mobilitätsbeein-
trächtigter Menschen, wenn ihnen deren Anliegen aufgezeigt werden. Allerdings ist auch 
zu beobachten, dass der eigene wirtschaftliche Erfolg natürlich ebenfalls hoch gewichtet 
wird und Warenauslagen, Kundenstopper und Gastronomieaussenflächen als sehr wichtig 
für den wirtschaftlichen Erfolg wahrgenommen werden. 

Frage 2:  
Wie wird im Falle von Baustellen eine beeinträchtigungsfreie Umgehung für auf den Roll-
stuhl oder Rollator angewiesene Personen sowie sehbehinderte Menschen sichergestellt? 

Da Baustellen immer Einschränkungen für alle Betroffenen aufweisen, ist die Sektion Tief-
bau mit sämtlichen Vertragspartnern wie Ingenieurbüros, Bauunternehmer-/innen und Lie-
ferant-/innen bestrebt, diese Einschränkungen auf ein Minimum zu reduzieren. Leider las-
sen sich Einschränkungen nicht immer vermeiden. In solchen Fällen werden in Zusammen-
arbeit mit der Stadtpolizei ordentliche und sichere Umleitungen signalisiert. 

Eine normgerechte und den aktuellen Vorschriften entsprechenden Baustellensicherung ist 
in den Werkverträgen Usus und wird seit Jahren gefordert, umgesetzt, kontrolliert und bei 
Verstössen geahndet. 
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Frage 3:  
Ein grosses Thema für Personen mit Rollstuhl und Rollator ist zudem die beschränkte Be-
fahrbarkeit des Trottoirs, wenn beim Parkieren auf dem Trottoir zu wenig Platz gelassen 
wird. Dies betrifft insbesondere auch Baustellen. Welche Massnahmen zur Sensibilisierung 
der Bevölkerung und des Baugewerbes plant der Stadtrat in diesem Zusammenhang? 

Die Abteilung Sicherheit bzw. die Stadtpolizei sowie die Mitarbeiter/-innen des Parkkon-
trolldienstes büssen konsequent Fahrzeuge, welche widerrechtlich auf dem Trottoir ste-
hen. Bei Startsitzungen für Tiefbaubaustellen wird seitens der Sektion Tiefbau sowie der 
Sektion Stadtpolizei Verkehr stets darauf hingewiesen, dass die Bauarbeiten, sofern mög-
lich, so zu planen sind, dass Fussgänger/-innen und auch Rollstuhlfahrer/-innen diese un-
beschwert passieren können. Geht dies aus Platzgründen nicht, wird jeweils die Auflage 
gemacht, dass eine Umleitung zu erstellen ist. 

Frage 4:  
Im Graben standen im vergangenen Jahr diverse Stühle, welche durch die Bevölkerung 
rege genutzt wurden. Erwägt der Stadtrat die Ausdehnung dieses Angebots für die ganze 
Altstadt, um auch für gehbeeinträchtigte Personen mehr Sitzmöglichkeiten zu schaffen? 

Sitzgelegenheiten bilden einen wichtigen Beitrag zur Aufenthaltsqualität im öffentlichen 
Raum – dies entspricht einem der aktuellen Legislaturziele der Stadt. Im Rahmen von Neu-
gestaltungen und Aufwertungen von Stadtplätzen, Strassenräumen, Parks und Erholungs-
räumen werden Sitzgelegenheiten unter Einbezug der verschiedenen Anspruchsgruppen 
stets thematisiert. 

Die Stühle am Graben, die auch an der Markthalle Verwendung finden, sind bislang auf viel 
Zuspruch gestossen. Die Anschaffung war von Anbeginn mit der Überlegung verbunden, 
diese flexible Angebotsform, bei entsprechendem Erfolg, auch auf andere geeignete Berei-
che in der Stadt ausweiten zu können. 

Frage 5:  
Am Bahnhof unter der Wolke befinden sich die Sitzgelegenheiten teilweise an vor Witterung 
ungeschützten Orten. Für Personen mit Beeinträchtigung ist es wichtig, sich direkt auf 
dem Busperron hinsetzen zu können. Welche Massnahmen sind in Planung, um die Sitzge-
legenheiten zu verschieben oder neue, witterungsgeschützte Sitzplätze zur Verfügung zu 
stellen? 

Die Sitzgelegenheiten auf den Busperrons sind mehrheitlich in witterungsgeschützter Lage 
angeordnet, soweit die Wolke dies zulässt. Neben Sitzgelegenheiten müssen die Perrons 
jedoch insbesondere auch die hindernisfreie Zugänglichkeit in die Busse gewährleisten. 
Die entsprechenden Freihaltezonen für Rollstühle an den Haltepositionen der Bustüren 
schränken die Möglichkeiten der Perrongestaltung ein. Zudem ist bei der Wahl von Sitz-
bänken/Mobiliar ebenso die taktile Markierung/Blindenführung für seheingeschränkte 
Menschen zu berücksichtigen. Die Stadt ist bei realisierbaren Verbesserungsvorschlägen 
wie bis anhin auch offen für Optimierungen. 

Zu erwähnen ist, dass die Überprüfung der Sitzbänke (Anzahl, Lage, altersgerechte Aus-
stattung) bereits eine Massnahme des Fussverkehrskonzeptes ist (Massnahme 5.1). 
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Frage 6:  
Zwar ist das Schwimmerbecken des Freibad Aarau für Personen, welche sich aus eigener 
Kraft ins Becken und aus dem Becken stemmen können, behindertengerecht. Für Men-
schen, die dies jedoch nicht können, besteht keine Möglichkeit der Nutzung der Badebe-
cken ohne Unterstützung einer Begleitperson. 

a. Prüft der Stadtrat die Anschaffung eines Bade-Liftes in der Badi Aarau, wie er beispiels-
weise im Freibad Rupperswil-Auenstein seit 2019 besteht? Falls nein, weshalb nicht? 

b. Das Nichtschwimmerbecken ist aktuell gar nicht zugänglich für Personen im Rollstuhl. 
Plant der Stadtrat, diese Situation zu ändern? Falls nein, weshalb nicht? 

c. In vielen Institutionen hat eine Person im Rollstuhl Anrecht auf den Gratiseintritt einer 
Begleitperson. Dies ist in der Badi Aarau nicht so, obwohl der Einstieg ins Schwimmerb-
ecken schwierig ist. Plant der Stadtrat, dass in Zukunft Begleitpersonen einen Gratis-Ein-
tritt in die Badi haben? Falls nein, weshalb nicht? 

Das Freibad im Schachen wird in regelmässigen Abständen durch Procap Schweiz auf die 
Zugänglichkeit für gehbehinderte Menschen überprüft. 

a. Ein Badelift ist nicht vorgesehen. Um die hindernisfreie Zugänglichkeit ins Schwimmbe-
cken zu gewährleisten, wurde eine Rampe im Einstiegsbereich gebaut. 

b. In das Nichtschwimmerbecken ist der Zugang für gehbehinderte Menschen über den 
extra erhöhten Beckenrand möglich. 

c. Einen Gratiseintritt für Begleitpersonen ist nicht vorgesehen. Die Betreuung für gehbe-
hinderte Besucherinnen und Besucher kann durch die Bademeister/-innen sichergestellt 
werden. 

Frage 7:  
Die Stadt Aarau setzt bei der Verfügbarkeit von öffentlichen WC-Anlagen auf das Konzept 
von «Die Nette Toilette». Bei wie vielen der verfügbaren Angebote steht auch ein rollstuhl- 
oder rollatorgängiges WC zur Verfügung? 

Von den 12 Restaurants, die sich bei der "Netten Toilette" beteiligen, verfügen 8 über eine 
behindertengerechte WC-Anlage. Die folgende Auflistung gibt eine Übersicht, um welche 
Restaurants es sich handelt. Die Liste ist auch öffentlich auf der Website der Stadt Aarau 
einsehbar (Link). 

Frage 8:  
Welchen Anreiz bietet die Stadt Aarau, dass mehr Unternehmen ein rollstuhl- oder rollator-
gängiges WC im Rahmen von «Die Nette Toilette» anbieten? 

Im Rahmen des Projekts "Die Nette Toilette" bietet die Stadt keine Anreize zur Bereitstel-
lung von rollstuhl- und rollatorgängigen Toiletten an. Die Stadt Aarau kann keine bauli-
chen Massnahmen bei den Gastrobetreiber/-innen einfordern. 

Allerdings wird die Stadt Aarau im Jahr 2024 zwei rollstuhlgängige Kompotoi im öffentli-
chen Raum anbieten können. Die Standorte sind noch in Abklärung. 
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Frage 9:  
Gibt es Verwaltungsstandorte, die aktuell noch über kein rollstuhl- und rollatorgängiges 
WC verfügen? 

a. Falls ja, um welche Verwaltungsstandorte handelt es sich? 

b. Falls ja, wie und innert welchem Zeitraum gedenkt der Stadtrat, diese Problematik bei 
den entsprechenden Standorten zu lösen? 

Nein, es gibt keine Verwaltungsstandorte, die noch nicht rollstuhl- und rollatorgängig 
sind. Sowohl der Verwaltungsstandorte Rathaus, HWS3 (Heinerich Wirri-Strasse 3) sowie 
das Postgebäude besitzen ein rollstuhlgängiges WC. 

Frage 10:  
Gibt es Verwaltungsstandorte, in welchen mobilitätsbeeinträchtige Personen nicht oder 
nur mit zusätzlichen Hürden von städtischen Dienstleistungen profitieren können? (z. B. 
Stehschalter, nicht automatische Türen, zu enge Türdurchgänge, Schwellen) 

a. Falls ja, um welche Verwaltungsstandorte handelt es sich? 

b. Falls ja, wie und innert welchem Zeitraum gedenkt der Stadtrat, diese Problematik bei 
den entsprechenden Standorten zu lösen? 

a. Die Schalter der Steuern und der Sozialen Dienste sind nicht behindertengerecht umge-
setzt. Die Höhe des Schalters entspricht nicht den Normen. Eine Person im Rollstuhl wird 
jeweils vor dem Schalter bedient oder die Verwaltungsangestellten gehen mit der Person in 
ein Büro. 

b. Es sind zurzeit keine Massnahmen vorgesehen. 

Benita Leitner, Mitglied: Zuerst möchte ich mich für die Beantwortung meiner Anfrage be-
danken. Bedauerlicherweise bin ich damit nicht gänzlich zufrieden. Ich habe zwei Fragen, 
welche allenfalls gerade beantwortet werden könnten. Die erste betrifft die Situation in der 
Badi in Aarau. Diesbezüglich habe ich darauf hingewiesen, dass die Nutzung des Schwim-
merbeckens im Freibad für mobilitätsbeeinträchtigte Personen oder solche, die auf einen 
Rollstuhl angewiesen sind und keine starke Muskulatur haben, nicht möglich ist und in 
diesem Zusammenhang die Schaffung eines Badelifts oder eines Gratiseintritts für Begleit-
personen geprüft werden sollte. Gemäss Antwort auf meine Anfrage gibt es keinen Gratis-
eintritt für Begleitpersonen, weil die Betreuung für gehbehinderte Besucherinnen und Be-
sucher durch die Badmeister sichergestellt wird. Ich frage mich, ob alle Bademeister und 
Badmeisterinnen tatsächlich irgendeine Zusatzausbildung in pflegerischer Hinsicht absol-
viert haben, um wirklich alle gehbehinderten Personen betreuen zu können. Dabei handelt 
es sich nicht nur um einen Aufwand von fünf Minuten. Die Betreuung müsste während des 
ganzen Aufenthalts gewährleistet sein. Zudem stellt sich mir die Frage, ob die Bademeiste-
rinnen und Badmeister wissen, dass sie für die Betreuung dieser Personen zuständig sind 
und haben sie vor allem auch die Kapazitäten? Bedenken Sie, dass ein Eintritt 6 Franken 
kostet. Ich bezweifle, ob diese Kosten in einem guten Vergleich zu den Lohnkosten einer 
Badmeisterin oder eines Badmeisters stehen, wenn sich diese oder dieser wirklich voll oder 
ganzheitlich um diese Leute kümmern müsste. Ich möchte aber überhaupt keine Qualifika-
tionen in Frage stellen. Aber es würde mich schon sehr erstaunen, wenn alle nötigen Skills 
und vor allem eben auch die Kapazitäten für die Betreuung von beeinträchtigten Personen 
in der Badi in Aarau bei den Bademeisterinnen und Badmeistern vorhanden wären. Meine 
zweite Frage lautete, ob es Verwaltungsstandort gibt, welche aktuell noch nicht über roll-
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stuhl- und rollatorgängige WCs und Rollators verfügen. Diese Frage wurde mit nein beant-
wortet. Diese Antwort ist tragischerweise einfach nicht richtig. Das städtische Bestattungs-
amt und gleichzeitig auch das Regionale Zivilstandesamt, welches häufig von Kundinnen 
und Kunden frequentiert wird, hat kein rollstuhl- und rollatorgängiges WC. Somit wäre 
meine Folgefrage, wie und in welchem Zeitraum der Stadtrat gedenkt, diese Problematik 
zu lösen, eben auch nicht beantwortet. Ich würde gerne wissen, weshalb einerseits das Zi-
vilstands- und Bestattungsamt vergessen gegangen sind und ob ich auf meine Folgefrage, 
wie und wann man dies zu lösen gedenkt, noch eine Antwort erwarten darf. Übrigens ist 
der genau gleiche Verwaltungsstandort auch bei meiner nächsten Frage vergessen gegan-
gen. Dort geht es darum, ob alle Verwaltungsstandorte ohne Hindernisse zugänglich sind. 
Diesbezüglich wurde darauf hingewiesen, dass es bei den Sozialen Diensten und der Stadt-
polizei zum Beispiel Stehschalter gibt. Das ist im Zivilstands- und Bestattungsamt übrigens 
auch der Fall. Dort sind, wie bei den anderen Standorten auch, die Eingangstüre beispiels-
weise nicht automatisch. Es ist also einiges an Aufholpotenzial oder an Aufholbedarf vor-
handen. Allgemein zeigt die Beantwortung dieser Anfrage für mich, dass die Bedürfnisse 
von behinderten Personen nicht genügend wahr- oder ernstgenommen werden. Das werde 
ich jetzt aber nicht weiter ausführen, sondern es dann mit einem parlamentarischen Vor-
stoss thematisieren. Diesbezüglich hören Sie dann nochmals von mir. Falls meine gestell-
ten Fragen nicht beantworten werden, möchte ich mich gerne über das weitere Vorgehen 
erkundigen. Muss ich noch einmal eine neue Anfrage stellen oder darf ich auf die nächste 
Sitzung dazu eine Antwort erwarten? 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Die von Benita Leitner gestellten Fragen betreffen 
das Ressort von Silvia Dell'Aquila. Ich denke, dass wir diese an der nächsten Sitzung beant-
worten können. 
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Traktandum 6 

Anfrage Urs Winzenried (SVP); Privates Feuerwerk beim Jahreswechsel und am Natio-
nalfeiertag in Aarau (4. Anfrage) 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 4. Juni 2024 hat Einwohnerrat Urs Winzenried eine An-
frage betreffend Privates Feuerwerk beim Jahreswechsel und am Nationalfeiertag in Aarau 
(4. Anfrage) eingereicht. 

Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet werden: 

Frage 1:  
Ist der Stadtrat von Aarau tatsächlich nach wie vor der Ansicht, dass in der Stadt Aarau 
im Zusammenhang mit privatem Feuerwerk kein Handlungsbedarf besteht? Wenn ja: Wa-
rum beharrt er auf dieser beschönigenden Haltung? 

Ja, der Stadtrat ist nach wie vor der Ansicht, dass diesbezüglich gegenwärtig kein Hand-
lungsbedarf besteht. Wie in der Antwort auf die letzte Anfrage vom 3. Januar 2024 erläu-
tert, halten sich die gemeldeten Vorfälle in Grenzen und die Störungen durch das Abbren-
nen von Feuerwerk führten über den Jahreswechsel 2023/2024 zu ganz wenigen Mel-
dungen. Zudem wird die eidgenössische Feuerwerksinitiative wohl im Frühjahr 2025 zur 
Abstimmung kommen. Eine Regulierung vor diesem Entscheid erachtet der Stadtrat als 
nicht sinnvoll. 

Frage 2 
Führen die geplanten Verbote oder Einschränkungen von privatem Feuerwerk in den Städ-
ten Solothurn und insbesondere Baden, beim Stadtrat von Aarau allenfalls zu einer Neube-
urteilung der Situation und sogar zu einem Umdenken, oder sind die Schritte (Zeichen set-
zen!) dieser Städte für den Stadtrat von Aarau irrelevant? Wenn ja: Warum? 

Die geplanten Einschränkungen von privatem Feuerwerk in anderen Städten ändert nichts 
an der Beurteilung der aktuellen Situation in Aarau. Der Stadtrat erachtet einerseits die 
rechtlichen Grundlagen in der Polizeiverordnung der Stadt Aarau als genügend. So ist ge-
mäss § 20 der Polizeiverordnung (PolVO) das Abbrennen von Feuerwerk ohne Bewilligung 
nur am 31. Juli und 1. August sowie am 31. Dezember und 1. Januar gestattet. Anderer-
seits sind die Stadt Aarau und die umliegenden Gemeinden räumlich eng zusammenge-
wachsen. Ein Feuerwerksverbot nur auf dem Gemeindegebiet der Stadt Aarau erscheint 
deshalb nicht zielführend. 

Frage 3:  
Entsprechen die verharmlosenden und beschönigenden Äusserungen des Aarauer Stadt-
präsidenten im Beitrag von TELE M1 am 4. Juni, wonach in der Stadt Aarau aktuell weiter-
hin kein Handlungsbedarf besteht, der Meinung des gesamten Stadtrates von Aarau oder 
waren diese Äusserungen persönlicher Natur? 

Die Äusserungen des Stadtpräsidenten entsprechen der Meinung des Stadtrats. Im Inter-
view mit TeleM1 wurden verschiedene Aspekte angesprochen, u.a. dass die Stadt Aarau 
kein eigenes Feuerwerk veranstaltet und dass der Stadtrat vor der geplanten Volksabstim-
mung über die Feuerwerksinitiative, die vermutlich Anfang 2025 zur Abstimmung kommt, 
keinen Handlungsbedarf sieht. Im TeleM1-Beitrag wurde dann lediglich eine Aussage – 
dass es eben keine besonderen Vorfälle gab – ausgestrahlt. 
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Frage 4:  
Warum bagatellisiert der Stadtrat von Aarau nach wie vor in hohem Masse die ablehnende 
und sehr kritische Haltung gegenüber privatem Feuerwerk von sehr vielen und zunehmend 
immer mehr Bürgerinnen und Bürgern von Aarau? 

Siehe Antworten 1 bis 3. 

Frage 5:  
Ist der Stadtrat von Aarau willens und bereit, die Problematik von privatem Feuerwerk 
zeitnah in seiner Regierungstätigkeit endlich konstruktiv aufzugreifen und der Bevölke-
rung konkrete Lösungen zur Eindämmung der negativen Auswirkungen von privatem Feu-
erwerk zu präsentieren? 

Der Stadtrat sieht diesbezüglich zur Zeit keinen Handlungsbedarf. Der Stadtrat will das Er-
gebnis der eidgenössischen Feuerwerksinitiative abwarten. 

Frage 6:  
Ist der Stadtrat von Aarau zumindest minimal bereit, schon im Hinblick auf den kommen-
den Nationalfeiertag die Bevölkerung analog der Stadt Baden vor dem 1. August nach-
drücklich zum Verzicht auf privates Feuerwerk aufzufordern? 

Der Stadtrat sieht sich weiterhin nicht dazu veranlasst, zum Verzicht auf privates Feuer-
werk aufzurufen. 

Urs Winzenried, Mitglied: Vier Anfragen habe ich eingereicht und vier Mal bin ich beim 
Stadtrat abgeblitzt. Ich bin aber nicht entmutigt. Ich danke dem Stadtrat für die ultra 
schnelle Beantwortung dieser vierten Anfrage. Anscheinend geht es ja, schnell zu antwor-
ten, wenn man will. Die Antwort war kurz, aber man muss auch nicht viel schreiben, um 
das Wesentliche festzuhalten. Die Kosten von 200 Franken für eine Antwort, die meines 
Erachtens max. eine halbe Stunde Zeit benötigte, erachte ich als zu hoch. Ich weiss nicht, 
ob ein Herr Doktor oder Professor diese Antworten erstellt hat. Es würde sicherlich auch 
billiger gehen. Gemäss den Antworten stellen private Feuerwerke für die Stadt Aarau kein 
Problem dar, kein Problem für Menschen, kein Problem für Tiere, kein Problem für die Um-
welt, kein Problem für das Klima. Für Aarau besteht kein Handlungsbedarf. Nicht einmal 
einen Aufruf zum freiwilligen Verzicht oder Einschränkung des privaten Feuerwerks findet 
der Stadtrat zielführend. Man möchte abwarten, was die eidgenössische Feuerwerksinitia-
tive ergibt. Kommt Zeit, kommt Rat. Diese Haltung ist am einfachsten. Die Polizeiverord-
nung, Paragraf 20, ist nicht genügend. Wir wollen das private Feuerwerk nicht gänzlich 
verbieten, aber wir wollen es einschränken und deshalb ist die Polizeiverordnung anpas-
sungsbedingt. Es gibt immer mehr Bürgerinnen und Bürger, die mit einer Beschränkung 
des Feuerwerks jetzt endlich vorwärts machen möchten. Die Stimmen werden immer lau-
ter. Der Stadtrat möchte alles wie bis anhin belassen. Othmarsingen ist an der Gemeinde-
versammlung zum Schluss gekommen, dass es so nicht mehr weitergeht. Nicht nur Baden 
oder Solothurn vertreten die gleiche Meinung, auch andere Gemeinden sind derselben An-
sicht. Der Gemeindepräsident vom Othmarsingen sagt: Wir stellen fest, dass dies ein Rie-
senproblem ist und dass die Leute immer rücksichtsloser werden. Das ist in Aarau genau 
gleich. Das Feuerwerk ist ein Problem und es stellt sich die Frage, wie weiter. Ev. geschieht 
ein Wunder am 1. August und es gibt gar keine Knallerei mehr! Das glaubt ja wohl nie-
mand. Ich mache keine 5. Anfrage mehr. Wir schalten einen Gang höher. Wir wollen, dass 
das Aarauer Parlament Farbe bekennt. Ist der Aarauer Einwohnerrat der Meinung, dass al-
les gut in Aarau ist oder müsste man doch gewisse Anpassungen machen? Die Meinungen 
gehen wahrscheinlich durch alle Fraktionen und durch alle Altersgruppen. Ich möchte jetzt 
aber als nächstes hören, wie sich der Einwohnerrat dazu stellt. Es geht nicht um ein abso-
lutes Verbot, sondern um eine Einschränkung der heutigen Situation. Also affaire à suivre 
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oder wie Cato gesagt hat: ceterum censo. An diesem Projekt bleibe ich dran. Ich bin von 
der Antwort des Stadtrats selbstredend nicht befriedigt. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Ich kann bekanntgeben, dass für die Anfrage von Christian 
Oehler und Matthias Zinniker: Ordnung und Sicherheit in der Innenstadt und für die An-
frage von Urs Winzenried zum Eiszauber auf dem Maienzugplatz vom Büro eine Frister-
streckung bis Mitte Juli gewährt worden ist. Sie sind also in dem Sinne noch nicht überfäl-
lig. Es sind auch noch zwei Anfragen aus dem letzten Jahr offen, die noch unter dem alten 
Geschäftsreglement des Einwohnerrats eingereicht wurden. Ich bitte den Stadtrat, diese zu 
erledigen. Am gestrigen Sonntag ist noch eine als dringlich bezeichnete Anfrage von 
Christoph Müller, Abklärung zum Bedarf des Provisoriums Kindergarten Gönhard und zur 
Thematik Mietlösung versus neue Modulgebäude, eingegangen. Unser Geschäft unter-
scheidet nicht zwischen dringlichen und nicht dringlichen Anfragen, sondern zwischen 
mündlich gestellten Anfragen, die in der Regel an der gleichen Sitzung durch den Stadtrat 
mündlich zu beantworten sind und schriftlichen Anfragen, die durch den Stadtrat in der 
Regel auf die nächste Sitzung, spätestens aber innert drei Monaten nach Einreichung, zu 
beantworten sind. Weil die Anfrage gestern, bzw. heute früh, also noch vor der Einwohner-
ratssitzung schriftlich eingereicht wurde, überlasse ich es dem Stadtrat, ob er die Anfrage 
an der heutigen Sitzung mündlich beantworten, oder ob er diese zu einem späteren Zeit-
punkt schriftlich beantworten möchte. 

Hanspeter Thür, Stadtrat: Es handelt sich im Wesentlichen um die gleichen Fragen, wel-
che im Kontext des Rückweisungsantrags eigentlich thematisiert worden sind. Deshalb 
werde ich im Rahmen der Behandlung dieses Rückweisungsantrages zu diesen Fragen, so-
weit ich das im Moment in dieser kurzen Frist leisten konnte, Stellung nehmen. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Somit wäre die Anfrage mündlich beantwortet. Da Christoph 
Müller dazu keine Rückäusserung geben möchte, werden wir beim materiellen Trak-
tandum dazu noch etwas hören. 



 

Sitzung vom 24. Juni 2024 

Seite 161  

Traktandum 7 

Motion Petra Ohnsorg (Grüne) und weitere: Sicherung der gymnasialen Bildungsstät-
ten sowie der Fach-, Informatik- und Wirtschaftsmittelschule für kommende Generati-
onen in Aarau 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 19. Dezember 2023 haben Petra Ohnsorg (Grüne) und 
weitere eine Motion betreffend Sicherung der gymnasialen Bildungsstätten sowie der Fach-
, Informatik- und Wirtschaftsmittelschule für kommende Generationen in Aarau", einge-
reicht mit folgendem 

Antrag 

Der Stadtrat wird aufgefordert, den Platzbedarf der gymnasialen Bildungsstätten (AKSA, 
NKSA, Aargauische Maturitätsschule) sowie der Fach-, Informatik- und Wirtschaftsmittel-
schule (FMS, IMS, WMS) in der Stadt Aarau genau abzuklären und nachfolgend dem Kanton 
Hand zu bieten, dass dieser mittel- und längerfristig (mind. für die nächsten 20 Jahre) ge-
nügend Kapazitäten für die kommenden Generationen - und insbesondere für die Aarauer 
Schülerinnen und Schüler -vor Ort zur Verfügung stellen kann. Für die oben genannten Ar-
beiten sei ein Kredit von 20'000 Franken (= Kostendach) für externe Unterstützung zu 
sprechen. 

Mit Botschaft vom 6. Mai 2024 nimmt der Stadtrat zur Motion schriftlich Stellung und un-
terbreitet folgenden 

Antrag 

Die Motion "Sicherung der gymnasialen Bildungsstätten sowie der Fach-, Informatik- und 
Wirtschaftsmittelschule für kommende Generationen" sei zu überweisen. 

Die FGPK hat das Geschäft an ihrer Sitzung vom 11. Juni 2024 beraten und stellt dem Ein-
wohnerrat den 

Antrag 

Die Motion sei nicht zu überweisen. 

Die FGPK verzichtet auf ein Referat. Ich übergebe das Wort somit an die Motionärin. 

Petra Ohnsorg Matter, Mitglied: In unserer Motion unterbreiten wir dem Stadtrat zwei An-
liegen. Erstens soll der Platzbedarf der Mittelschulen in Aarau genau abgeklärt werden. 
Zweitens soll er dem Kanton Hand bieten, die Kapazitäten in Aarau, mindestens für die 
nächsten 20 Jahre, zu sichern. Der erste Punkt hat der Stadtrat mit seiner Botschaft plus-
minus erfüllt. Das Bildungsdepartement des Kantons Aargau hat unsere Fragen erhalten 
und beantwortet. Niemand hier im Saal dürfte jetzt noch daran zweifeln, dass der Bedarf 
grösser als das Angebot ist. Oben auf der Tribüne befinden sich Schülerinnen und Schüler 
der AKSA und der NKSA. Sie sind anwesend, weil es nicht fünf vor zwölf ist, es ist bereits 
viertel nach zwölf. Zu einem Viertel war die NKSA nämlich schon im letzten Schuljahr über-
belegt. Auch die AKSA war schon zu 13 Prozent überbelegt. Im vorletzten Schuljahr wies 
die NKSA einen Viertel zu viele Schülerinnen und Schüler aus. Auf das nächste Schuljahr 
gibt es anstelle von sechs ersten Klassen neu sieben erste Klassen. Es reicht deshalb nicht 
mehr, so dass in jedem hinterletzten Zimmer, zum Beispiel im UG, unterrichtet wird, wel-
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ches nur ein Klappfenster auf einen Lichtschacht hat. Deshalb sind vor kurzem die Schüle-
rinnen und Schüler der 3. und 4. Klasse informiert worden, dass ihr Präsenzunterricht ab 
August um 4 Lektionen reduziert wird. Betroffen sind nebst dem Schwerpunktfach Mathe-
matik und Deutsch auch Französisch und Englisch. Die NKSA hat den Schülerinnen und 
Schülern dazu geschrieben: Die neuen Unterrichtsmodelle haben zum Ziel, die Studierfä-
higkeit aller Schülerinnen und Schüler durch eine höhere Selbständigkeit und Eigenverant-
wortung zu verbessern und Kapazitäten zu schaffen, um eine höhere Anzahl Schülerinnen 
und Schüler an den einzelnen Schulstandorten zu unterrichten. Auch im Infoschreiben der 
AKSA steht: Gleichzeitig sollen damit vor dem Hintergrund des knappen Schulraums zu-
sätzlich freie Unterrichtszimmer an den Schulen geschaffen werden. Was macht man dann, 
wenn auch diese nicht mehr ausreichen? Noch mehr Lektionen streichen? Dann werden 
wohl, wie uns der Kanton geschrieben hat, auch die Aarauer Schülerinnen und Schüler auf 
andere Standorte ausweichen müssen. Mit der aufgezeigten Platznot kommt also der zwei-
te Punkt unserer Motion zum Zug. Der Stadtrat soll dem Kanton Hand bieten, die Kapazitä-
ten in Aarau, mindestens für die nächsten 20 Jahre, zu sichern. Obwohl die Platznot jetzt 
schon gross ist und die Kapazitäten für die Zukunft alles andere als gesichert sind, finden 
es aber offenbar ein paar aus unserem Kreis nicht nötig, dass wir als Stadt aktiv werden. 
Als Argument gegen unseren Antrag wird zum Beispiel gesagt, dass das Oberstufenzent-
rum Priorität habe. Natürlich hat das Oberstufenzentrum höchste Priorität. Deswegen wol-
len wir doch nicht andere dringliche Themen einfach ignorieren. Wenn wir nämlich bei den 
Mittelschulen warten, bis das OSZ endlich gebaut ist, strafen wir uns selbst. Dann können 
nämlich diejenigen Kinder, die man jetzt nicht mit einer zu grossen Oberstufenschulan-
lage überfordern will, mit 15 oder 16 Jahren zum Beispiel nach Zofingen oder nach Stein 
pendeln. Ein anderes Argument gegen unseren Antrag lautet, dass der Kanton zuständig 
sei. Das stimmt, der Kanton ist zuständig. Aber der Kanton braucht Aarau nicht zwingend. 
Er kann auch anderswo Mittelschulplätze schaffen. So wie er es eben in Stein, Lenzburg, 
Windisch oder Wohlen machen wird. Dem Kanton kann es übrigens egal sein, wenn die 
Aarauer Schülerinnen und Schüler zukünftig auswärts in die Schule müssen. Es ist also 
wichtig, dass wir so schnell wie möglich zeigen, dass wir die Mittelschulen in Aarau erhal-
ten und weiterentwickeln wollen. Jetzt richte ich noch das Wort an alle, die dem Trak-
tandum Beteiligung Park InnovAARE zustimmen, aber diese Motion unnötig und 20’000 
Franken zu viel finden. Beim Beitrag für InnovAARE geht es um mehr als doppelt so viel 
Geld, als für diese Motion. Es geht um 50’000 Franken. InnovAARE soll Hightech-Firmen 
und Startups nach Aarau bringen. Damit aber InnovAARE zum Fliegen kommt, braucht es 
zweifellos Fachkräfte und gut ausgebildete Menschen. Dieser guten Ausbildung wegen 
sind die Schülerinnen und Schüler heute Abend hier oben. Sie sind nämlich sehr besorgt, 
dass die Qualität ihrer Ausbildung der Platznot zum Opfer fällt. Diese Befürchtung ist nicht 
unbegründet. Ich zitiere zu diesem Thema ein letztes Mal aus dem Papier des Kantons: Die 
Aarauer Kantonsschulen verlieren an Bedeutung, weil sie nicht in genügendem Ausmass 
die Möglichkeit haben, pädagogische Entwicklungen umzusetzen. Die Innovationskraft der 
beiden Aarauer Kantonsschulen droht durch die Platznot ausgebremst zu werden. In dem 
Sinne bitte ich Sie um Ihre Unterstützung. 

Cornelia Tschopp Depta, Mitglied: Die Fraktion GLP/Mitte unterstützt die Motion gross-
mehrheitlich. Der Schulraumbedarf ist geklärt und durch das BKS jetzt neu analysiert und 
aktualisiert worden. Die Analyse zeigt auf, dass die Kapazität bis 2050 um 56 Prozent ge-
steigert wird. Es stellt sich die Frage, wo diese Räumlichkeiten gefunden werden können. 
Nach der Ablehnung des Landabtauschs vor einem halben Jahr stehen wir vor einer neuen 
Situation. Es müssen Alternativen zum Standort Zelgli für den Kanton gefunden werden. 
Momentan werden vier Varianten des Oberstufenzentrums geprüft. Bei zwei Varianten ist 
das Zelgli Bestandteil des Oberstufenzentrums. Daher muss eine Erweiterung für die Neue 
Kantonsschule Aarau geprüft werden, weil sie höchstwahrscheinlich nicht in diesen Szena-
rien vorkommt und wegfallen wird. Kurzfristig kann eben die Raumknappheit der Kantons-
schulen durch die Kantonsschule Stein entschärft werden. Aber wie sieht es längerfristig 
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aus? Wäre es eine Möglichkeit, die Räumlichkeiten im KSB für die Alte Kantonsschule zur 
Verfügung zu stellen? Für wie viele Abteilungen würde das Raum schaffen? Deckt dies den 
längerfristig nötigen Raumbedarf? Wo gibt es sonst noch für die Neue Kantonsschule Er-
weiterungsmöglichkeiten? Wir bitten den Stadtrat, diese Fragen und noch weitere Fragen 
im Rahmen dieser Motion aufzunehmen. Für die Fraktion GLP/Mitte ist unbestritten, dass 
die Aarauer Mittelschulen weiterhin gestärkt werden sollen. Wir freuen uns über die 
Leuchtturmwirkung, über die Innovationskraft, welche die Kantonsschulen weit über die 
Kantonsgrenzen hinaus haben. Diese wollen wir weiter fördern und stärken. Es ist doch 
auch eine Chance für die Stadt Aarau, ihre Rolle als Kantonshauptstadt und als attraktiven 
Wohn- und Arbeitsort zu festigen und auszubauen. Deshalb bitten wir Sie, dem Stadtrat zu 
folgen und die Motion zu überweisen. 

Stefan Zubler, Mitglied: Ich vertrete mit meinem Votum die FDP-Fraktion und nicht die 
Motionärinnen und Motionäre. Ich habe ja die Motion mitunterzeichnet. Die FDP-Fraktion 
folgt grossmehrheitlich dem Antrag der FGPK. Die ursprüngliche Erwartung war, dass ein 
wesentlicher Teil des Kredites von maximal 20’000 Franken auch für eine kritische und 
eventuell unabhängige Prüfung der Entwicklung der Schülerzahlen verwendet wird. Somit 
ist unsere Fraktion mit der Antwort auf Punkt 1 der Motion nur mässig zufrieden. Die vom 
Kanton erwähnten Zahlen sind genau die gleichen, welche bereits vor einem Jahr bei den 
Informationsveranstaltungen zum Oberstufenzentrum und zum Landabtausch gezeigt 
worden sind und bieten deshalb keinerlei Mehrwert. Während innerhalb der Fraktion unbe-
stritten ist, dass den beiden Kantistandorten in Aarau eine sehr grosse Bedeutung und 
Wichtigkeit zukommen, ist die grosse Mehrheit mit der kurzen Diskussion in der FGPK ein-
verstanden. Die beiden Kantistandorte sind bereits heute bekannt und werden mit sehr 
grosser Wahrscheinlichkeit nicht ändern. Somit erübrigt sich eine Abklärung von alternati-
ven Standorten. Einzig bei der KSB ist eine solche notwendig und dieser neue Standort 
muss aus Sicht der FDP-Fraktion nicht zwingend in Aarau sein. Jedenfalls liegt es in der 
Kompetenz des Kantons, mögliche Standorte und deren Ausbaupotenzial zu evaluieren. 
Unter Hand bieten versteht die Mehrheit der Fraktion, dass zum Beispiel im Fall eines Aus-
baus des Zelglischulhauses dieser so gut wie möglich mit den Wachstumsplänen der 
neuen Kanti koordiniert würde. Für das Hand bieten ist aber kein Kredit notwendig. Ein-
fach einen Kredit ohne klaren Auftrag zu sprechen, lehnt die Mehrheit der Fraktion ab. 
Deshalb ist ein Grossteil der FDP-Fraktion gegen die Überweisung der Motion und würde 
sich bei einer Überweisung vorbehalten, die sofortige Abschreibung zu beantragen. 

Susanne Heuberger, Mitglied: Zwischen dem Stadtrat und der FGPK herrscht bezüglich 
dieser Motion Uneinigkeit. Der Stadtrat beantragt die Überweisung. Innerhalb der FGPK ist 
die Motion, von 6 Parteien eingereicht, durchgefallen. Die Kommission empfiehlt gross-
mehrheitlich die Nichtüberweisung. Ich staune, dass sich die Kommission nicht zu einem 
Kommissionsreferat bewegen konnte. Ich denke, das wäre nötig gewesen. Die SVP-Fraktion 
hält sich an die Empfehlung der FGPK und wird folglich die vorliegende Motion nicht über-
weisen und zwar geschlossen, aus folgenden Gründen: Die Motion beinhaltet zwei kon-
krete Forderungen an den Stadtrat. Zum einen wird gefordert, den Platzbedarf der gymna-
sialen Bildungsstätten sowie der Fachmittelschulen in der Stadt Aarau genau abzuklären 
und dafür Geld für eine externe Unterstützung zu sprechen. Im Weiteren soll dem Kanton 
Hand geboten werden, dass er genügend Kapazitäten vor Ort zur Verfügung stellen kann. 
Die Schulraumplanung für kantonale Bildungsstätten, dazu gehören auch die Platzbedarfs-
abklärungen, liegen nicht in der Kompetenz der Stadt, sondern allein beim Kanton. Der 
Kanton kommt seiner Verantwortung vollumfänglich nach und kennt seine eigenen Prog-
nosen. Wenn also die Motion jetzt fordert, die Stadt soll den Platzbedarf der gymnasialen 
Bildungsstätten abklären, ist dies klar eine Kompetenzüberschreitung. Es sind falsche 
Kompetenzanmassungen, die man mit dieser Motion an die Stadt delegieren will. Dazu sa-
gen wir nein. Dass die Stadt und der Kanton im engen Kontakt und Austausch sind, ist hin-
gegen für die SVP-Fraktion zwingend und wird von den jeweiligen Behörden ja auch seit 
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Jahren gepflegt. Damit besteht in dieser Hinsicht absolut kein Handlungsbedarf, mittels 
Motion hier einzugreifen oder sogar noch Geld zu sprechen. Es liegt bereits alles auf dem 
Tisch. Bezugnehmend auf die zweite Forderung der Motion, dass die Stadt dem Kanton 
Hand bietet, genügend Kapazitäten vor Ort zur Verfügung stellen zu können, kann festge-
halten werden, dass der Kanton genügend Land für einige Lösungen besitzt, zum Beispiel 
das Kasernenareal. Er hat ausreichend Ressourcen und mittlerweile auch Standorte für die 
Kantonsschulen. Man hört auch ganz klar, dass er sich logischerweise nicht gegen ein Ge-
schenk der Stadt Aarau wehren würden, zum Beispiel das Zelglischulhaus, welches für die 
Stadt Aarau einen wertvollen Oberstufenstandort darstellt. Aber seitens Kanton besteht im 
Moment weder der grosse Wunsch noch die dringende Absicht, den Standort Aarau mit Al-
ter Kantonsschule und Neuer Kantonsschule auszubauen. Der Kanton konzentriert sich 
korrekterweise auf die Realisierung neuer Standorte in Stein, Lenzburg und Windisch. Das 
ist richtig. Auch für die Kantonale Schule für Berufsbildung KSB gibt es ausserhalb von 
Aarau Alternativen. Für die SVP-Fraktion steht fest, dass nicht alle kantonalen Schulen in 
Aarau domiziliert sein müssen. Wenn man sich daran stört, dass die Aarauer Schülerinnen 
und Schüler allenfalls einmal eine andere Kantonsschule ausserhalb von Aarau besuchen 
müssten, darf man das. Es ist jedoch keine Zumutung, sondern etwas, was schon lange 
fällig ist. Alle, die früher nicht in Aarau zu Hause waren und in Aarau jedoch die Schulen 
besuchen mussten, hatten keine andere Wahl. Die SVP-Fraktion vertritt einstimmig die Mei-
nung, dass auch den Aarauer Schülerinnen und Schülern zugemutet werden darf, auswärts 
von Aarau eine Kantonsschule zu besuchen. Die SVP-Fraktion erachtet die Motion als nicht 
überweisungswürdig. Sie generiert nämlich keinen Wert, ist sinnlos und überflüssig. Ei-
gentlich war ich der Meinung, die FGPK habe das erkannt, weil sie die Nichtüberweisung 
empfiehlt. Anscheinend aber ist das nicht so. Deshalb hätte ich sehr gerne eine Erklärung 
gehört. weshalb die FGPK zu einer abweichenden Haltung kommt. Vielleicht könnte man 
diese Erklärung noch liefern. Ich weiss nicht, ob es damit zusammenhängt, dass die FGPK 
an dieser letzten Sitzung sehr dürftig besetzt war. Sich aber einfach aus der Verantwor-
tung zu schleichen und eine andere Haltung als der Stadtrat zu haben und die nicht ein-
mal zu begründen, finde ich persönlich nicht in Ordnung. 

Fabio Mazzara, Mitglied: Die Mittel- und Kantonsschulen in Aarau haben Bedarf an zu-
sätzlichem Schulraum. So viel ist sicher. Ob man diesen Bedarf in Aarau wünscht, kann 
man unterschiedlicher Meinung sein. Man kann auch die Meinung der SVP vertreten, wo-
nach gar nicht alle Schülerinnen und Schüler in Aarau zur Schule gehen müssen. Wir von 
Pro Aarau und EVP/EW sind aber der Meinung, dass Aarau als Kantonshauptstadt und als 
Zentrum des West-Aargaus den Anspruch und den Stolz haben sollte, dass nicht nur un-
sere Aarauer Kinder hier die Mittel- und Kantonsschulen besuchen können, sondern mög-
lichst auch viele andere Schülerinnen und Schüler aus der Region. Die prägende Zeit in 
Aarau zu verbringen wird eine lebenslange und hoffentlich gute Erinnerung an Aarau mit 
sich bringen. Ich bin der Meinung, man müsste den Stolz haben, dies so umzusetzen. Ein 
Teil der Motion ist bereits umgesetzt. Aber mit der Abstimmung über die Motion senden 
wir als Einwohnerrat unsere Haltung bezüglich dem Kanton zum Mittelschulstandort 
Aarau. Möchte man diese in Aarau stärken oder ist es uns egal, dass ein Raumbedarf in 
Aarau auch ein Problem ist? Jetzt kann man darüber diskutieren, ob man die 20'000 Fran-
ken tatsächlich benötigt. Ich finde diese Diskussion kleinlich. 20’000 Franken ist für Aarau 
nicht wahnsinnig viel Geld. Wir gehen alle recht stark davon aus, dass das Geld gar nicht 
gebraucht wird. In der Tendenz kann Aarau dem Kanton ohne Aufwendung von externen 
Ressourcen Hand bieten. Deshalb fände ich es sehr gut, man würde die Motion überweisen 
und dem Kanton ein Zeichen senden, dass wir den Standort Aarau stärken möchten. 

Christoph Waldmeier, Mitglied: Ich mag mich nicht erinnern, wann die FGPK das letzte 
Mal über eine Motion gesprochen hat. Ich weiss auch nicht, weshalb diese Meinung so 
wichtig sein soll. Die FGPK redet eigentlich nicht über Motionen. Wir hatten einmal die 
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Oberstufenlehrerausbildung hier. Das hat man auch sozusagen verspielt. Die Oberstufen-
lehrerausbildung ist jetzt in Brugg. Man hätte auch die Chance gehabt, den FHNW-Standort 
nach Aarau zu holen. Ich finde es auch sehr wichtig, dass man diesbezüglich gute Zeichen 
setzt. 

Leona Klopfenstein, Mitglied: Ich kann mich den Äusserungen von Petra Ohnsorg vollum-
gänglich anschliessen. Vor allem Punkt 2 oder der zweite Antrag, dass der Kanton genü-
gend Kapazitäten für die kommenden Generationen zur Verfügung stellen soll, ist für uns 
nicht erledigt. Auch wenn das die FGPK so sieht. Zudem fordert die Motion auch deutlich 
Lösungsvorschläge oder auch Varianten. Diese liegen auch nicht vor. Die Stellungnahme 
vom Kanton zeigt sehr deutlich, dass man bei den Kantonsschulen und auch bei den Mit-
telschulen einen dringlichen Bedarf hat. Bis jetzt mussten wir keine Schülerinnen und 
Schüler an andere Kantonsschulstandorte schicken. Wenn wir das Raumangebot aber nicht 
weiterentwickeln können, ist dies nicht vermeidbar. Wir gehen natürlich nicht davon aus, 
dass sich der Kanton daran stört, wenn Aarauerinnen und Aarauer anderswo die Schulen 
besuchen müssen. Der Kanton ist auch nicht auf Aarau angewiesen. Er kann auch an-
derswo einen Neubau bauen, das haben wir jetzt gesehen. Uns als SP-Fraktion ist es aber 
ein Anliegen, dass die Standorte in Aarau beibehalten und sie auch nach den aktuellsten 
pädagogischen Standards weiterentwickelt werden. Sie sind teilweise jetzt schon nicht so 
umfassend, dass ein moderner Schulunterricht möglich ist. Auch wenn wir uns natürlich 
gewünscht hätten, dass wir einfach einen Landabtausch machen könnten und alle Prob-
leme behoben wären, können wir ja im Moment nicht davon ausgehen. Deshalb ist es uns 
sehr wichtig, rechtzeitig Alternativen zu prüfen und diese zu entwickeln. Deshalb werden 
wir dem Antrag des Stadtrats folgen, die Motion zu überweisen und sie nicht abschreiben. 

Hanspeter Thür, Stadtrat: Der Stadtrat beantragt Ihnen ja die Motion zu überweisen. Das 
liegt auch durchaus in der Logik der bisherigen Aktivitäten des Stadtrats. Wir haben ei-
gentlich nebst der Entwicklung des Oberstufenstandorts immer klar kommuniziert, dass 
uns auch der Erhalt und die Weiterentwicklung der Kantonsschulstandorte in Aarau wichtig 
ist. Wir sind der Meinung, dass es ist wichtig, dass die Schulen, nicht so wie es jetzt von 
Seite des BKS signalisiert wird, zunehmend an Bedeutung verlieren. Das wollen wir nicht. 
Wir wollen, dass die Kantonshauptstadt mit einem gewissen Selbstbewusstsein gegenüber 
dem Kanton signalisiert, dass wir bereit sind, das Nötige zu leisten, damit sich der Kanton 
motiviert sieht, die Standorte zu entwickeln. So gesehen haben wir eigentlich den ersten 
Teil dieser Abklärungen getätigt. Es wäre ein schlechtes Signal, wenn jetzt der Einwohner-
rat mit der Ablehnung dieser Motion signalisieren würde, dass es dem Einwohnerrat nicht 
so wichtig wäre, dass in Aarau der Kantonsschulstandort gesichert und entwickelt wird. 
Jetzt wird argumentiert, dass es dafür nicht 20’000 Franken braucht. Vielleicht haben Sie 
recht, vielleicht benötigen wir dieses Geld auch nicht. Wir geben sicher nicht Geld aus, 
wenn wir es nicht brauchen. Aber vielleicht ist es wichtig, dass wir gegenüber dem Kanton 
Hand bieten für die Suche von Standorten auf dem Platz Aarau. Vielleicht sind in der Bau- 
und Nutzungsordnung Anstrengungen nötig, um dies zu ermöglichen. Wir wissen es nicht. 
Natürlich hat der Kanton auch Land. Aber vielleicht nicht solches Land, welches baurecht-
lich einen solchen Standort ermöglicht. Also ich verstehe jetzt den Auftrag, Hand zu bie-
ten, eben auch in diese Richtung. Wir wollen den Kanton unterstützen, wenn er andere 
Ideen entwickelt, um die Möglichkeiten zu schaffen, dass die Standorte in Aarau erhalten 
und entwickelt werden können. Wir befinden uns mit diesen Entscheiden in einer neuen 
Ausgangslage. Es ist anzunehmen, dass es wahrscheinlich nicht möglich sein wird, die Be-
zirksschule anbieten zu können. Der Entscheid ist noch nicht gefallen. Wir würden ein kla-
res Signal setzen, wenn wir zur Kenntnis nehmen, dass der Bedarf vorhanden und wir be-
reit sind, Hand zu bieten. Das ist nämlich genau das, was die Motion verlangt. Diesen 
Auftrag wollen wir gerne übernehmen. 
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Anja Kaufmann, Präsidentin: Wir gelangen zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 34 Ja-Stimmen gegen 11 Nein-Stimmen folgenden 

Beschluss 

Die Motion "Sicherung der gymnasialen Bildungsstätten sowie der Fach-, Informatik- und 
Wirtschaftsmittelschulen für kommende Generationen in Aarau" wird überwiesen. 

Matthias Zinniker, Mitglied: Ich möchte gerne einen Antrag auf Abschreibung der eben 
überwiesenen Motion stellen. Stefan Zubler hat dies vorher im FDP-Votum bereits als Op-
tion angekündigt. Es ist von einigen erwähnt worden, dass der Kanton und nicht die Stadt 
für die Standortwahl bei den Kantonsschulen zuständig ist. Ich verstehe, dass man trotz 
dieser fehlenden Zuständigkeit ein symbolisches Zeichen zu Gunsten der NKSA und der 
AKSA setzen möchte, welche ein wichtiger Bestandteil der Bildungslandschaft Aarau sind. 
Ich verstehe aber nicht, weshalb wir mit einem zusätzlichen Kredit von 20’000 Franken die 
vom Kanton gelieferten Zahlen mittels externer Unterstützung überprüfen möchten. Ich 
finde es auch wenig sinnvoll, jetzt als Stadt Aarau auf eigene Initiative eine Lösung für das 
Platzproblem der Kanti zu suchen. Man würde sich eben unnötigerweise nur auf das Ge-
biet von Aarau beschränken. Es ist klar, dass bei der Standortwahl für die neue Oberstufe 
die Auswirkungen auf den Mittelschulstandort Aarau eine Rolle spielen sollen und eines 
der Bewertungskriterien darstellen wird. Das geschieht sowieso unabhängig einer zusätzli-
chen externen Überprüfung mit diesen 20’000 Franken. Ich habe den Verdacht, dass es 
den Motionärinnen und Motionären mit dem Kredit vor allem darum gegangen ist, das An-
liegen motionsfähig zu machen. Das hat man jetzt geschafft. Man hat die Motion überwie-
sen. Man hat das Zeichen, welches ich in gewisser Weise nachvollziehen kann, setzen kön-
nen. Ich glaube aber, dass wir uns den Betrag von 20’000 Franken sparen können. Der 
Betrag kann besser in unsere eigenen Schulen oder die Standortsuche für die Primar- oder 
Oberstufe investiert werden, als für die Beschaffung von Informationen, welche wir jetzt 
bereits erhalten haben. Aus unserer Sicht ist deshalb die Motion erfüllt und kann abge-
schrieben werden. Auch der Stadtrat hat an der FGPK-Sitzung gesagt, dass die Motion aus 
seiner Sicht abgeschrieben werden könnte. Ich hoffe, er wird das nach meinem Votum wie-
derholen. Mit dem Ergebnis überweisen, aber abschreiben, erreichen wir im Übrigen auch 
genau das, wofür Fabio Mazzara vorher plädiert hat. Man kann nämlich ein wichtiges Zei-
chen setzen. Es muss aber kein Geld ausgeben werden, welches nicht genau definiert ist, 
wofür es eingesetzt werden soll. Auch der Stadtrat hat gesagt, dass man dieses Geld ziem-
lich sicher gar nicht braucht. Deshalb danke ich Ihnen, wenn Sie dem Antrag auf Abschrei-
bung zustimmen. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Matthias Zinniker stellt demzufolge folgenden 

Antrag 

Die Motion "Sicherung der gymnasialen Bildungsstätten sowie der Fach-, Informatik- und 
Wirtschaftsmittelschulen für kommende Generationen in Aarau" sei abzuschreiben. 

Petra Ohnsorg Matter, Mitglied: Es geht darum, dass man eigenständige Lösungen sucht 
und dass man diese von einer externen Fachperson sorgfältig überprüfen lassen könnte. 
Der Vorwurf, dass der Betrag von 20’000 Franken beantragt wird, nur um die Motion moti-
onsfähig zu machen, stimmt nicht. Im Weiteren kann man dem Kanton auch Hand bieten, 
indem man ihm zum Beispiel mit Anpassungen in der BNO entgegenkommt. Wir haben 



 

Sitzung vom 24. Juni 2024 

Seite 167  

Entwicklungsgebiete, welche man zum Beispiel von Anfang an mit einbeziehen könnte und 
man dort irgendwelche Schulräume oder Anlagen hineinpackt. Es gibt bestimmt ganz viele 
Möglichkeiten, wenn man diese Bereitschaft hat.  

Matthias Zinniker, Mitglied: Ich würde gerne wissen, ob der Stadtrat weiterhin zu seiner 
Haltung steht, welche er auch in der FGPK geäussert hat. 

Hanspeter Thür, Stadtrat: Wir haben über die Information über den Schulraumbedarf und 
über die Entwicklung der Schülerzahlen gesprochen. Diesbezüglich bin ich tatsächlich der 
Meinung, dass wir diesen Punkt durch die Rückmeldung des Kantons genügend abgeklärt 
haben. Insofern könnte man diesen Punkt abschreiben. Die Motionäre gehen aber ja wei-
ter. Wir sind der Meinung, dass man den Kanton durchaus weiterhin unterstützen kann 
oder soll, wenn er auf dem Platz Aarau Lösungen sucht, um den Kantonsschulstandort zu 
stärken. Ob für irgendwelche Abklärungen 20’000 Franken nötig sind, bin ich nicht sicher. 
Aber dieser Punkt steht meiner Meinung nach nicht im Zentrum dieser Motion. Die Bereit-
schaft der Stadt Aarau, des Einwohnerrats und des Stadtrats, steht im Zentrum. Ich glaube, 
diesen Punkt muss man noch nicht abschreiben. Ich bin nicht der Meinung, dass ich mich 
an der Sitzung, an welcher die Motion relativ sehr pauschal – was auch von Susanne Heu-
berger kritisiert wurde – und ein wenig schludrig behandelt worden ist, dahingehend de-
tailliert geäussert habe. Ich glaube, die Leute waren ein bisschen überrascht von dieser 
Motion. 

Nicola Müller, Mitglied: Ich stelle den Antrag, auf den Abschreibungsantrag gar nicht ein-
zutreten, denn kein Mitglied hat die Kompetenz, die Abschreibung zu beantragen. Gemäss 
unserem neuen Einwohnerratsreglement, Paragraf 42, Abs. 6, beantragt der Stadtrat die 
Abschreibung und zwar mit einem Geschäft oder im Jahresbericht. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Wir unterbrechen die Sitzung kurz und nehmen Abklärun-
gen vor. 

Wir haben jetzt darüber diskutiert. Vorgängig kann ich informieren, dass Matthias Zinniker 
die Abschreibung schon einmal angesprochen hat. Wir sind jetzt zu einer anderen Mei-
nung gekommen, entgegen der ursprünglich an Matthias Zinniker abgegebenen Informa-
tion. Deshalb hat er den Antrag auch gestellt. Wir sind aber der Ansicht, dass dieser An-
trag nicht zulässig ist. Mit der Überweisung der Motion liegt jetzt die Motion beim Stadtrat 
und er muss dazu zuerst ein Geschäft eröffnen und einen Antrag stellen, ob die Motion 
dann abgeschrieben wird oder nicht. Aber schlussendlich wird dann der Einwohnerrat 
schon über die Abschreibung dieser Motion entscheiden. Einfach nicht im jetzigen Zeit-
punkt. Das Geschäft ist somit abgeschlossen. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 2 der Gemeindeordnung keinem Referendum. 
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Traktandum 8 

Beschlussfassung über die Dringlichkeit des Postulats von Philipp Kühni (GLP): Ober-
stufenstandorte 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 23. Mai 2024 hat Einwohnerrat Philippe Kühni (GLP) das 
dringliche Postulat "Oberstufenstandorte" eingereicht mit folgenden 

Anträgen 
 
1. Der Stadtrat wird aufgefordert, für das Projekt "Neue Oberstufen-Standorte" folgendes 

Szenario zusätzlich abzuklären: Die Stadt Aarau übernimmt die Liegenschaft der neuen 
Kanti im Zelgli für einen neuen Oberstufenstandort und gibt im Gegenzug des OSA so-
wie die Schachenhalle (evtl. im Baurecht) an den Kanton ab. Dies würde dem Kanton ei-
nen Neubau für die neue Kanti und die KSB inkl. neuer Halle ermöglichen. 

2. Das Postulat ist als dringlich zu erklären. 

Mit Botschaft vom 10. Juni 2024 nimmt der Stadtrat zum Postulat schriftlich Stellung mit 
folgendem 

Antrag 
 
1. Das Postulat wird dringlich erklärt. 
2. Das Postulat wird nicht überwiesen. 

Ein wenig aussergewöhnlich an diesem Geschäft ist, dass der Stadtrat nach der Erstellung 
der Traktandenliste aber vor der heutigen Einwohnerratssitzung bereits eine Botschaft ver-
fasst hat. Der Rat könnte wahrscheinlich das Geschäft jetzt auch ordentlich behandeln. Ich 
gehe davon aus, dass dies nicht der üblichen Praxis des Stadtrats entspricht und wohl 
auch nicht als Präjudiz für künftige Dringlichkeitsvorstösse gelten soll. Ich schlage deshalb 
vor, dass man trotz dem Vorliegen der Botschaft zuerst noch über die Dringlichkeit ent-
scheidet. Wenn das Geschäft als dringlich erklärt wird, behandeln wir es dann umgehend 
im Anschluss auch noch materiell. Sollte das Geschäft als nicht dringlich erklärt werden, 
kommt es dann mit der bereits vorliegenden Botschaft in einer nächsten Sitzung in den 
Einwohnerrat. 

Philippe Kühni, Motionär: Die Reihenfolge kann ich mir noch nicht so genau merken. Was 
ich mir aber sehr genau merken kann, ist die Reihenfolge der wichtigen Geschäfte in der 
Stadt Aarau. Mit Garantie kann ich sagen, dass der Oberstufenstandort mit Abstand das 
wichtigste Geschäft ist. Es befindet sich ganz oben auf dieser Liste. Das Projekt ist in vol-
lem Gang. Wir erwarten im Herbst den Zwischenbericht zu den verschiedenen Varianten, 
Szenarien, Kosten, Machbarkeit, Vor- und Nachteilen usw. Entsprechend ist die Dringlich-
keit wohl selbstredend. Weil die Botschaft des Stadtrats schon vorliegt, wäre es geradezu 
absurd, wenn man das Postulat jetzt nicht dringlich erklären würde. Man würde nämlich 
genau das gleiche dann behandeln, wenn es zu spät wäre, also mit der gleichen Vorlage. 
Entsprechend bitte ich Sie, die Dringlichkeit zu erklären. 

Hanspeter Thür, Stadtrat: Die Präsidentin hat natürlich auf den Punkt hingewiesen, dass 
es aussergewöhnlich ist, dass der Stadtrat bereits eine Botschaft im Kontext eines dringli-
chen Postulats stellt. Die Arbeiten sind aber in vollem Gange und ein Zeitplan ist vorhan-
den. Deshalb sind wir eben auch der Meinung, dass ein solches Postulat, welches im Raum 
schwebt, eine Verunsicherung und eine Frage der Weiterbearbeitung der Beschlüsse dar-
stellt. Der Einwohnerrat hat diese Beschlüsse schon einmal gefasst. Ich erinnere, dass wir 
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den Auftrag gefasst haben, vier Varianten von Standorten zu überprüfen. Wenn man am 
Beschluss des Einwohnerrates festhalten will und gleichzeitig aber ein Postulat im Raum 
schwebt, welches im Prinzip die Anträge obsolet macht, bin ich der Meinung, dass der Ein-
wohnerrat bekannt gibt, dass entweder ein neuer Weg beschritten werden soll oder dass 
die Beschlüsse, welche wir vor einem halben Jahr gefasst haben, nach wie vor gültig sind. 
Deshalb waren wir der Meinung, dass die Dringlichkeit richtig ist und haben uns auch 
schon inhaltlich mit den Argumenten des Postulanten auseinandergesetzt. Aber ich kann 
bestätigen, dass es sicher nicht ein Normalfall ist. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Da keine weiteren Voten mehr vorliegen, gelangen wir zur 

Abstimmung 

über die Dringlichkeit. 

Der Einwohnerrat fasst mit 35 Ja-Stimmen gegen 10 Nein-Stimmen folgenden 

Beschluss 

Das Postulat wird als dringlich erklärt. 

Somit kommen wir gleich zur materiellen Beratung. 

Philippe Kühni, Motionär: Wenn man den Gesamtperimeter anschaut, den ich mit einbe-
ziehe, handelt es sich alles um Themen, die sowieso auf uns zukommen. Der Kantons-
schulstandort und der Oberstufenstandort sind sowieso ein Thema. Die Schachenhalle ist 
in keinem guten Zustand. Dafür wird bereits ein Projekt aufgegleist. Auch die Tellihalle 
und das Schwimmbad werden in den nächsten 15 Jahren ein Thema. In diesen Topf wer-
den wir ca. 300 bis 350 Millionen Franken in den Standort Aarau investieren müssen. 
Aarau ist ein Bildungsstandort. Wir haben einen Oberstufenstandort, nicht nur für die 
Stadt Aarau, sondern auch für umliegende Gemeinden. Das ist im Schulgesetz geregelt, 
beispielsweise der Bezirksschulstandort. Diesbezüglich haben wir gar keine andere Wahl. 
Wir müssen die Schülerinnen und Schüler aus den umliegenden Gemeinden aufnehmen, 
weil diese Gemeinden selbst die nötige Grösse nicht haben. Es braucht 12 Abteilungen. 
Wir haben auch viele Berufsschulen in Aarau. Wir haben die Mittelschulen, namentlich eben 
die Alte Kanti und die Neue Kanti. Wir haben KSB, FMS, IMS, WMS und so weiter. Also Aarau 
ist wirklich ein Bildungsstandort. Wir haben eine Überbelegung, nicht nur bei der Ober-
stufe, sondern auch bei der Kanti. Wir haben die Zahlen vorher gehört. Die Alte Kanti mit 
den ca. 111 Prozent. Die Zahlen sind nicht ganz aktuell. In der Zwischenzeit sind es ca. 
120 Prozent. Bei der Neuen Kanti sind es ca. 115/116 Prozent. Wir haben somit Hand-
lungsbedarf, sowohl bei der Stadt hinsichtlich Oberstufenstandort, wie auch beim Kanton 
für den Kantistandort. Den Kantistandort möchte man ja stärken oder dafür mehr Platz 
schaffen, indem man die Kantonale Schule für Berufsbildung KSB in das Zelgli verlegt. Wie 
Sie alle wissen, ist der ursprüngliche Plan gescheitert, das Oberstufenzentrum im Telli zu 
bauen und im Zelgli die KSB anzusiedeln. Dafür gibt es wahrscheinlich mehrere Gründe. 
Gewisse Leute haben sich an der Grösse gestört und weil dort so viele Schülerinnen und 
Schüler an einem Standort beschult werden sollen. Andere haben die angeblich dezentrale 
Lage bemängelt. Der Verkehr ist ein Thema gewesen. Dann gibt es aber auch gewisse 
Gruppierungen, die das Zelgli unbedingt gerne bei uns in der Stadt behalten wollen. Bei 
den Ortsbürgern ist auch noch die Abgeltung des Baurechts ein Thema gewesen. Interes-
sant ist auch, gemäss den Äusserungen von Hanspeter Thür, dass man offenbar nicht 
mehr daran glaubt, dass man das grosse Schulzentrum im Telli mit dem Landabtausch, so 
wie ursprünglich geplant, umsetzen kann. Alle Szenarien, die man geprüft hat, wurden ja 
vorgestellt. Es gab ein Mitwirkungsverfahren. Alle Szenarien haben wesentliche Nachteile. 
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Gewisse Szenarien kann man wahrscheinlich auch als Killer-Kriterien aufzählen. Ich nenne 
gerne die Wichtigsten. Zelgli, Variante Süd: Wenn man im Zelgli, zur Neuen Kantonsschule 
hin, den zusätzlichen Platz schaffen würde, würde das bedingen, dass man der Neuen 
Kanti den ganzen Aussenraum wegnehmen würde. Ich wüsste nicht, weshalb der Kanton 
mitspielen sollte. Die Variante Nord, also Richtung Schanz, Richtung Parkplatz, weist mas-
siven Fels auf. Man möchte dort eine Sechsfachturnhalle mitten in den massiven Felsen 
bauen. Wer von der Baubranche her kommt, weiss, dass ein solches Vorhaben nicht ganz 
billig ist. Entsprechend bin ich nicht sicher, ob die Stadt bereit ist, einen solch gewaltigen 
Betrag auszugeben, um viele tausend Kubikmeter Felsen zu sprengen. Auch das Ortsbild 
ist ein Thema. Alle Varianten im Zelgli haben die gemeinsame Schwachstelle, dass der 
Aussenraum, aber auch der Schulraum, immer noch knapp ist. Man würde also sehr viel 
Geld investieren und der Neuen Kanti den Platz wegnehmen, aber der Raum bleibt immer 
noch knapp. Der Schachen ist Grundwassergebiet. 3 bis 4 Meter unter dem Boden stösst 
man schon auf relativ viel Grundwasser. Es ist fliessendes Grundwasser, ein Strom. Ob 
man dort wirklich 12 Meter hineinbauen kann – und zwar einen riesigen Riegel genau quer 
zum Grundwasserstrom – ist äusserst fraglich. Die Kosten sind dabei noch ein anderes 
Thema. Bei einem Bau mit sechs Stockwerken sieht man den Kirchenspitz vom Schachen 
her nicht mehr. Ich weiss nicht, ob das mehrheitsfähig wäre. In allen Varianten im 
Schachen ist das Raumangebot sehr knapp. Diese Tatsache ist auch in den Berichten aus-
gewiesen. Zusätzlich braucht es unglaublich viele teure Provisorien. Wir haben aktuell ei-
gentlich keine Lösung oder keine Variante vorliegen, welche wirklich aussichtsreich ist. 
Entsprechend habe ich versucht, die weiteren Fragen bezüglich Kanton, Sporthalle und so 
weiter, die alle auch dringend sind und die in den nächsten Jahren auch anstehen, mit ein-
zubeziehen und den vorliegenden Vorschlag gemacht. Ich möchte gerne auf die 11 Argu-
mente des Stadtrats ganz kurz eine Replik geben. Sie haben diese auch per Mail erhalten, 
wenn sie durch Ihre Fraktionschefs weitergeleitet wurden. Zwei Argumente betreffen den 
Platz. Wir sprechen von einer Parzelle von 30’000 m2. Das ist dreimal so gross, wie die 
heutige Neue Kanti. Die eigentliche Parzelle ist immer noch doppelt so gross, wenn man 
den nördlichen Teil dazu nimmt. Es hätte schon genug Platz, wenn man die Sporthalle mit-
denkt. Das Argument 3 betriff den Kanton. Der Kanton hat ein grosses Problem mit dem 
Platz. Wir haben jetzt schon eine Überbelegung, Wir haben ein vitales Interesse als Stadt, 
dass der Kantistandort bestehen bleibt. Entsprechend erachte ich es nicht wirklich als se-
riös, ein solches Szenario auszuschliessen, bevor alle Vor- und Nachteile auf dem Tisch lie-
gen. Erst dann hat man die Argumente, um mit dem Kanton zu reden. Alle Szenarien, die 
einen Weiterbetrieb des Zelglischulhauses beinhalten – entsprechend insbesondere auch 
diejenigen, welche die Abgabe des Landes im Baurecht tangieren – müssten sowieso alle 
auf kantonaler Ebene überarbeitet werden. Auch die Botschaft zu den Mittelschulstandor-
ten müsste überarbeitet werden. Wenn das Zelglischulhaus involviert ist, bräuchte es so-
wieso eine Überarbeitung. Aus meiner Sicht ist das auch kein Argument, diese Variante 
auszuschliessen. Es stellt sich auch die Frage, weshalb die Baukosten plötzlich ein Thema 
sind. Es ist immer betont worden, dass die Baukosten bis im Herbst kein Thema sind. Jetzt 
sind die Baukosten plötzlich bei einer Variante ein Thema. Lustigerweise wird einfach ir-
gendeine Zahl aus dem Hut gezaubert, 150 Millionen Franken. Ich weiss echt nicht, wie 
man auf die Summe von 150 Millionen Franken kommt. Der Kanton nennt in seinem Pla-
nungsbericht bei 33 bis 44 Abteilungen Baukosten von 70 bis 90 Millionen Franken und 
nicht 150 Millionen Franken für 34 Abteilungen. Es ist komisch, dass man dies plötzlich 
als Argument einbringt. Der Kanton hat sowieso Investitionsbedarf. Man darf das Ganze 
auch nicht isoliert betrachten. Es handelt sich um ein komplexes Geschäft, bei welchem 
verschiedene Landabtausche vorgenommen und Gebäude gegeneinander aufgerechnet 
werden müssen etc. Das war im bisherigen Geschäft auch so. Man hätte Land in der Telli 
vom Kanton übernommen und dafür Land im Zelgli sowie ein Baurecht abgegeben und 
noch einen Mietvertrag abgeschlossen etc. Es ist ein hoch komplexes Geschäft. Dass man 
jetzt einfach mit einem solch isolierten Betrag von 150 Millionen Franken begründet, dass 
das Ganze nicht umsetzbar ist, habe ich gewisse Zweifel. Der Kanton denkt in Lebenszyk-
luskosten und ist damit der Stadt einiges voraus. Man schaut nicht nur auf Investitionen, 
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sondern man schaut, was kostet uns der Nutzen oder die Nutzung über den Lebenszyklus, 
also über 50, 60, 70, 80 Jahre. Ich bin mir gar nicht sicher, ob ein Neubau am Schluss 
nicht billiger ist, als ein relativ teures Zelglischulhaus zu betreiben. Es muss uns einfach 
bewusst sein, dass wir den Bildungsstandort Aarau schwächen, wenn es uns nicht gelingt, 
dem Kanton den Raum für die Kantonschule zur Verfügung zu stellen. Den Punkt 5 werde 
ich überspringen. Ich habe mich dazu bereits geäussert. Das Argument 6 betrifft den be-
troffenen Perimeter im Eigentum der Ortsbürgergemeinde. Es müssen sowieso immer 
Ortsbürgergemeinde, Einwohnergemeinde und Kanton zustimmen, ungeachtet dessen, 
was gemacht wird. Argument 7 bezieht sich auf die Abtretung der Schachenhalle im Betrag 
von 30 bis 40 Millionen Franken. Dazu habe ich mich bereits geäussert. Wie ich gehört 
habe, wird diese zusammen mit Halter AG unentgeltlich gebaut. Wir müssen dieses Geld 
sowieso investieren. Die heutige Schülerzahl im Schachen und so weiter. Nehmen Sie das 
doch in die Analyse hinein und werten Sie es aus. Das war die Frage 8. Mit Punkt 9 wird 
die Frage gestellt, weshalb es ein Problem sein sollte, wenn sich Primarschüler neben den 
Kantischülern befinden. Ist die Neue Kanti wirklich ein Hort des Bösen, dass man dort 
keine Kinder in der Nähe haben darf? Die nächste Frage bezieht sich auf 24 bis 30 Abtei-
lungen in der NKSA. Heute sind es 34 Abteilungen. Also so viel zu gross ist das jetzt auch 
nicht, Aber auch dieses Thema muss in der Analyse seriös ausgewertet werden. Der letzte 
Punkt bezieht sich auf die Zonenänderung. Gemäss Hanspeter Thür sollte eine solche Zo-
nenänderung kein grosses Problem sein. Wir sind das kompetente Gremium, um eine sol-
che Zonenänderung zu beantragen. Nichts tun ist keine Option. Wenn alle Optionen am 
Schluss nicht funktioniere, sind wir in zwei Jahren zurück auf Feld 1 und haben einfach 
Zeit verloren. Deshalb sollte man dieses Szenario ebenfalls prüfen. Verlieren können wir 
nur ganz wenig, gewinnen aber viel. Zeitliche Verzögerungen erwarte ich keine, deshalb 
wurde die Motion als dringlich erklärt. Die Kosten sollten absolut überschaubar sein. Ich 
würde die Kosten in einem tiefen fünfteiligen Bereich sehen.  

Dimitri Spiess, Mitglied: Wir haben das Geschäft in der SP-Fraktion beraten. Auf den ers-
ten Blick handelt es sich um eine spannende Idee. Sie sieht irgend gewinnbringend aus für 
die Stadt, aber es hat einfach ganz viele Haken und anschliessend zu wenig Platz für die 
Neue Kantonsschule an diesem neuen Standort. Wir empfehlen, dem Argumentarium des 
Stadtrats zu folgen. Es hat zu wenig Platz im Schachen für die NKSA. Es gibt ein hohes 
Spannungsfeld zwischen Primarschülerinnen und Schülern und diesen Kantischülerinnen 
und Schülern. Wir sind nicht generell gegen Abklärungen, aber wir befürchten, dass solche 
zu Verzögerungen führen. Deshalb empfehlen wir ein Nichtüberweisen. 

Christoph Müller, Mitglied: Das Zügeln einer Kanti ist ein relativ umfangreiches Unterfan-
gen. In den Gesprächen mit dem BKS wurde eines ziemlich klar. Der Kanton hat eine sehr 
hohe Priorität für Schulen auf eigenem Land. Das ist im Zelgli zwar jetzt nicht der Fall. 
Aber wir können ziemlich sicher sein, dass der Kanton die NKSA nicht irgendwo anders 
hinzügeln möchte, wo wieder irgendwie ein Baurecht besteht etc. Grundsätzlich kann die 
Fraktion der SVP den Ausführungen des Stadtrats in der Botschaft folgen. Wir werden das 
Postulat auch nicht überweisen. 

Hanspeter Thür, Stadtrat: Was würde es bedeuten, wenn Sie jetzt das Postulat überweisen 
würden? Wir haben ja einen einwohnerrätlichen Abklärungsauftrag, vier Standortüberprü-
fungen mit verschiedenen Varianten vorzunehmen. Wenn Sie jetzt das Postulat überwei-
sen, heisst das, dass wir die bisherigen Abklärungsarbeiten abbrechen, das vorliegende 
Begehren zwischenschalten und Abklärungen machen müssen, ob dies überhaupt realis-
tisch ist. Als erster Punkt müsste mit dem Kanton die Diskussion geführt und angefragt 
werden, ob der Kanton bereit ist, die Neue Kanti dorthin zu verlegen. Wir haben uns natür-
lich auch schlau gemacht. Es ist ganz klar, dass der Kanton überhaupt kein Interesse hat 
über das Thema zu reden. Aber auch wir selbst haben kein Interesse. Der Postulant vertritt 
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die Meinung, dass dort unten mit 30'000 m2 genügend Platz zur Verfügung steht. Ich habe 
eine Berechnung vornehmen lassen. Es gibt dort unten drei Bereiche. Es gibt den ange-
stammten Bereich des OSA. Dieser umfasst 10’500 m2. Es gibt den Maienzugplatz. Dieser 
umfasst 6’000 m2. Es gibt das Feld rund um die Schachenhalle mit 13’500 m2. Die vom 
Postulanten genannten 30’000 m2 umfassen also den Maienzugplatz plus die Schachen-
halle, welche wir quasi dem Kanton übergeben würden. Wo würden wir dann die Schachen-
halle, welche dann nicht mehr in unserem Eigentum wäre, hin platzieren? Wo würden wir 
dann den Maienzugplatz noch bevölkern oder benützen oder bewohnen, wenn der Kanton 
dort eine Schulanlage darauf baut? Also rein schon aus städtischer Sicht ein absurder Vor-
schlag, den man überhaupt in keiner Art und Weise gut findet. Deshalb beantragen wir die 
Ablehnung. Der Postulant hat jetzt eine Reihe von Vor- und Nachteilen dieser Standorte, 
über welche wir Abklärungen eingeleitet haben, genannt. Wir befinden uns mitten in den 
Abklärungsarbeiten und wollen bis Ende Jahr ein Ergebnis darüber aufzeigen, was über-
haupt mit dem Auftrag des Einwohnerrats realisierbar ist und was nicht. Aber offensicht-
lich weiss der Postulant hier schon im Detail, dass die Abklärungsaufträge, welche wir jetzt 
übernommen haben und mit grosser Energie und grossem Aufwand betreiben, dass man 
diese abbrechen soll. Das ist für uns absolut kein Thema. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, gelan-
gen wir zur 

Abstimmung 

Über den Antrag 1 bezüglich der Dringlichkeit haben wir bereits abgestimmt. Verbleibt 
noch der Antrag 2 des Stadtrats. 
 
Der Einwohnerrat fasst mit 39 Ja-Stimmen gegen 5 Nein-Stimmen folgenden 

Beschluss 

Das Postulat wird nicht überwiesen. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 2 der Gemeindeordnung keinem Referendum. 
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Traktandum 9 

Zusammenschluss Aarau und Unterentfelden - Projektierungskredit 2024-2026 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Botschaft vom 29. April 2024 unterbreitet der Stadtrat 
dem Einwohnerrat folgenden 

Antrag 

Der Einwohnerrat genehmigt den Projektierungskredit zur Erarbeitung der Analyse- und 
Konzeptphase für einen Zusammenschluss der Gemeinden Aarau und Unterentfelden in 
der Höhe von 250'000 Franken, abzüglich Beiträge Dritter (Anteil Unterentfelden). 
 
Die FGPK hat das Geschäft an ihrer Sitzung vom 11. Juni 2024 geprüft und unterbreitet 
dem Einwohnerrat Antrag, das Geschäft zu genehmigen. Die Kommissionssprecher ist 
Fabio Mazzara. 

Fabio Mazzara, Mitglied: Die FGPK hat sich an der Sitzung vom 11. Juni 2024 mit dem 
Projektierungskredit für die Erarbeitung der Analyse- und Konzeptphase für den Zusam-
menschluss der Gemeinden Aarau und Unterentfelden in der Höhe von 250’000 Franken 
auseinandergesetzt. Als Auskunftspersonen standen Stadtpräsident Hanspeter Hilfiker und 
Stadtschreiber Fabian Humbel zur Verfügung. Die Auskunftspersonen haben erklärt, dass 
die Gemeindeversammlung Unterentfelden den Kreditanteil der Gemeinde Unterentfelden 
mit grosser Mehrheit genehmigt hat. Nach der Kreditgenehmigung wird die Projektarbeit 
jetzt aufgenommen. Weitere Themen sind beispielsweise die Schule, Feuerwehr oder das 
Vereinswesen. Der Prozess soll innerhalb einer vernünftigen Zeit abgewickelt werden. An-
gestrebt wird eine mögliche Fusion auf den 1. Januar 2028. Im Projektierungskredit ist ein 
Anteil von 100’000 Franken für die Projektleitung enthalten. Diese internen Kosten werden 
ausgewiesen, weil die Gemeinde Unterentfelden auch ihren Anteil daran leisten wird. Mit 
den übrigen budgetierten Kosten sollen zum Beispiel Fachabklärungen in Auftrag gegeben 
werden können. Nachfolgend sind die Fragen beantwortet und Themen diskutiert worden. 
Aus der Mitte der Kommission wird festgestellt, dass die Botschaft auf eine Fusion ausge-
richtet ist. Es stellt sich die Frage, weshalb nicht ein ergebnisoffenes Vorgehen angestrebt 
wird. Zudem ist nicht klar, welcher Nutzen die Fusion für die Stadt Aarau bringen würde. 
Diese und andere wichtige Fragen sollen vorgängig geklärt werden, zum Beispiel Fragen 
zur Schule, Steuerfuss oder Planung Sportanlagen. Es stellt sich die Frage, ob das Geschäft 
zurückgewiesen werden soll, um die Fragen vorgängig zu klären. Die Auskunftspersonen 
entgegnen, dass mit dem Kredit genau solche Abklärungen vorgenommen werden. Das 
Resultat ist letztlich ein Bericht zu den verschiedenen Themen. Im Rahmen des Zukunfts-
raums wurde bereits definiert, dass eine Fusion dann für Aarau interessant ist, wenn zum 
Beispiel zusätzliche Wohn- oder Gewerbeflächen zur Verfügung gestellt werden können, 
damit die Bedeutung der Stadt erhöht wird. Ausserdem können Verwaltungskosten auf 
mehr Einwohnerinnen und Einwohner verteilt werden und die Zusammenarbeit, auch mit 
den Nachbargemeinden, wird vereinfacht. Bezüglich der Kosten wollte die Kommission 
wissen, ob diese nur für die Analysephase gedacht sind, oder ob die Kosten bis und mit 
Fusion berechnet sind. Die Auskunftspersonen haben informiert, dass die Kosten bis und 
mit Volksabstimmung, inklusiv Vertragsentwurf, gerechnet sind. In der Umsetzungsphase 
können weitere Kosten entstehen. Aber bei der Fusion können noch Beiträge des Kantons 
erwartet werden. Die Fusionsbeträge des Kantons haben sich in den letzten Jahren erhöht. 
Stand heute kann mit einem Beitrag von 1.5 Millionen Franken gerechnet werden, sofern 
die Fusion zustande kommt. Allenfalls ergeben sich zudem positive Auswirkungen auf den 
Finanzausgleichsbeitrag der Stadt. Aus der Kommission wurde festgestellt, dass die Vertei-
lung der Projektierungskosten für die Stadt Aarau nicht vorteilhaft erscheint. So sind die 
Kosten bei der Fusion von Baden und Turgi im Verhältnis 3/4 zu 1/4 aufgeteilt worden. 
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Beim Projekt Brugg und Villnachern sind die Kosten sogar hälftig aufgeteilt worden. Die 
Auskunftspersonen weisen darauf hin, dass bei zahlreichen Zusammenarbeitsprojekten 
von Gemeinden die Kosten über die Bevölkerungszahlen aufgeteilt werden. Diese Rege-
lung ist am klarsten und ergibt am wenigsten Diskussionen. Wie erwähnt erfolgt die Pro-
jektleitung ausserdem intern, während bei Baden/Turgi eine externe Projektleitung beauf-
tragt worden ist. In der abschliessenden politischen Würdigung ist der vorliegende Antrag 
grossmehrheitlich begrüsst worden. Es wurde festgestellt, dass es für kleine Gemeinden 
zunehmend schwierig wird, die anspruchsvollen Aufgaben zu erfüllen und dass die Nut-
zung von Synergien sinnvoll sein kann. Deshalb ist eine Fusion prüfenswert. Es hat auch 
kritische Stimmen gegeben, welche grundsätzlich von Fusionen nicht begeistert oder der 
Meinung sind, dass eine Fusion mit Unterentfelden keine Vorteile bringt. Die FGPK emp-
fiehlt dem Einwohnerrat mit 7 zu 1 Stimme, den Projektierungskredit zu genehmigen 

Urs Winzenried, Mitglied: Eine Fusion von zwei Gemeinden ist in vielerlei Hinsicht ver-
gleichbar mit einer Heirat. Es gibt Liebesheiraten und es gibt Zweckheiraten. Zweckheira-
ten sind sehr oft zum Scheitern verurteilt. Die geplante Fusion zwischen Aarau und Unter-
entfelden ist zweifellos keine Liebesheirat, sondern allenfalls eine Zweckheirat. Beide 
Gemeinden versprechen sich Vorteile von dieser Fusion und wollen mit einem Projektie-
rungskredit jetzt einen ersten Schritt in die Richtung Fusion machen. Das Projektieren ei-
ner künftigen Vision mit einem Projektierungskredit von sage und schreibe 250’000 Fran-
ken macht nur dann Sinn, wenn ein grundsätzliches Interesse an einer Fusion besteht. 
Beim Stadtrat von Aarau ist das Interesse aufgrund seiner Botschaft offensichtlich in sehr 
hohem Mass vorhanden. Die SVP-Fraktion ist einstimmig gegen die Fusion zwischen Aarau 
und Unterentfelden und lehnt deshalb logischerweise auch einen Projektierungskredit ab. 
Wenn in einer Partnerschaft ein Partner generell gegen eine künftige Heirat ist, dann lässt 
er sicher auch nicht einen teuren Hochzeitsanzug anfertigen. Das wäre schade für das 
Geld und unredlich dem Partner gegenüber. Folgende Gründe sprechen aus Sicht der SVP 
generell gegen eine Fusion und damit auch gegen den vom Stadtrat beantragten Projektie-
rungskredit als erster Schritt. Für Aarau besteht überhaupt keine Notwendigkeit für eine 
Fusion mit Unterentfelden. Die Vorteile einer Fusion liegen grossmehrheitlich bei Unterent-
felden, insbesondere in finanzieller Hinsicht, aber auch in anderen Bereichen. Profitieren 
würde in erster Linie Unterentfelden und nicht Aarau. Aarau ist finanziell aktuell gut unter-
wegs und würde bei einer Fusion die Schulden von Unterentfelden übernehmen. Der Steu-
erfuss von Aarau würde bei einer Fusion mit grosser Wahrscheinlichkeit steigen. Der Stadt-
rat sieht die Vorteile eigentlich hauptsächlich in drei Bereichen. Man möchte zusätzlich 
Land gewinnen. Die Baufläche von Aarau ist aufgrund der noch bestehenden Transformati-
onsgebiete Telli, Torfeld, aber auch ohne Fusion bei weitem noch nicht ausgereizt. Zwei-
tens hat der Stadtrat die Idee, dass Aarau mit der Fusion von Unterentfelden wieder zur 
grössten Gemeinde im Kanton Aargau würde. Wir sind der Meinung, mit rund 22’000 Ein-
wohnern hat die Stadt Aarau eine ideale Grösse für eine mittelgrosse und auch überschau-
bare Stadt im Mittelland. Eine Zunahme der Bevölkerung um 4'500 auf beinahe 27’000 Ein-
wohner ist nicht nur von Vorteil und ist auch nicht erwünscht. Die Konkurrenz mit Baden, 
als grösste Stadt im Kanton, darf überhaupt kein Argument für eine Fusion mit einer ande-
ren Gemeinde für Aarau sein. Drittens nennt der Stadtrat die überregionale Bedeutung von 
Aarau und die Ausstrahlung der Stadt. Aber eine Ausstrahlung bemisst sich wirklich nicht 
nach ihrer Grösse und eine Fusion mit Unterentfelden bewirkt hinsichtlich Ausstrahlung 
gerade gar nichts. Aarau hat auch ohne Fusion mit Unterentfelden genügend Leuchttürme. 
Die Altstadt, Aareraum, Schachen, KEBA, Reithalle, KIFF etc. Es braucht nicht noch eine 
neue Gemeinde dazu, um noch mehr Ausstrahlung zu erreichen. Viel sinnvoller wäre aus 
der Sicht der SVP eine Fusion zwischen Ober- und Unterentfelden. Das ist aber trotz eini-
ger Zusammenarbeitsbereiche weit entfernt. Wer am Samstag die AZ gelesen hat, konnte 
einen spannenden Artikel von Frau Schlegel mit dem sehr sinnvollen Titel "noch nicht ein-
mal im Tod vereint" lesen. Es geht da um die Vereinigung von Unterentfelden und Ober-
entfelden. Diese beiden Gemeinden wollen offensichtlich voreinander nichts wissen. Wir 
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sind der Meinung, dass sich diese beiden Gemeinden zuerst zusammenraufen und eine 
Gemeinde bilden sollten, bevor eine dieser Gemeinden mit Aarau fusionieren soll. Dann 
könnte man allenfalls wieder über eine Fusion reden. Eine Fusion Aarau und Unterentfel-
den ist und bleibt ein Flickwerk. Es gibt viele Entkopplungsfragen, wo Probleme vorpro-
grammiert sind., Zum Beispiel im Bereich Schule etc. Auch in geografischer Hinsicht ist aus 
unserer Sicht eine Fusion zwischen Aarau und Unterentfelden nicht optimal, Stichwort 
Trennlinie Distelberg. Die beiden Gemeinden sind nicht zusammengewachsen. Eine Fusion 
zwischen Aarau und Buchs oder eine Fusion zwischen Aarau und Küttigen würde sicher 
viel besser passen. Noch ein Wort zum Projektierungskredit. Der Betrag von 250’000 Fran-
ken ist beträchtlich, auch wenn ein Teil, das hat der Stadtrat ja so ausgewiesen, Eigenleis-
tungen der Verwaltung von Aarau sind und sich Unterentfelden zu einem Teil an diesen 
Kosten beteiligt. In der FGPK ist zu Recht die Frage gestellt worden, ob nicht eine hälftige 
Aufteilung diesen Kosten besser wäre. Aber der Stadtrat vertritt die Meinung, dass man die 
Aufteilung aufgrund der Einwohnerzahlen vornehmen sollte. Für die SVP ist aber die Frage 
der Kosten nicht zentral, genau so wenig wie der Beitrag des Kantons, welcher ins Feld ge-
führt worden ist und welcher die Kosten auch noch etwas senken würde. Wir sind nicht aus 
finanziellen Gründen grundsätzlich gegen das Projekt, sondern weil wir die Fusion als 
nicht nötig, als nicht sinnvoll erachten. Die Fusion wird zum Glück nicht ohne Volksab-
stimmung über die Bühne gehen. Wir sind überzeugt, viele Aarauer und Aarauerinnen wer-
den die ablehnende Haltung unserer Fraktion teilen. Aarau braucht die Fusion in keiner 
Hinsicht. Sollte der Projektierungskredit vom Einwohnerrat heute, trotz unserer mahnen-
den Worte, bewilligt werden, erwarten wir mindestens vom Stadtrat, dass er effektiv dann 
eine ergebnisoffene Projektarbeit und Kommunikation durchführen wird. Die Bevölkerung 
von Aarau muss exakt wissen, was in einem Fall einer Fusion auf die Stadt zukommt. Die 
Vorteile, aber insbesondere auch die Nachteile und die Probleme. Wir lehnen den Projektie-
rungskredit einstimmig ab. 

Nicola Müller, Mitglied: Ich nehme am 24. Juni 2024 erfreut zur Kenntnis, dass auch die 
SVP das KIFF als Leuchtturm bezeichnet. Das Projekt Zukunftsraum ist im Jahr 2020 leider 
gescheitert, ohne dass sich die Aarauer Bevölkerung je zu einem möglichen Zusammen-
schluss mit den umliegenden Gemeinden hätte äussern können. Wir massen uns nicht an, 
im heutigen Zeitpunkt beurteilen zu können, wie Aarau einmal zu einem Zusammen-
schluss mit Unterentfelden entscheiden wird. Über die Gründe, weshalb das Projekt Zu-
kunftsraum damals nicht zustande gekommen ist, kann man sich trefflich streiten. Schon 
damals ist aber fast klar gewesen, dass mittelfristig wieder Fusionsgespräche mit Unter-
entfelden geführt werden. Die Gemeinde Unterentfelden hat sich nämlich als einzige der 
Zukunftsraumgemeinden klar für einen Zusammenschluss mit Aarau ausgesprochen. Die 
SP Aarau hat schon damals klar signalisiert, dass sie für solche Zusammenschluss-Gesprä-
che mit Unterentfelden grundsätzlich offen ist. Sie hat auch den Zukunftsraumprozess im-
mer mitgetragen. Daran hat sich auch in den letzten Jahren selbstverständlich nichts geän-
dert. Wir würden uns deshalb sehr freuen, zusammen mit den Unterentfeldnerinnen und 
Unterentfeldnern in einen spannenden und partnerschaftlich aufgebauten Prozess einzu-
steigen. Der Prozess soll letztlich tragfähige Grundlagen hervorbringen, um eben fakten-
basiert und nicht emotional darüber zu entscheiden, ob, für wen und weshalb ein Zusam-
menschluss sinnvoll oder eben auch nicht sinnvoll ist. Ich möchte jetzt die Heirats-Meta-
pher nicht mehr bedienen. Das letzte Mal, als das unser Fraktionspräsident, mein Vorvor-
gänger, gemacht hat, wurde er von Seiten der SVP getadelt, weil er immer von der Heirat 
gesprochen hat. Nichts desto trotz ist es sicher sinnvoll, dass man sich zuerst einmal ge-
nau kennenlernt, wenn man entscheiden will, ob man heiraten soll oder nicht. Das Ergeb-
nis ist also völlig offen. Die Bereitschaft ist von unserer Seite für den Prozess aber sehr 
gross und die Absichten sind gut. Wir finden auch den jetzt beantragten Projektierungs-
kredit in der Höhe von 250’000 Franken, abzüglich einem Beitrag von Unterentfelden von 
40’000 Franken durchaus angemessen in seiner Höhe. Wenn man eben eine gute Projekt-
organisation möchte und wenn man den Aarauerinnen und Aarauern alle Fakten auf den 
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Tisch legen möchte, kosten diese Abklärungen auch etwas. Auch die Verteilung zwischen 
den Partnern erachten wir als durchaus fair. Es wird auch bei anderen Zusammenarbeits-
projekten dieser Verteilschlüssel gewählt. Das ist auch richtig so. Wir haben auch erfreut 
zur Kenntnis genommen, dass schon frühzeitig verschiedene Anspruchsgruppen in den 
Prozess eingebunden werden sollen. Wir halten das für sehr sinnvoll. Wir halten es für 
sinnvoll, dass es öffentliche Veranstaltungen in beiden Gemeinden geben soll. Diesbezüg-
lich ist die Prämisse je mehr desto besser und dass die Meinung auch vom Personal regel-
mässig abgeholt werden soll. Wir unterstützen es auch, dass wieder eine Resonanzgruppe 
aus Vertreterinnen und Vertretern von Unterentfelden und Aarau eingesetzt wird. Positiv 
stimmt uns auch der Terminplan, weil es schon im 2026 zu den Volksabstimmungen kom-
men soll. Das ist absehbar und macht das Projekt in zeitlicher Hinsicht viel greifbarer, als 
das noch beim Zukunftsraum der Fall gewesen ist. Die SP-Fraktion unterstützt den stadt-
rätlichen Antrag sehr gern und zwar einstimmig und sagt damit indirekt natürlich auch ja 
zu Fusionsgesprächen mit Unterentfelden. 

Regina Tschopp, Mitglied: Eine Fusion zwischen Gemeinden ist immer mit vielen Emotio-
nen verbunden, weil sie in die Identität, Traditionen und in das Gemeinschaftsgefühl der 
betroffenen Bevölkerung eingreift. Man hat Angst vor einem Identitätsverlust, Angst vor 
Veränderungen, vielleicht auch Wehmut, verbunden mit den Erinnerungen und Geschich-
ten, welche uns mit der eigenen Gemeinde verbinden. Es gibt aber auch sehr gute Gründe, 
welche für eine Fusion sprechen. Die Vorteile einer Fusion liegen in erster Linie bei der 
Raumplanung und der Organisation von Schule und Verwaltung. Kosteneinsparungen in 
der Verwaltung bei gleichzeitig besseren Dienstleistungen für die Bevölkerung sprechen 
für eine Fusion. Grössere Gemeinden haben in der Regel mehr Kapazität und Fachwissen. 
Sie können Fachspezialisten für bestimmte Themen beschäftigen. Das ist auch vor dem 
Hintergrund des Fachkräftemangels ein wichtiger Grund. Oder die wirtschaftliche Stärke. 
Grössere Gemeinden können eine stärkere wirtschaftliche Basis haben, was die Attraktivi-
tät für Unternehmen und Investitionen erhöht und wiederum zu mehr Arbeitsplätzen füh-
ren kann. In der ganzen Schweiz ist der Trend in den letzten Jahren eindeutig. So gibt es 
im Vergleich zu vor 20 Jahren in der Schweiz aufgrund von Fusionen rund 900 Gemeinden 
weniger. Die FDP-Fraktion ist überzeugt, dass eine Fusion mit anderen Gemeinden in je-
dem Fall prüfenswert ist. Eine Fusion zwischen Aarau und Unterentfelden kann für beide 
Seiten Vorteile haben. Wir werden deshalb dem Fusionskredit einstimmig zustimmen. Wir 
erwarten aber vom Stadtrat und vom Projektteam eine kritische Prüfung in allen betroffe-
nen Themenbereich. Vor- wie auch Nachteile einer Fusion sollen ergebnisoffen und trans-
parent geprüft werden. Eine Knacknuss wird dabei die Prüfung der Auswirkungen auf Fi-
nanzen und Steuern sein und insbesondere die Auswirkungen auf die Schule. Die Kreis-
schule Aarau Buchs hat seit längerem mit erheblichen strukturellen Herausforderungen zu 
kämpfen. Wie sich eine Fusion von Aarau und Unterentfelden unter diesen Umständen auf 
die Schule auswirken wird, wird deshalb vermutlich eine der entscheidenden Fragen sein. 
Deshalb sind wir gespannt und freuen uns auf das Ergebnis dieser Analyse. 

Angela Milesi, Mitglied: Unterentfelden hat damals bei der Abstimmung zum Zukunfts-
raum der Fusion zugestimmt. Die Absicht, jetzt ein Zusammengehen mit Aarau zu prüfen, 
steht also von dort her schon auf demokratischer Absicherung Sie haben dann diesen Ent-
scheid auch bekräftigt, weil die Gemeindeversammlung kürzlich schon Ja zum Projektie-
rungskredit für die Prüfung dieses Vorhabens gesagt hat. Wie bereits erwähnt kam es in 
Aarau beim Projekt Zukunftsraum nie zu einer Volksabstimmung. Der Einwohnerrat hat 
diesem Projekt aber im Jahr 2020 deutlich zugestimmt. Die Grüne Fraktion ist der Mei-
nung, die Offenheit wiederaufzunehmen. Nur so finden wir mehr über ein Miteinander her-
aus. Vor- und Nachteile werden wir ergebnisoffen untersuchen. Bei einem Vorredner ist 
mir noch ein kleiner Widerspruch aufgefallen. Urs Winzenried hat von Schulden für Aarau 
gesprochen, wenn Unterentfelden zu Aarau stossen würde. Ich habe aus der FGPK in Erin-
nerung, dass das nicht so ist, dass mindestens Unterentfelden eine Netto 0 Rechnung hat. 
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Der Prozess für die Klärung ist sorgfältig aufgesetzt. Eine äusserst wichtige Teilfrage be-
trifft die Schulen. Auch das haben wir schon gehört und wir finden auch hier, dies könnte 
das A und das O dieser ganzen Sache sein. Dafür muss am Schluss des Klärungsprozesses 
eine solide Lösung vorliegen. Wir sind aber überzeugt, dass Aarau diesbezüglich bereits 
gelernt hat. Trotzdem betonen wir diese Forderung. Die Fraktion der Grünen stimmt dem 
Projektierungskredit für die Analyse- und die Konzeptbildung für einen Zusammenschluss 
mit Unterentfelden zu. 

Cornelia Forrer, Mitglied: Ich bin ein positiv denkender Mensch und eine Hochzeit finde 
ich etwas Schönes. Ich erachte es nicht als Zweckheirat, sondern als Chance für beide Sei-
ten. Eine Zustimmung zur Verlobung haben wir schon mit 55,9 Prozent erhalten. Unterent-
felden ist auf Aarau zugekommen. Sie haben sich dann als attraktiven Wohnort der Stadt 
schon geoutet. Seit einiger Zeit ist man daran, eine mögliche Heirat vorzubereiten. Beim 
Kanton sieht man Unterentfelden auch schon längst als "Stadtquartier". Der Standort mit 
der Aargauer Informatik, Gewerbeflächen, das Neue Kantonslabor, aber sicher auch die 
schöne Wohn- und Erholungslage sind sicher attraktiv. Man hat sich gegenseitig viel zu 
bieten. Verschiedene Anspruchspartner planen rechtzeitig miteinander und bringen sich 
ein. In einer gleichgestellten Partnerschaft dürfen keine Grössenunterschiede eine Rolle 
spielen, sonst funktioniert das nämlich nicht. Vor 110 Jahren sind die Unterentfelder schon 
auf Aarau zugekommen. Sie fühlen sich mit uns verbunden. Damals scheiterte ein Zusam-
menschluss am Geld. Es wäre verrückt, wenn es aufgrund eines Kredits nicht funktionieren 
würde und man nicht weitermachen könnte. Kommen wir auf die Gegenwart zurück. Wer 
heiratet weiss, dass eine Hochzeit kostet. Beide Parteien müssen ihren Teil beisteuern. Das 
hat Unterentfelden jetzt eigentlich schon bestätigt. Der Projektierungskredit für die Ana-
lyse- und die Konzeptphase bis 2026 macht Sinn. Er ist gut durchdacht und baut Reserven 
ein. Weil die angestrebte Partnerschaft für mich und auch für meine Kolleginnen und Kolle-
gen glücksverheissend erscheint, stimmen wir als EVP/Pro Aarau dem Projektierungskredit 
in der Höhe von 250’000 Franken einstimmig zu. 

Peter Jann, Mitglied: Die Mitte/GLP-Fraktion wird dem Projektierungskredit zum Zusam-
menschluss von Aarau und Unterentfelden zustimmen. Allerdings ohne grosse Begeiste-
rung und mit einer Neinstimme. Zustimmen deshalb, weil der Stadtrat im Anschluss an 
den gescheiterten Zukunftsraum versprochen hat, dass Türen für fusionswillige Gemein-
den offen sind. Auch wenn Unterentfelden nicht die naheliegendste Fusionspartnerin ist, 
ist die vorliegende Botschaft deshalb stimmig mit den gemachten Versprechungen. Für 
den vorgeschlagenen Prozess können die aktuell sehr allgemein gehaltenen Vorteile ver-
tieft und präzisiert werden. Dass Aarau zum Beispiel als Arbeitgeber mit der angestrebten 
Fusion attraktiver wird, kann sein, aber es kann auch sein, dass durch die Verlagerung von 
Arbeitsplätzen nach Unterentfelden, aufgrund der verkehrstechnisch schlechteren Anbin-
dung, die Situation für potenzielle Mitarbeiter nicht mehr so gut aussieht. Der Prozess 
sollte im Sinne einer Fusionsprüfung ergebnisoffen sein. Die Beschreibung in der vorlie-
genden Botschaft macht das nicht so deutlich. Es scheint, dass der Zusammenschluss mit 
Unterentfelden ein klares Ziel des Stadtrats ist. Zu lange sei der Prozess im Zukunftsraum 
gewesen, deshalb müsse es jetzt schneller gehen. Das ist zwar richtig. Aus Fehlern sollte 
man lernen, das ist sinnvoll. Aber gerade beim vorgeschlagenen Vorgehen haben wir den 
Eindruck, dass der Stadtrat in das Gegenteil verfallen ist und das kann auch nicht die Lö-
sung sein. In der Planung fehlen gewisse Sollbruchstellen, Meilensteine mit Entscheidun-
gen, die es den Verhandlungsparteien ermöglichen würden, den Prozess abzubrechen, 
wenn man sich nicht findet und die es vor allem dem Einwohnerrat ermöglichen würden, 
beispielsweise in Q3 gemäss Planung 2024, nach Klärung der Grundsatzfragen über die 
Weiterführung des Fusionsprozesses zu entscheiden und dann den Fusionsvertrag zu initi-
ieren. So besteht die Gefahr eines erneuten Scheiterns und damit unnötigen Ausgaben für 
die Erstellung eines Fusionsvertrages. Es ist auch mit einer gewissen Unredlichkeit gegen-
über dem Verhandlungspartner zu sehen. Zu den wichtigen Grundsatzfragen gehört für 
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die Fraktion die Vorstellung der zukünftigen Schulorganisation. Wir erwarten eine klare 
Haltung des Stadtrats zu einem tragbaren maximalen Steuerfuss, zu den Auswirkungen im 
Bereich Planung Sportinfrastrukturen, zu welchen wir ja auch immer wieder neue Lösun-
gen suchen, zum tatsächlichen Bedarf an zusätzlichen Industriestandorten, aber auch zu 
Aussagen zu den Auswirkungen der Fusion auf allfällige weitere Zusammenschlüsse, die ja 
letztendlich auch das Ziel des Zukunftsraums waren Es geht darum, dass man Sackgassen-
lösungen verhindert und dass man das Ganze im Sinne der Anschlussfähigkeit auch für 
weitere Gemeinden denkt. Bei den Verhandlungen mit Unterentfelden ist es deshalb wich-
tig, dass Aarau seine Anliegen mit der angemessenen Deutlichkeit gegenüber Unterentfel-
den einbringt. Nebst der Klärung der Grundsatzfrage ist es der Fraktion auch wichtig, dass 
der Stadtrat dem Einwohnerrat und der Bevölkerung die Vor- und Nachteile eines Zusam-
menschlusses in der Schlussbotschaft ehrlich und transparent aufzeigt. Dabei ist der Frak-
tion wichtiger, dass der Schlussbericht aussagekräftig und als wirklich gute Entschei-
dungsgrundlage dient für ein Ja oder Nein, als dass der Zeitplan zwingend eingehalten 
wird. Ob es ein paar Monate früher oder später wird, spielt auch keine grosse Rolle mehr. 
So lange wie der Zukunftsraum wird es sicher nicht dauern. In dem Sinne, gut Ding will 
Weile haben. Ich bin gespannt, wie der Prozess denn weitergeht. 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Es freut mich, dass das Geschäft im Grundsatz 
positiv aufgenommen wird, inkl. den Einschränkungen, die man bei solchen Projekten hat. 
Wir dürfen nicht vergessen, die Gemeinde Unterentfelden ist nach dem immer positiv ein-
geschätzten Zukunftsraumprojekt auf uns zugekommen und hat ein mittelfristiges Inte-
resse angemeldet, ein attraktiver Stadtteil von Aarau zu werden. Es ist nicht mehr als ehr-
lich und als Zeichen einer Zusammenarbeit auf Augenhöhe zu sehen, dass wir dieses 
Anliegen in dem Sinne aufnehmen und die Prüfung jetzt im Rahmen eines Projektierungs-
kredits abholen. Es ist selbstverständlich so, dass das Projekt eben ergebnisoffen ist. Des-
halb haben wir die verschiedenen Themen auch schon definiert und skizziert, welches die 
Schlüsselthemen sind. Es ist auch von Ihnen klar angesprochen worden, dass es um die 
Schule und finanzielle Fragen geht. Es geht um Vereinsfragen, um Sportanlagenfragen. Wir 
haben eine gewisse Erfahrung aus dem Zukunftsraumprojekt. Es ist dann aber gleich wie-
der jedes Mal ein neues Projekt. Deshalb müssen wir dieses auch detailliert und sauber ab-
klären. Wir haben sowohl aus der Fusion mit Rohr, wie auch aus dem Projekt Zukunfts-
raum versucht, all die Erkenntnisse herauszunehmen. Die Schulthemen und die verschie-
denen einzelnen Themen gut abzuhandeln. Wir müssen auch dafür sorgen, dass man die 
Bevölkerung gut mit einbezieht. Das haben wir im Zukunftsraum in vielen Bereichen ge-
macht, aber der ganze Prozess ist dann nachher durch die Länge und durch die verschie-
denen Schritte etwas verfahren und verlaufen. Deshalb haben wir uns gemeinsam mit Un-
terentfelden einen Zeitrahmen geben wollen, in welchem man überschaubar über die 
verschiedenen Themen diskutieren kann. In diesem Sinne freut es mich, wenn Sie diesem 
Projektierungskredit zustimmen, der mit der Aufteilung nach Einwohnerzahlen eigentlich 
eine einfache und plausible Verteilung erfahren soll. Selbstverständlich mit der entspre-
chenden Ergebnisoffenheit und selbstverständlich auch mit dem Ziel, dass wir einen Be-
richt nach diesen verschiedenen Projektarbeiten vorlegen können, unter Einbezug der Be-
völkerung und dass man all die relevanten Themen auch anschauen kann. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Da das Wort nicht weiter gewünscht wird, gelangen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 38 Ja-Stimmen gegen 7 Nein-Stimmen folgenden 
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Beschluss 

Der Einwohnerrat genehmigt den Projektierungskredit zur Erarbeitung der Analyse- und 
Konzeptphase für einen Zusammenschluss der Gemeinden Aarau und Unterentfelden in 
der Höhe von 250'000 Franken, abzüglich Beiträge Dritter (Anteil Unterentfelden). 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 dem fakultativen Referendum. 
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Traktandum 10 

Schulraumprovisorium Primarschule und Kindergarten Gönhard; Projektierungskredit 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Botschaft vom 29. April 2024 unterbreitet der Stadtrat 
dem Einwohnerrat folgenden 

Antrag 

Der Einwohnerrat möge den Projektierungskredit für die Provisorien Primarschule und Kin-
dergarten auf dem Areal Schulanlage Gönhard in der Höhe von 420'000 Franken inkl. 8.1 
% MwSt. bewilligen. 

Zu diesem Geschäft liegt folgender 

Rückweisungsantrag der SVP 

vor: 

Das Geschäft "Schulraumprovisorien Primarschule und Kindergarten Gönhard; Projektie-
rungskredit" sei an den Stadtrat zurückzuweisen. 

Der Stadtrat wird beauftragt abzuklären, ob auf das Provisorium Kindergarten Gönhard 
verzichtet werden kann, weil die leerstehenden Räumlichkeiten im Kindergarten Binzenhof 
alle aktuellen Anforderungen erfüllen. Ohne aktualisierte und gut begründete Bedarfs-
prognosen der KSAB (Stand heute!) sind keine Kapazitäten auf Vorrat zu schaffen. Der 
schonende Umgang mit Ressourcen muss in der Stadt Aarau auch bei der Planung und Re-
alisierung von Schulraum selbstverständlich sein. 

Diesen Rückweisungsantrag werden wir zuerst behandeln. 

Zur Begründung des Rückweisungsantrag übergebe ich zuerst das Wort an die SVP-Frak-
tion. Im Weiteren schlage ich vor, dass sich der Stadtrat anschliessend zum Rückweisungs-
antrag äussert, weil dieser weder in der FGPK noch in der Botschaft behandelt wird und 
weil die Ausführungen des Stadtrats für die Meinungsbildung im Parlament wahrscheinlich 
sehr nützlich wären. 

Christoph Müller, Mitglied: Ich finde es ein wenig schade, dass ich mich jetzt zum Rück-
weisungsantrag äussern muss, bevor ich die Antworten des Stadtrats kenne. Zu Beginn je-
den Bauprojekts steht eine Bedarfsabklärung. In der Botschaft zum Schulraumprovisorium 
Gönhard finden wir zwar gewisse Angaben zum Bedarf, aber diese sind doch zum Teil sehr 
knapp gehalten. Zum Thema Kindergarten steht zum Beispiel ein Satz "weiter wird eine zu-
sätzliche Kindergartenabteilung benötigt". Zu meinem Erstaunen ist zudem in der Bot-
schaft nirgends erwähnt, dass man im gleichen Einzugs- und Planungsgebiet Gönhard, 
welches die drei Quartiere Gönhard, Goldern, Zelgli umfasst, auf das kommende Schuljahr 
eine ganze Kindergartenabteilung wegen fehlendem Bedarf stilllegt. Die Stilllegung erfolgt 
am Standort Binzenhof. Exakt dort hat man erst vor wenigen Jahren einen neuen Kinder-
garten für 2 Mio. Franken hingestellt. Ein Neubau und eine Stilllegung innerhalb von 5 Jah-
ren. Es ist mir klar, dass man nicht den Neubau stillgelegt hat. Aber die drei Kindergärten 
stehen nebeneinander. Nun haben wir eine Stilllegung und einen Neubau in 600 Meter 
Luftdistanz. Dazu muss man Fragen stellen. Diese Fragen haben wir gestellt und sie sind 
leider vorläufig noch nicht beantwortet. Unschön aus meiner Sicht ist, dass man auf der 
Website der KSAB alte Informationen und nichts Aktuelles findet. Die KSAB wäre ja für die 
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Bedarfsprognose zuständig. Aufgrund der doch signifikanten negativen Entwicklungen bei 
der Geburtenrate seit dem Frühling 2022 haben wir also ein sattes Minus von 10 Prozent. 
Wer zurückgeht wird realisieren, dass dies um den ersten und zweiten Weltkrieg nicht so 
gross war. Wir sind der Meinung, dass man mindestens bei diesem Bedarf, der lokal gene-
riert wird, vermutlich noch ein wenig über die Bücher muss. Mindestens beim Thema Kin-
dergarten. Es wäre fahrlässig, wenn wir einfach eine Prognose aus dem Frühling 2022 als 
aktuell übernehmen würden. Es ist nicht so, dass diese Prognosen der KSAB einen beson-
ders guten Track-Record haben. Es gibt ja auch noch andere Standorte, an denen Kinder-
gärten geschlossen werden. Wir beantragen die Zurückweisung des Geschäftes, damit man 
noch einmal ganz genau den Bedarf im Bereich Kindergarten abklären kann, und zwar im 
Planungsgebiet Gönhard. Einfach basierend auf aktuellen Daten. Es ist mir klar, dass es 
um ein Paketgeschäft geht. Es geht um Schulraum für die Primarschule. Diesbezüglich ist 
der Bedarf wahrscheinlich offensichtlich. Aber wenn der Stadtrat die Primarschule und den 
Kindergarten zusammenlegt, können wir einfach zum Ganzen Ja oder Nein sagen. Es wäre 
schade, wenn man am Standort Gönhard auch 2 Millionen Franken in den Sand setzen 
würde, wie es aus heutiger Sicht beim Standort Binzenhof geschehen ist. Statt Kapazität 
auf Vorrat zu planen, zu bauen und dann nicht zu nutzen, sollte man unserer Meinung 
nach die vorhandenen Kapazitäten optimal nutzen. Optimal nutzen heisst nicht leer her-
umstehen. Im aktuellen Fall - das habe ich im Rückweisungsantrag aufgezeigt - sollte es 
eigentlich nicht so kompliziert sein, denn die Distanzen sind überschaubar. Vorhandene 
Kapazitäten nutzen, schont übrigens nicht nur das Portemonnaie, sondern schont eben 
auch die Umwelt. Der nachhaltigste Neubau – auch wenn es nur ein Provisorium ist – ist 
ein Unsinn, wenn er am Schluss nicht gebraucht wird. Jetzt würde ich das Wort noch gerne 
Simon Burger übergeben, damit er noch ein paar Argumente zum Rückweisungsantrag 
nachreichen kann. 

Simon Burger, Mitglied: Ich möchte noch wenige ergänzende Punkte zur Diskussion stel-
len. Wie von Christoph Müller bereits ausgeführt, stellen sich bei der Schulraumplanung 
doch gewisse Fragezeichen. Für mich stellen sich aber auch Fragezeichen, ob man nicht 
auch noch Alternativen sauberer hätte abklären müssen. Man spricht von Kreislaufwirt-
schaft, aber wenn diese wirklich ernst genommen würde, so müsste man zum Beispiel 
auch Mietlösungen in Betracht ziehen. Es dürfte klar sein, dass mieten ökologischer ist, als 
zu bauen und kurze Zeit später abzureissen. Ausserdem ist mieten auch günstiger und fle-
xibler und es gibt Anbieter, welche entsprechende Erfahrung mit Schulprovisorien haben. 
Die Provisorien sind natürlich nicht immer aus Holz, sondern aus Metall. Das ist aber per 
se nicht weniger ökologisch., wie in der FGPK behauptet worden ist. Diese Provisorien ha-
ben auch eine hervorragende Wärmedämmung. Die entsprechenden Anbieter betonen 
ebenfalls die Nachhaltigkeit ihrer Produkte und verwenden nachhaltige Materialien. Ich 
spreche von CO• Neutralität, naturnahe Dämmmaterialien. Wir können es mit den opti-
mierten PV-Anlagen kombinieren etc. Diese Aspekte hat man eigentlich vorliegend über-
haupt nicht in Betracht gezogen, sondern hat sich vorschnell einfach für den Bau von Pro-
visorien für 6 Millionen Franken entschieden, plus-minus 25 Prozent. Im Vergleich zu 
anderen Gemeinden hat man beispielsweise in Menziken 9 Klassenzimmer in Provisorien 
auf eine Dauer von 8 Jahren in Containern beschlossen. In Menziken geht das offenbar. In 
der FGPK vertrat man die Meinung, dass es nicht geht, so lange in Containern zu unter-
richten. Kostenpunkt 1.95 Millionen Franken, also die doppelte Kapazität zu einem Drittel 
des Preises oder anders gesagt, sechsmal günstiger. Da frage ich mich manchmal schon, 
ob diese Haltung nicht einfach dem Aarauer Goldstandard geschuldet ist. Wenn wir irgen-
detwas bauen, dann holen wir immer gerade das grosse Portemonnaie hervor. Mit einfa-
cheren Varianten tut man sich eher schwer. Geld hat man offenbar in dieser Stadt. Der As-
pekt, dass man nicht nur noch einmal saubere Bedarfsabklärungen vornimmt, sondern 
sich Gedanken macht, ob es nicht noch günstigere Alternativen gibt, spricht auch für un-
seren Rückweisungsantrag. 
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Hanspeter Thür, Stadtrat: Das Geschäft, welches Sie jetzt bearbeiten, beinhaltet ja zwei 
Aspekte. Es geht einerseits um ein Provisorium für die Primarschule und andererseits um 
ein Provisorium für eine Kindergartenabteilung. Bei der Primarschule geht es um vier Ab-
teilungen. Beim Kindergarten geht es um eine Abteilung. Wenn ich den Rückweisungsan-
trag richtig verstehe, fokussiert er sich vor allem auf die Frage, ob der Bedarf beim Kinder-
garten gegeben ist oder nicht. Wenn ich das vorherige Votum richtig verstanden habe, 
wird der eigentliche Bedarf bei der Primarschule nicht infrage gestellt. Ich finde diesen 
Hinweis noch wichtig, denn da müssen wir von den Fakten ausgehen. Bei der Primarschule 
ist es ganz klar. Das Schulhaus Gönhard, welches jetzt betrieben wird, beinhaltet 19 Abtei-
lungen. Das Schulhaus ist auf 15 Abteilungen ausgelegt. Somit ist es massiv übernutzt. Es 
gibt Probleme, auch in der Abwicklung und es besteht letztlich deshalb auch ein grosser 
Handlungsbedarf. Es handelt sich nicht um eine Überkapazität, sondern um eine Unterka-
pazität, die gedeckt werden muss. In der Schulraumprognose geht man von weiteren zwei 
bis fünf Abteilungen aus, damit man am Schluss eigentlich dort 21 bis 24 Abteilungen 
hätte. Ich spreche jetzt nur von der Primarschule, damit dieses Thema situiert werden 
kann. Wenn man von den Primarschulen spricht, geht es um eine Bestellung, welche die 
Kreisschule eingegeben hat, welche wir am Bearbeiten sind im Raum Torfeld Nord, Aesch-
bachareal, Buchs. In diesem Bereich braucht es einen Primarschulstandort in der Grössen-
ordnung von 8 bis 12 Abteilungen. Wie behandeln wir das? Wir haben eine Entwicklungs-
strategie im Torfeld Nord in Bearbeitung. Wir haben bereits sechs Sitzungen mit den 
Grundeigentümerinnen und Grundeigentümern durchgeführt und haben den Bedarf, auch 
aus Sicht der Stadt, in stadtinternen Workshops evaluiert und erhoben. Wir müssen im Ge-
biet Torfeld Nord einen Primarschulstandort realisieren können. Wenn man den ganzen 
Prozess der Entwicklung im Torfeld Nord anschaut, dauert es bestimmt 10 Jahre, bis man 
in eine konkrete Ebene von Gestaltungsplanung hineinkommt. Wir müssen im Prinzip den 
Bedarf, der jetzt bereits im Aeschbachquartier besteht, sicherstellen. Das Gönhardschul-
haus ist deshalb überfüllt, weil im Aeschbachquartier – wo massiv gebaut wurde – viele 
Kinder nicht beschult werden können und deshalb eben in das Gönhardschulhaus auswei-
chen müssen. So präsentiert sich die Ausgangslage. Deshalb ist es auch mit vier Abteilun-
gen übernutzt. Mit dem unterbreiteten Vorschlag werden wir einfach den bestehenden 
Druck ein wenig mindern, indem vier Abteilungen in einem Provisorium von mindestens 
10 Jahren – ich spreche jetzt nicht von einem Providurium – die entsprechenden Leistun-
gen erbringen können. Bis wir einen neuen Primarschulstandort im Gebiet Torfeld Nord, 
Aeschbachareal, Buchs finden und dort ein Projekt realisieren können, wird es einige Zeit 
dauern. Wir rechnen mindestens mit 10 Jahren. Ein Primarschulprovisorium an dem Ort ist 
absolut durch die dargelegten Zahlen klar. Wer etwas anderes behauptet, setzt sich mit 
diesen Zahlen nicht auseinander. So präsentiert sich die Situation bei der Primarschule. Es 
geht wohlverstanden um vier Abteilungen. Nun spreche ich vom Kindergarten, bei wel-
chem es um eine Abteilung geht. Diesbezüglich wird im Rückweisungsantrag angenom-
men oder behauptet, dass infolge der nicht Weiterführung der zweiten Abteilung im Bin-
zenhof über längere Zeit eine Kapazität besteht, welche eine Lösung für die eine Abteilung 
im Gönhardareal bieten würde. Jetzt muss man aber einfach klar sehen, dass sich die Ein-
stellung oder der Verzicht auf die zweite Kindergartenabteilung aufgrund der Anmeldun-
gen in diesem Frühling ergeben hat. Das Projekt bearbeiten wir schon seit zwei Jahren mit 
Machbarkeitsstudien und so weiter. Die Eltern sind ja nicht verpflichtet, die Kindergärtner 
anzumelden. Deshalb ist die Situation entstanden, dass in diesem Schuljahr oder auf das 
nächste Schuljahr offenbar einfach weniger Kinder angemeldet wurden. Diese werden aber 
mit Sicherheit im nächsten Jahr folgen. Die Kreisschule geht davon aus, dass der Bedarf im 
Quartier Binzenhof weiterhin für zwei Schulklassen gegeben ist. Konkret ist es ganz klar, 
dass wir eine Weiterführung eines Provisoriums dort für die nächsten, wahrscheinlich 10 
Jahre, nicht realisieren können. Die Schulraumplanung ist ja ein grosses Thema. Es ist rich-
tig, dass die Schulraumplanung auf der Basis von 2022 errichtet worden ist. Der Kreis-
schulvorstand hat an jeder bisher durchgeführten Informationsveranstaltung immer klar 
gesagt, wie der Mecano in der Schulraumplanung ist. Alle zwei Jahre wird die Prognose in 
einer rollenden Planung überprüft, weil die Schülerzahlen nicht immer bekannt sind. Die 
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Zahlen der Neugeborenen kann man eruieren, aber die Zahlen derjenigen Kinder, die zu- 
oder wegziehen, hat man weniger im Griff. Deshalb führt die Kreisschule alle zwei Jahre 
eine Aktualisierung dieser Schulraumprognose durch. 22 plus 2 gibt 24. Diese ist jetzt im 
Gang. Sie wird bis Ende September 2024 Resultate bringen, ob eine Anpassung in Bezug 
auf die Schulraumplanung nötig ist oder nicht. Was das Thema Primarschule betrifft, kann 
ich jetzt schon sagen, dass die Aktualisierung dieser Schulraumplanung gar nichts verän-
dern wird. Ich habe die Zahlen genannt. Es ist jetzt schon ein Unterbestand Realität. Beim 
Kindergarten haben wir die Situation, dass ja im Rückweisungsantrag von statistischen 
Zahlen ausgegangen wird. Wir haben einfach andere Zahlen in Aarau. Aarau ist ein attrakti-
ver Ort. Wir haben in den letzten fünf Jahren überprüft, wie die Geburtenzahlen sind. Diese 
sind recht stabil, so dass auch die Kreisschule nicht davon ausgeht, dass die Überprüfung 
der Schulraumplanung bis im September wesentlich andere Zahlen bringen wird, weil die 
Geburten schon bekannt sind. Sie sind stabil und ausgewiesen. Somit wird man keine an-
deren Erkenntnisse gewinnen, welche in Bezug jetzt auf das Geschäft eine andere Beurtei-
lung zulassen würden. Soviel zum Thema Schulraumplanung. Diese ist also im Gang. Uns 
werden im Herbst die Zahlen vorliegen. Selbstverständlich ist der Stadtrat immer mit der 
Kreisschule – wenn die neuen Zahlen feststehen - im Austausch und wird die entsprechen-
den Konsequenzen aus diesen neuen Gegebenheiten ziehen. Ich möchte noch klarmachen, 
dass wir jetzt nicht über ein Bauprojekt sprechen. Es geht um einen Projektierungskredit 
mit dem Ziel, für vier Primarschulabteilungen und eine Kindergartenabteilung ein konkre-
tes Bauprojekt zu entwickeln. Wenn man bei der Vorlage dieses Bauprojekts zur Meinung 
gelangt, dass es die Umsetzung nicht braucht, haben Sie die Möglichkeit, das Bauprojekt 
abzulehnen. Jetzt aber sollte man keinen Stopp dieser Planung vornehmen. Wir sind in Be-
zug auf die Primarschulen in massivem Rückstand. Wir müssen vorwärts machen. Wenn Sie 
den Zustand einfach so belassen oder die Zeit verstreichen lassen wollen, erweisen Sie un-
seren Kindern wirklich keinen guten Dienst. Deshalb sind wir der Meinung, dass der Rück-
weisungsantrag abzulehnen ist. 

Andrea Dörig, Mitglied: Ich erlaube mir, noch ein paar Worte an die Rückweisungseinrei-
cher zu richten. Ich frage mich schon, um was es wirklich geht. Im Rückweisungsantrag 
finde ich eine gezielte Diskreditierung der Kreisschule, des Stadtrats und der Verwaltung. 
Es wird suggeriert, dass der Stadtrat einfach macht, was die Kreisschule befiehlt. Die Kreis-
schule erstellt die Schulraumplanung aufgrund der gelieferten Zahlen des Stadtrats aus 
der Verwaltung. Der Rückweisungsantrag suggeriert, dass der Stadtrat seine Arbeit nicht 
richtig macht. Alle Fragen, die im Rückweisungsantrag enthalten sind, hätte man auch den 
FGPK-Mitgliedern mitgeben können. Die SVP hat auch ein Mitglied in der FGPK. Man hatte 
mehr als zwei Wochen Zeit, um die Fragen vorzubereiten und dem Mitglied mitzugeben. 
Wenn wir den Rückweisungsantrag annehmen, verzögern wir auch die Erstellung des Pri-
marschulraums, welcher wirklich dringend nötig ist. Eine Berichtigung hätte ich noch zur 
Aussage von Hanspeter Thür. Die letzte Schulraumplanung hat der Schulvorstand im Mai 
2023 verabschiedet. Ich nehme an, dass die Zahlen beim Stadtrat auch schon vorhanden 
sind. Ich bin aber auch sicher, dass der Stadtrat keine Hand bietet, den Kindergartenraum 
auf Vorrat zu bestellen, wenn man zur Erkenntnis kommt, dass dieser nicht benötigt wird. 
Wir werden den Rückweisungsantrag einstimmig ablehnen. 

Hannah Wey, Mitglied: Wie schön, dass sich die SVP endlich auch für Ökologie und Nach-
haltigkeit interessiert. Auch in der Grünen Fraktion hat der Projektierungskredit zum Gön-
hardschulhaus im Vorfeld der heutigen Sitzung zu sehr langen Diskussionen geführt. Ich 
möchte betonen, dass das Votum, welches ich jetzt halte, erstens nur den Rückweisungs-
antrag betrifft und zweitens, dass uns Details aus der ursprünglichen Vorlage zum Projek-
tierungskredit durchaus einleuchtet sind. Dazu hätte ich ein zweites Votum, wenn der 
Rückweisungsantrag abgelehnt wird und drittens, dass unsere Unsicherheiten auch nur 
mit dem Kindergarten zusammenhängen, nicht aber mit der Primarschule. Es scheint uns 
aus Kostengründen aber auch nicht sinnvoll, Primarschule und Kindergarten getrennt zu 
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behandeln. Jetzt ein paar Ausführungen zu unseren drei sehr langen Diskussionspunkten. 
Der Erste betrifft den Binzenhof. Auf den ersten Blick irritiert es, dass im Binzenhof eine 
Kindergartenabteilung geschlossen wird, während gleichzeitig im Gönhard Raum fehlt. 
Nach ein paar Zusatzabklärungen sehen wir jetzt aber, dass die Schliessung der Binzenho-
fabteilung nur temporär für ein Jahr geplant ist und dies auch in der alleinigen Kompetenz 
der KSAB liegt. Wenn ich aber die vorherigen Voten richtig interpretiert habe, ist dies nicht 
allen klar. Unser zweiter Diskussionspunk bezieht sich auf das Torfeld. In der aktuellen 
Schulraumplanung steht zum Kindergarten Gönhard, dass im Torfeld zwei Abteilungen 
eingeplant sind. In einem AZ-Artikel vom Februar steht aber, dass die Abteilung an den 
Bau des Stadions geknüpft sei und deshalb mit einer langen Wartezeit zu rechnen ist. Ich 
bin jetzt nicht ganz sicher, ob ich das richtig verstanden habe und es zutrifft, dass man im 
Torfeld kein Provisorium gesucht hat. Vielleicht kann darauf nochmals eingegangen wer-
den. Im Aeschbachquartier hat es bereits viele Kinder im Kindergartenalter und in näherer 
Zukunft ist ein grosser Neubau mit Familienwohnungen geplant. Wir haben uns gefragt, 
weshalb man die Holzmodulbauten nicht im Torfeld aufstellt, da doch auch der Schulweg 
vom Aeschbachquartier in das Gönhard bezüglich Länge und Sicherheit sowieso grenzwer-
tig ist. Wir verstehen aber auch das Argument, dass die Stadt die Kindergärten zentral or-
ganisieren möchte. Auch dazu mussten wir verschiedene Informationsquellen selbst kom-
binieren und es wäre hilfreich gewesen, zumindest eben die zugrundeliegenden Zahlen 
und Dokumente in den Unterlagen zitiert zu haben. Unser dritter Diskussionspunkt be-
zieht sich auf den Zeitplan, beziehungsweise die Dringlichkeit des Projektierungskredits. 
Der Schulraummangel im Gönhard ist offensichtlich. Wir sehen aber in der Planung keinen 
Planungspuffer. Welche Konsequenz hätte jetzt eine Zusatzschleife, wenn wir den Rück-
weisungsantrag annehmen würden? Das betrifft insbesondere die Primarschule, denn 
diese Planung kritisiert meine Fraktion überhaupt nicht. Zusammenfassend kritisieren wir 
ein wenig die beschränkte Nachvollziehbarkeit der langfristigen Planung im Bereich des 
Kindergartens im Gönhard und Umgebung. Wir hätte uns gerne mehr Informationen im 
Vorfeld zum Vorgehen und der Zusammenarbeit zwischen KSAB und Stadtrat gewünscht, 
sprich Stellungen und dann auch das zur Verfügungstellen von Schulraum. Wir entschei-
den nach der Diskussion anhand der Vollständigkeit der Informationen, welche wir noch 
erhalten und auch anhand der Dringlichkeit des Projektierungskredits, wie wir einzeln ab-
stimmen. Wahrscheinlich benötigen wir dann ein paar Minuten, um uns fraktionsintern zu 
beraten. Wir würden dann aber einen Ordnungsantrag stellen. Eine starke Verzögerung 
des Schulraums der Primarschule ist zumindest nicht in meinem Sinn. Noch ein letzter 
Kommentar zum Rückweisungsantrag. Ich finde es eine Frechheit, dass dieser wieder zu 
spät bei uns eingetroffen ist. Wir sind ein Milizparlament. Ich arbeite persönlich Vollzeit, 
andere haben nebenbei noch eine Familie. Aus Effizienzgründen bitte ich wirklich um eine 
fristgerechte Kommunikation. Man kann sich selbst im Vorfeld erkundigen, wie wir es jetzt 
gemacht haben, oder die FGPK-Sitzung für eine solch grosse Fragerunde nützen. Man 
könnte das auch in Form einer Vorwarnung per Mail an die anderen Fraktionspräsidien 
vornehmen mit einer ersten Entwurfsfassung des Textes, damit wir uns vorbereiten kön-
nen. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Jetzt folgt eine kurze Berichtigung des Stadtrates zu einer 
Information, die er vorher gegeben hat. 

Franziska Graf-Bruppacher, Stadträtin: Im Jahr 2023 hat der Schulvorstand die Schul-
raumplanung verabschiedet. Es ist richtig, dass die Zahlen aus dem Jahr 2022 stammen. 
Die ganze Sammlung der Zahlen, die Aufbereitung, die ganze Zusammenstellung und alle 
damit verbundenen Arbeiten benötigten eine gewisse Zeit. Jetzt ist wieder die Zeit, in wel-
cher die Zahlen überprüft werden. Wann der Bericht dann vorliegen wird, kann ich heute 
noch nicht sagen. 
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Christoph Müller, Mitglied: Zur Kurzfristigkeit ist zu sagen, dass grundsätzlich etwas 
rechtzeitig eingereicht wurde, jedoch leider in der falschen Form. Ich richte den Dank an 
Stefan Berner, der mich darauf hingewiesen hat, dass dies nicht als Abänderungseintrag 
eingereicht werden kann, sondern dass es ein Rückweisungsantrag sein muss. Ich habe 
mir dann die Mühe zu entsprechenden Anpassungen genommen. Leider hat es nicht mehr 
rechtzeitig gereicht. Der Rückweisungsantrag ist auf keine Art und Weise eine Frechheit. 
Auch nicht die gestellten Fragen. Tatsache ist, dass man vor einer Entscheidung eine Ent-
scheidungsgrundlage braucht. In dieser vorliegenden Botschaft sind viele relevante Infor-
mationen nicht vorhanden. Wenn es keine neueren Schulplanungszahlen gibt, handelt es 
sich eben auch um eine Information, die relevant ist. Wir haben einfach die Frage gestellt, 
beruht oder basiert die Bestellung der Kreisschule auf den Zahlen, welche man im 2022 
gehabt hat. Jetzt haben wir heute die Antwort erhalten. Grundsätzlich ja. Ich habe gehört, 
man habe auch noch gewisse Geburtszahlen aus der Einwohnerkontrolle erhoben. 

Hanspeter Thür, Stadtrat: Diese Zahlen haben wir einfach erhoben, weil Statistiken beige-
zogen wurden, die irgendwie für die Schweiz, aber nicht für Aarau relevant sind. Deshalb 
haben wir die Geburten noch heute Nachmittag zusammengestellt, um festzustellen, dass 
die statistische Angabe des Bundesamtes für Statistik für Aarau einfach keine Relevanz 
hat. 

Christoph Müller, Mitglied: Diese Bemühungen schätzen wir auch. Es wäre schön gewe-
sen, man hätte in der Botschaft ein wenig handfestere Angaben vorgefunden, auf was 
diese Zahlen basieren. Wenn ich lese "aktuelle Erfahrungen" kann das irgendetwas heissen. 
Wir wissen, dass der Prozess zwei Jahre gedauert hat. Die Zahlen sind im Wesentlichen 
zwei Jahre alt. Es ist schön, dass diese trotzdem noch einigermassen stimmen. Es muss 
einfach erlaubt sein, Fragen zu stellen. Wenn wir das nicht mehr dürfen, haben wir hier 
kein Parlament. Ich lasse mir aber nicht vorschreiben, welche Fragen ich stelle. Die Fragen 
waren anständig formuliert. Man hätte sie als Rückweisung formulieren müssen. Wir wer-
den uns selbstverständlich überlegen, ob es sinnvoll ist, den Antrag zurück zu nehmen o-
der nicht. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Gibt es noch weitere Voten zur Rückweisung, sonst würden 
wir darüber abstimmen? 

Hanspeter Thür, Stadtrat: Auf die Frage von Hannah Wey zum Torfeld kann ich entgeg-
nen, dass wir im Gestaltungsplan dieses Stadionprojekts verlangt haben, dass Kindergär-
tenplätze geschaffen werden müssen. Weil diese dort nicht realisiert werden können, ge-
hen die Kinder aus dem Aeschbachquartier im Gönhard in die Schule. Hannay Wey möchte 
nun wissen, ob man das ganze Provisorium dort hätte unterbringen können. Das ist aber 
keine gute Idee. Sobald dort gebaut wird, stellt sich die Frage, was mit dem Provisorium 
geschieht. Soll dieses dann umplatziert werden? Wir wissen ja jetzt schon, wenn dort die 
Kindergartenkapazität zur Verfügung gestellt werden kann, muss gebaut werden und das 
Provisorium muss weichen. Realisieren wir doch das Provisorium vorteilhafter gerade dort, 
wo man es nicht verschieben muss und man nachher dort den geplanten Kindergarten 
bauen kann. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, gelan-
gen wir zur 
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Abstimmung 

über den Rückweisungsantrag 

Beschluss 

Der Rückweisungsantrag wird mit 9 Ja-Stimmen gegen 36 Nein-Stimmen abgelehnt. 

Wir gelangen zur materiellen Behandlung des Geschäfts. 

Die FGPK hat das Geschäft am 11. Juni 2024 geprüft und stellt dem Einwohnerrat einstim-
mig den Antrag, das Geschäft zu genehmigen. Kommissionssprecher ist Matthias Zinniker. 

Matthias Zinniker, Mitglied: Die FGPK hat den Projektierungskredit für die Schulraumpro-
visorien Primarschule und Kindergarten im Gönhard an der letzten Sitzung diskutiert. Als 
Auskunftspersonen waren Stadtrat Hanspeter Thür und die Projektleiterin Hochbau, Frau 
Jacqueline Suter, anwesend. Einleitend haben die Auskunftspersonen informiert, dass die 
Schule im Gönhard aktuell um vier Klassen überbelegt ist. Weil die Standortsuche für einen 
weiteren Standort noch läuft, sind Provisorien notwendig. Um für diese den richtigen 
Standort zu ermitteln, ist eine Machbarkeitsstudie in Auftrag gegeben worden, welche das 
Schulareal Gönhard und das Areal der Gönhardgüter untersuchte. Die Nähe zum bestehen-
den Schulstandort und seine Infrastruktur haben schliesslich für den gewählten Standort 
im Areal der Schule gesprochen. Dabei musste man berücksichtigen, dass es sich um ein 
geschütztes Areal handelt, welches in der Gartenstadtzone liegt. Die Stadtbildkommission 
hat die geplanten Provisorien geprüft und für gut befunden. Die Provisorien sollen für ca. 
10 Jahre bestehen bleiben und sind vergleichbar mit dem Konzept der Tagesschule. In der 
Kommission wurde dann die Frage gestellt, wo die gebrauchten Modulbauten weiterver-
wendet werden könnten. Das ist laut Auskunftspersonen aktuell noch nicht klar. Möglich 
wäre es aber beispielsweise, dass sie für den Mittagstisch oder für die Tagesstruktur ein-
gesetzt werden könnten. Die Kommission wollte zudem wissen, ob die Provisorien den be-
stehenden Freiraum nicht zu fest einschränken. Gemäss den Auskunftspersonen verfügt 
der Standort Gönhard im städtischen Vergleich über viel Freiraum und durch die Proviso-
rien entstehe eine Aufteilung des Freiraums, was sogar eher als vorteilhaft erachtet wird. 
Aus der Reihe der Kommission wurde festgestellt, dass Aarau in Sachen Schulraumplanung 
immer ein wenig im Hintertreffen ist. Dazu halten die Auskunftspersonen fest, dass die 
Evaluation der Anzahl Kinder für den Kindergarten und der Unterstufe wesentlich kompli-
zierter zu prognostizieren sei als für die Oberstufe. Wie wir jetzt aber auch gehört haben, 
erstellt die Kreisschule, in Zusammenarbeit mit der Firma Metron, jeweils die Prognosen 
zur Bevölkerungsentwicklung und die Entwicklung der Schülerzahlen, welche alle zwei 
Jahre überarbeitet und angepasst wird. Als Nachteil des Modulbaus werden einzig die ho-
hen Kosten genannt. Die Alternative mit einem Provisorium in einem Container wäre ca. 
300’000 Franken billiger. Allerdings seien die Container nur für zwei Jahre gedacht und 
für eine längere Nutzung seien sie weder ökologisch tragbar noch bewilligungsfähig. Die 
Kommission hat festgestellt, dass der Projektierungskredit im Vergleich zur Tagesschule 
deutlich höher ausfällt. Dies begründen die Auskunftspersonen damit, dass die Projektie-
rungskosten für ein kleines Projekt mit weniger Baukosten nicht generell linear gekürzt 
werden können. Es braucht also auch da gewisse Abklärungen im gleichen Umfang. Zu-
dem handle es sich bei diesen Provisorien um zwei Bauten und nicht nur um eine, wie bei 
der Tagesschule. In der abschliessenden politischen Würdigung kommt die Kommission 
zum Schluss, dass das Projekt sorgfältig ausgearbeitet ist, auch wenn die Hoffnung be-
steht, dass kostenbewusster und günstiger als geplant gebaut werden kann. Der Platzman-
gel und der Handlungsbedarf sind nachvollziehbar. Eine Containerlösung wäre zwar billi-
ger, wird aber als schlechtere Lösung angesehen. Generell wird noch festgehalten, dass 
der Standard für Schulraum und Schulraumbedarf in der Schweiz eher hoch sei und es 
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stellt sich die Frage, ob man gewisse Ansprüche nicht überdenken müsste. Die Kommis-
sion beantragt dem Einwohnerrat einstimmig, den Projektierungskredit in der Höhe von 
420’000 Franken zu bewilligen. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Zu diesem Geschäft liegt folgender 

Änderungsantrag der FDP 

vor: 

Der Stadtrat wird beauftragt, die Kompatibilität des Modulbaus mit jenem der Tagesschule 
sicherzustellen. 

Ich übergebe das Wort zuerst der FDP zur Antragsbegründung. 

Christian Oehler, Mitglied: Dass der Bedarf vorhanden ist, ist zweifellos unbestritten. Al-
lerdings erstaunen die hohen Kosten. Wir sprechen von einem Kindergarten und vier 
Schulabteilungen. Man macht eine Studie und setzt sich bereits mit den Kosten auseinan-
der. Nachher folgen das Vorprojekt und das Bauprojekt. Jetzt belaufen sich die Kosten für 
einen Modulbau auf sechs Millionen Franken. Unter einem Modulbau verstehe ich eigent-
lich, dass dieser modular ist, dass er ein gewisses Raster hat, dass es Konstruktionen gibt, 
welche man auch anderweitig nutzen kann. Ich denke jetzt da an die Tagesschule beim 
Aare-Schulhaus. Diese ist aber nicht identisch. Diesbezüglich habe ich eher das Gefühl, 
dass es eine individuelle Planung ist. Ich habe sogar den Input erhalten, für dieses Geld 
könnte man vielleicht sogar das bestehende Gönhardschulhaus aufstocken mit der glei-
chen Architektur, der gleichen Gestaltung und der gleichen Konstruktion, damit man denk-
malpflegerisch keinen Unterschied sieht. Wir sprechen aber von einem Modulbau, von ei-
nem Provisorium für 10 Jahre und dafür sind die hohen Kosten fraglich. Ich habe die Werte 
einmal mit dem Aareschulhaus verglichen. Im 2023 hat das Volk ja den Modulbau für die 
Tagesschule mit 9.85 Millionen Franken für eine Fläche von 1’565 m2 genehmigt. Wenn 
man diese Zahlen herunterbricht, ergibt dies Kosten von 6’293 Franken pro m2. Jetzt 
kommt wieder ein Modulbau im Gönhard mit 571 m2. Wenn man diese Zahlen herunter-
bricht, Vorprojekt plus die Prognose für das Bauprojekt mit 6.42 Millionen Franken, ergibt 
dies 11’229 Franken pro m2. Das ist meines Erachtens kein Modulbau. Das ist eine indivi-
duelle Planung mit absolut hochstehenden Materialien. Das kann es ja nicht sein. Ein Mo-
dulbau hat den gleichen Raster. Man kann wieder die gleichen Pläne verwenden. Der Pla-
nungsprozess ist viel einfacher, denn man muss nicht wieder von vorne beginnen. Das Ziel 
sollte doch sein, die Unterlagen für zukünftige Modulbauten wieder verwenden zu können. 
Aus diesem Grund haben wir den Ergänzungsantrag gestellt. Ich lese noch schnell vor, was 
der Stadtrat vorkehren soll und wie die Begründung lautet. Gewisse Parameter müssen 
jetzt einfach gleich sein. Der Modulbau muss uneingeschränkt mit den bisherigen Modul-
bauten, zum Beispiel Tagesschule Aareschulhaus, kompatibel sein. Das betrifft die Modali-
tät und die Flexibilität, je nach Bedarf. Der Vorbereitungs- und Planungsprozess muss 
gleich sein. Diesen muss man nicht neu erfinden. Die Materialien müssen auch identisch 
sein. Das ist einfacher für den Unterhalt und den Ersatz der Bauteile. Auch die Konstruk-
tion muss stimmen, damit man den Bau verschieben und ergänzen kann in einem viel kür-
zeren Zeitrahmen. Aus diesem Grund danken wir für die Unterstützung des Ergänzungsan-
trages. 

Benita Leitner, Mitglied: Auf die Fraktion Pro Aarau, EVP/EW macht das Projekt grundsätz-
lich einen durchdachten und einen sinnvollen Eindruck. Der Raumbedarf ist unbestritten 
und aufgrund der grosszügigen Grünfläche im Gönhard sind die beiden Bauten auch ver-
tretbar. Wir haben in der Fraktion auch thematisiert, ob es tatsächlich nötig ist, für jedes 
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Schulraumprovisorium wieder auf das Neue den ganzen Ausarbeitungsprozess zu durch-
laufen. Dementsprechend sehen wir auch eine gewisse Plausibilität hinter dem Antrag der 
FDP. Ich finde den Ansatz grundsätzlich unterstützenswert. Es gibt auch schon andere Bei-
spiele in anderen Städten, zum Beispiel in Zürich, wo es wirklich einen solchen Standard-
Pavillon in Form von Modulen gibt, welcher dann wirklich auch verschoben und vergrössert 
werden kann, je nach Bedürfnis. Wir sind auf jeden Fall noch auf die Ausführungen des 
Stadtrats gespannt und werden uns dann nach Abschluss der Diskussion im Rat und eben 
nach den Ausführungen des Stadtrats ein effektives Bild machen, wie wir hier abstimmen 
werden. 

Hannah Wey, Mitglied: Wir begrüssen die Langlebigkeit und die Wiederverwendbarkeit 
dieser Holzmodulbauten. Die Vorteile würden aus unserer Sicht auch die hohen Kosten 
rechtfertigen. Das städtische Ziel der nutzungsflexiblen und nachhaltigen Bauweise wäre 
somit erfüllt. Ich habe aber noch vier Bemerkungen: Erstens finden wir es befremdlich, 
dass die PV-Anlage nicht bereits fester Bestandteil der vorliegenden Botschaft, beziehungs-
weise des Kredits ist und wir erwarten, dass für dieses Element im Rahmen des Projektie-
rungskredits bald eine Lösung gefunden wird. Der zweite Punkt betrifft den Ergänzungs-
antrag der FDP. Diesen finden wir teilweise sinnvoll und attraktiv. Wir warten jetzt noch die 
Diskussion ab. Stand jetzt würden wir den Antrag eher annehmen, jedoch eher aus Sicht 
der Wiederverwendbarkeit und nicht prioritär aus Kostensicht. Der dritte Punkt bezieht 
sich auf das Sparen. Im Jahr 2013 ist im Einwohnerrat der gesamte Umbau des Gön-
hardschulhauses diskutiert worden. Damals haben FDP und SVP gegen zwei vollwertige 
Turnhallen gestimmt. Der Umbau dieser Schule hat viel Geld gekostet. Jetzt, nur 10 Jahre 
später, ist die nicht vorhandene Turnhalle eine der limitierenden Planungsfaktoren. Das ist 
ein bisschen schade. Zum vierten Punkt muss ich jetzt ein wenig improvisieren, denn die 
Antwort zum Provisorium beim Aeschbachquartier hat uns nicht vollständig überzeugt. 
Weshalb müsste das Provisorium im Rahmen oder zusammen mit dem Stadion kommen? 
Könnte man nicht eine andere Lösung finden? Wenn das möglich ist, bitte ich den Stadtrat, 
dies nochmals im Rahmen des Projektierungskredites zu prüfen. 

Simon Burger, Mitglied: Wir bleiben bei unserer Aussage, dass in der Bildungspolitik eini-
ges nicht rund läuft. Die Schaffung der KSAB ist ein historischer Fehler gewesen. Man hat 
ein unübersichtliches Maloch geschaffen, in welchem intransparente und wenig reflektierte 
Entscheide gefällt werden. Heute müssen wir über ein Projekt diskutieren, wofür wir ei-
gentlich gar keine solide Datengrundlage haben. Dabei bleiben wir. Man stützt sich auf 
Zahlen aus dem Jahr 2022. Wir haben in der Zwischenzeit einen massiven Geburtenrück-
gang. Das hat man nicht berücksichtigt. Man kommt auch nicht auf die Idee, abzuwarten, 
wie sich die Zahlen entwickeln. Man sollte ja jetzt auch dieses Jahr wieder neueste Zahlen 
haben und dann eine Auslegeordnung machen. Aber vermutlich sind wir halt auch schon 
wieder beim Aarauer Goldstandard. Wir haben ja das Geld. Wir bauen Provisorien von 
sechs Millionen Franken plus-minus 25 Prozent. Wir wissen alle, dass es am Schluss plus 
25 Prozent sein werden. Es gäbe günstigere Alternativen. Wir müssen nur einmal auf das 
Wynental schauen. In Menziken hat es neun Abteilungen, das Doppelte, für einen Drittel 
des Preises, mit Containern. Gemäss Aussage der FGPK kann man diese nicht länger als 
zwei Jahre brauchen. In Menziken kann man sie für 8 Jahre brauchen. Weshalb sollte dies 
in Aarau nicht möglich sein? Aber das ist eben der Aarauer Goldstandard. Wir haben das 
Geld, wir können es uns leisten, also geben wir es doch mit beiden Händen aus. Wie be-
reits erwähnt, gäbe es auch Mietlösungen. Solche hat man auch nicht geprüft. Es wäre 
ökologischer als bauen und dann wieder abreissen. Damit wären wir bei der Kreislaufwirt-
schaft. In Aarau wird nicht gemietet. Man nimmt das Portemonnaie zur Hand und kauft. 
Das Schlauste ist, dem Vorschlag der FDP zu folgen. Wenn wir schon mit solchen Modul-
bauten arbeiten, dann aber nicht bei jedem neuen Projekt wieder irgendwelche neuen Mo-
dule erarbeiten, welche dann nachher untereinander nicht kompatibel sind. Das entbehrt 
ja dann wirklich jeder Logik. Für die SVP-Fraktion ist klar, dass wir den Abänderungsantrag 
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der FDP unterstützen. Wenn dieser so angenommen wird, können wir diesem Projekt 
mehrheitlich zähneknirschend zustimmen. Wenn der Antrag aber abgelehnt wird, ist das 
Geschäft für uns nicht durchdacht und steht derart auf einer wackligen Basis, dass wir es 
einfach ablehnen. 

Lea Naon, Mitglied: Die Fraktion GLP/Mitte erkennt den Bedarf für die Schulraumproviso-
rien im Gönhard. Wir danken an dieser Stelle noch für die vorherigen Ausführungen des 
Stadtrats. Diese haben sicher auch zur Meinungsbildung beigetragen. Ich werde jetzt noch 
zwei Punkte ansprechen, welche uns in der Botschaft noch ein wenig stören. Bezugneh-
mend auf die Ausführungen zum Provisorium im Aeschbachquartier wüsste ich schon 
gerne, ob der Bau des Kindergartens wirklich an das Stadion gebunden ist und die Reali-
sierung unklar ist, oder sind diesbezüglich schon andere Überlegungen vorhanden. Wir 
wären in diesem Punkt um eine Klärung froh. In der Botschaft stört uns einerseits das Mi-
nergiethema. In der Botschaft steht, dass aufgrund der mittelfristigen Nutzungsdauer auf 
ein Label, wie zum Beispiel Minergie P eco, verzichtet wird, wobei der Ecoteil umgesetzt 
wird. Das bedeutet, dass ökologische Baustoffe verwendet werden. Es geht um eine Pri-
marschule und einen Kindergarten. Ökologische Baustoffe sind somit wohl das absolute 
Minimum. Beim Minergie-Teil geht es um alles, was die Energie betrifft und Ich bin der An-
sicht, dass die Stadt eine Vorbildfunktion haben müsste. Der Modulbau sollte deshalb, zu-
mindest angelehnt an Minergie P eco, erstellt werden. Das bedeutet ein Passivhaus, wel-
ches mehr Energie produziert, als es braucht. Angelehnt an den Standard, also ohne 
Zertifizierung, muss der Nachweis erbracht werden. Wenn man dann am Schluss auf die 
Zertifizierung verzichten will, kann man das machen. Damit erspart sich die Stadt für die-
sen Bau in diesem Volumen ungefähr 15’000 Franken. Das ist jedoch auch nicht der 
grösste Hebel. Die Zertifizierung ist am Schluss nämlich einfach eine Qualitätssicherung. 
Man kann darauf verzichten. Dann riskiert die Bauträgerschaft, also jetzt in diesem Fall die 
Stadt einfach, dass man nicht unbedingt das erhält, was man bestellt hat. Das wird viel-
fach angenommen, aber eine Zertifizierung ist am Schluss kein Riesenkostenpunkt. Im 
Weiteren stört uns der Punkt der Photovoltaikanlage. Es heisst in der Botschaft, dass die 
Verwendung von Photovoltaikmodulen auf dem Flachdach geprüft wird, jetzt aber noch 
nicht in den Kostenangaben enthalten ist. An dieser Stelle weise ich wieder einmal darauf-
hin, dass der Stadtrat, seit der Überweisung der Motion "Gebäude als Kraftwerke" dazu 
verpflichtet ist, Photovoltaikanlagen bei Neubauten grundsätzlich immer vorzusehen. Ich 
finde es eigentlich ein bisschen nervig, dass bei jeder Botschaft zu Bauvorhaben immer 
wieder nur von einer Prüfung geredet wird. Das kann man einfach machen, dann muss 
man nicht mehr prüfen. Der Einwohnerrat hat den Auftrag erteilt. Ich erinnere immer wie-
der daran. Jetzt komme ich noch zum Ergänzungsantrag der FDP. Wir finden es grundsätz-
lich eine sinnvolle Idee, dass sich die Stadt dem zukünftigen Nutzungsbedarf möglichst 
flexibel anpassen kann. Das wäre wünschenswert. Ob das so einfach ist, wie Christian 
Oehler ausgeführt hat, wissen wir nicht genau. Solche Modulbauten sind ja nicht einfach 
LEGO-Steine, die man beliebig zusammensetzen kann. Das sind ja einfach im Werk vorge-
fertigte Elemente. Wenn es irgendwie umsetzbar ist, wäre das sicher zu begrüssen. Wir 
sind diesbezüglich noch auf die Ausführungen des Stadtrats zu diesem Antrag gespannt. 
Wenn keine relevanten Gründe dagegensprechen, würden wir diesem wahrscheinlich zu-
stimmen. Im Übrigen bitte ich Sie, dem Projektierungskredit zuzustimmen. 

Andrea Dörig, Mitglied: Was ich jetzt sage, klingt beinahe wie ein Mantra. Wir sind näm-
lich auch der Auffassung, dass wir den Auftrag erteilt haben, wonach bei Neubauten die 
Erstellung von Photovoltaikanlagen schon zwingend im Projektierungskredit beinhaltet 
sein sollte. Ich spreche noch kurz über den Abänderungsantrag der FDP. Wir haben ge-
wisse Sympathien, beim Bau zu prüfen, ob nicht mit der Tagesschule kompatible Modul-
bauten bestellt werden können. Wir stören uns aber an der zwingenden Formulierung und 
können nicht abschätzen, ob das umsetzbar ist. Diesbezüglich sind wir noch um ein State-
ment des Stadtrats froh. Zudem habe ich noch eine Anmerkung zum von Christian Oehler 
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gemachten Kostenvergleich. Ein Kostenvergleich mit einem Gebäude und zwei Gebäuden 
zu erstellen, ist schon schwierig. Zudem stimmen die herangezogenen Zahlen nicht. Beim 
Projekt Göhnhard sind plus-minus 25 Prozent berechnet. Dort ist der Projektierungskredit 
in diesen 6 Millionen Franken enthalten, was andernfalls nicht so ist. 

Philippe Kühni, Mitglied: Jetzt muss ich eine kurze persönliche Bemerkung zur Schul-
raumplanung, beziehungsweise zur Bedarfsermittlung, machen. Ich finde das Papier her-
vorragend gemacht. Es ist analysiert. Der wesentliche Treiber ist die BNO mit den Entwick-
lungsgebieten. Das ist viel wichtiger als die Geburtenrate. Deshalb ist auch ein Update in 
diesem Jahr nicht so relevant. Es werden schlussendlich genau die gleichen Zahlen heraus-
gekommen. Man kann von der Kreisschule halten was man will, aber die Schulraumpla-
nung hat die Kreisschule bestimmt seriös vorgenommen. Es ist nicht fair, wenn man das 
Dokument nicht gelesen hat und nachher einfach in den Raum stellt, es sei nicht seriös ge-
macht worden. Der zweite Punkt betrifft die Primarschulen. Das Gönhard ist seit Jahren 
überfüllt. Weshalb man jetzt eine solch grosse Diskussion um die Schulraumplanung 
macht und wieder der Kreisschule die Schuld zuweist, erschliesst sich mir nicht. Der letzte 
Punkt betrifft den Modulbau. Das ist nicht irgendwie ein standardisiertes Element. Wenn 
man dieses für alle Häuser gleich verwenden will, muss vor allem die Grösse der Zimmer 
standardisiert werden. Eine Kita hat aber nun mal eine andere Raumgrösse als eine Primar-
schule oder eine Oberstufe. Die zwingende Forderung, dass das alles hundert Prozent 
kompatibel sein muss, kann ich so nicht unterstützen. 

Hanspeter Thür, Stadtrat: Ich möchte zuerst die Aussage von Andrea Dörig bekräftigen. 
Der Zahlenvergleich ist so einfach nicht richtig. Beim Baukredit der Tagesschule haben wir 
eine Genauigkeit von fünf Prozent. Darin ist eine Reserve von fünf Prozent enthalten. Beim 
vorliegenden Projekt haben wir nicht einmal ein Vorprojekt. Wir haben eine reine Machbar-
keitsstudie mit einer Schätzung in der Grössenordnung von plus-minus 25 Prozent. Wahr-
scheinlich sind es noch mehr. Wir werden also erst im Rahmen des Projektierungskredits 
genauere Angaben haben können. Der Projektierungskredit gehört in den 6 Millionen Be-
trag. Auch der Flächenvergleich ist schwierig. Bei der Tagesschule wird nur die Nutzfläche 
ausgezogen. Es gibt aber noch eine Reihe anderer Räume, die mit zu berücksichtigen sind, 
also WC, Verkehrsflächen und so weiter. Wenn zwei Gebäude nebeneinander gebaut wer-
den, entstehen ganz andere Anforderungen an die über die Nutzfläche hinausgehenden 
Bedürfnisse. Wenn man den Vergleich ein wenig unter die Lupe nimmt, ist er so nicht halt-
bar. Ich bin auch der Meinung, dass man eine grösstmögliche Kompatibilität anstreben 
muss. Das machen wir auch. Das kann aber nicht mit einer zwingenden Forderung vorge-
nommen werden. Ein Modulbau besteht nicht aus Legosteinen, die man einfach konzipie-
ren kann. Am Schluss haben wir auch submissionsrechtliche Probleme. Wenn wir einmal 
ein Schulhaus im Modulbau gebaut haben, welches auch eine bestimmte Technik beinhal-
tet, dann müssen wir im Prinzip nachher in der Ausschreibung festhalten, dass nur dieses 
gebaut werden darf und das ist einfach nicht erlaubt. Von dort her ist das sicher zu prü-
fen. Ich wäre einverstanden, wenn wir den Prüfungsauftrag übernehmen würden, aber 
nicht in der Formulierung, dass wir das sicherstellen können. Das kann ich einfach nicht 
sicherstellen. Ich bin aber bereit, dass wir das im Rahmen der Projektierung zu diesem 
Vorhaben prüfen. Insofern wäre ich froh, wenn jemand den Antrag in diesem Sinne stellt. 
Ich kann ja nicht Antrag stellen. Der Stadtrat ist bereit, das als Prüfungsauftrag zu über-
nehmen. Gerne beantworte ich noch weitere Fragen. Das Grundstück im Torfeld Süd ge-
hört nicht der Stadt. Das Grundstück gehört der HRS. Wir haben im Rahmen der Planung 
dieses Grundstückes durchgesetzt, dass dort zwei Kindergärten gebaut werden müssen. 
Das steht im Gestaltungsplan. Wenn man in der Überbauung des Aeschbachquartiers keine 
Auflage im Gestaltungsplan gemacht hat, dass dort Kindergärten gebaut werden müssen, 
hat man die heutige Situation. Das haben wir aber jetzt im neuen ergänzten Teil des 
Torfelds Süd korrigiert. Wenn man dort jetzt einen Kindergarten in einem Provisorium hin-
stellt und dann mit dem Bau des Stadions beginnt, muss dieser umplatziert werden. Das 
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macht überhaupt keinen Sinn. Zum Geburtenrückgang: Ich zeige Simon Burger gerne die 
Geburtenzahlen, die wir für die Stadt Aarau in den letzten fünf Jahren ausgezogen haben. 
Die Behauptungen von Simon Burger stimmen nicht. Eine Mietlösung haben wir – wenn 
man das nächste Traktandum anschaut – als eine mögliche Variante geprüft. Wir haben 
festgestellt, dass eine Mietlösung immer teurer zu stehen kommt, wenn man ein Proviso-
rium mehr als 3 bis 4 Jahre stehenlassen muss, dort eine Investition vornimmt und einen 
Mietvertrag abschliesst. Eine Mietlösung wurde überprüft und hat uns zur Überzeugung 
gebracht, dass mieten keine Lösung ist. Über das Thema Photovoltaikanlage müssen wir 
einmal reden. Das ist ganz klar. Wir haben ein Problem. Ich werde dann einmal schildern, 
wo das Problem liegt. Deshalb wurde es nicht angesprochen, weil wir ein anderes Konzept 
umsetzen wollten, nämlich die Zurverfügungstellung von Dächern an Dritte, zum Beispiel 
an die Eniwa oder an jemand anderes, der Anbieter ist. Ich werde Ihnen auch gerne einmal 
erzählen, welche Probleme mit dieser Idee verknüpft sind. Es ist also nicht so, dass wir 
Photovoltaikanlagen nicht wollen, sondern weil wir im Moment noch in einer schwierigen 
Abklärungsphase sind. Ich würde Sie aber gerne zur entsprechenden Zeit ins Bild setzen. 
Zusammenfassend bin ich bereit, dass wir den Prüfungsauftrag übernehmen, aber nicht 
als zwingende Sicherstellungsanforderung. 

Christian Oehler, Mitglied: Wenn man einen solchen Prozess absolviert, geht man in die 
Studie, in das Vorprojekt und in das Bauprojekt. Wenn die Abweichungen beim Bauprojekt 
plus-minus 25 % aufweisen, stimmt schon einmal grundsätzlich etwas nicht. Man darf er-
warten, dass man die Grösse einhält. Sonst muss man eingestehen, dass man die falschen 
Partner bei der Planung hat. Zum Modulbau: Also wenn die Zahlen die ich verwende, falsch 
sind, stimmt aber auch die Botschaft nicht. Es wäre zu begrüssen, wenn der Stadtrat in 
diesen Botschaften wirklich alles transparent ausweisen würde. Es ist schade, wenn man 
das Geschäft so ungenügend vorbereitet. Aufgrund der vorliegenden Grundlagen habe ich 
meine Meinung gebildet. Jetzt muss ich feststellen, dass die Grundlagen nicht so sauber 
vorbereitet worden sind. Zum Thema Ausschreibung möchte ich festhalten, dass der Be-
steller festlegt, welches Produkt er möchte und so wird es ausgeschrieben. Dann können 
die Unternehmer offerieren. Das wollte ich einfach noch korrigieren. Wir würden den Abän-
derungsantrag leicht anpassen, indem wir das Wort "sicherstellen" herausnehmen und 
festhalten: "Der Stadtrat wird beauftragt, die Kompatibilität des Modulbaus mit jenem der 
Tagesschule anzugleichen". Damit würde das Wort "sicherstellen" etwas entschärft. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, gelangen wir 
zu den 

Abstimmungen 

Zuerst stimmen wir über den Antrag der FDP ab. Sofern dieser eine Mehrheit findet, wird 
er in die Schlussabstimmung übernommen. 

Antrag FDP neu 

Der Stadtrat wird beauftragt, die Kompatibilität des Modulbaus mit jenem der Tagesschule 
anzugleichen. 

Beschluss 

Der Antrag wird mit 28 Ja-Stimmen zu 12 Nein-Stimmen angenommen und gelangt in die 
Schlussabstimmung. 
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Schlussabstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 45 Ja-Stimmen einstimmig folgenden 

Beschluss 

Der Projektierungskredit für die Provisorien Primarschule und Kindergarten auf dem Areal 
Schulanlage Gönhard in der Höhe von 420'000 Franken inkl. 8.1 % MwSt. wird – unter Be-
rücksichtigung des Ergänzungsantrages der FDP – bewilligt. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 

 

Ich schlage vor, dass wir das nächste Traktandum "Provisorien für eine Kindergartenabtei-
lung, Schachen, Investitionskredit" aufgrund der Dringlichkeit noch behandeln und das 
letzte Traktandum auf eine nächste Sitzung verschieben. Sollte jemand gegen diesen Vor-
schlag sein, bitte ich um eine Antragstellung. Dann stimmen wir darüber ab. 

Susanne Heuberger, Mitglied: Ohne mit der Fraktion Rücksprache genommen zu haben, 
stelle ich den Antrag, die Traktandenliste abzuarbeiten. Das Geschäft, welches verschoben 
werden soll, wurde im Einwohnerrat Baden behandelt. Es würde ansonsten bestimmt Au-
gust, bis darüber befunden wird. Nach meinem Dafürhalten kommt es nicht mehr darauf 
an, wenn die Sitzung eine Viertelstunde länger dauert. Wir sind alle auf das Geschäft vor-
bereitet. Der Stadtrat könnte dann nach Vorlage des Entscheids von Baden die Bearbeitung 
fortsetzen. Ich beantrage, dieses Traktandum auch noch abzuhandeln 

Alexander Umbricht, Mitglied: Ich glaube, es geht hier um eine grundsätzliche Frage. 
Man kann jedes Mal über das einzelne Traktandum diskutieren, aber es stellt sich die 
Frage, ob wir einfach immer alle Traktanden abhandeln müssen oder ob man nicht zwin-
gende Traktanden, infolge der fortgeschrittenen Zeit, verschieben kann. Ich finde daher 
die Idee von Anja Kaufmann sehr gut. Natürlich könnten wir heute alle Traktanden behan-
deln. Ich finde aber, irgendeinmal können wir unsere Sitzung auch einmal entlasten. Es ist 
in diesem Falle nicht tragisch, wenn sie länger dauert. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Wir stimmen über den Antrag von Susanne Heuberger ab. 

Beschluss 

Der Antrag wird mit 27 Ja-Stimmen zu 15 Nein-Stimmen angenommen. 
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Traktandum 11 

Provisorium für eine Kindergartenabteilung, Schachen; Investitionskredit 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Botschaft vom 27. Mai 2024 unterbreitet der Stadtrat 
dem Einwohnerrat folgenden 

Antrag 
 
1. Der Einwohnerrat genehmigt den Investitionskredit für den Umbau der Liegenschaft Ba-

dergässli 6 in einen provisorischen Kindergarten in der Höhe von 320'000 Franken inkl. 
MwSt., zuzüglich teuerungsbedingte Mehrkosten seit Dezember 2023 

 
2. Der Einwohnerrat genehmigt die Miete der Liegenschaft Badergässli 6. 

Die FGPK hat dieses Geschäft an ihrer Sitzung vom 11. Juni 2024 behandelt und stellt dem 
Einwohnerrat einstimmig den Antrag, das Geschäft zu genehmigen. Kommissionsspreche-
rin ist Angela Milesi. 

Angela Milesi, Mitglied: Wir haben von der Präsidentin gerade einen Überblick erhalten, 
um was es geht. Die Ausgangslage für die Besprechung in der Kommission hat der Stadt-
rat dahingehend präsentiert, dass ein dritter Kindergarten im Schachen unumgänglich ist. 
Die Frage lautet nur wo? Betrachten wir schnell die möglichen Standorte für eine definitive 
Lösung. An der Asylstrasse hat es einen Kindergarten, den man durch ein neues doppel-
stöckiges Gebäude ersetzen könnte Ein paar Punkte machen die Umsetzung aber etwas 
schwierig. Vor allem müsste man wieder ein circa zweijähriges Provisorium für die Kinder-
gartenabteilung finden. Am Dammweg könnte man den bestehenden Kindergarten aufsto-
cken. Der ist aber ziemlich dezentral gelegen, an der äussersten Ecke des Dammquartiers 
und ist infolge dessen auch nicht so sinnvoll. Auf dem Schulareal Schachen ist ein Neubau 
infolge der laufenden Oberstufenabklärungen vorerst nicht möglich. Andere Grundstücke 
im Schachen sind nicht verfügbar. Also verbleiben zeitlich begrenzte Lösungen und man 
hat zwei Varianten genauer angeschaut. Erstens ein Provisorium mit einer Containerlösung 
beim Pulverturm. Das Gelände liegt aber in einer Freihaltezone und die Container würden 
sowieso nur für zwei bis drei Jahre bewilligt. Diese Lösung ist also auch nicht optimal. Das 
Auge ist dann auf das Gewerbegebäude am Badergässli gefallen. Dieses steht seit März 
2023 leer. Der Stadtrat hat mit der Eigentümerschaft Kontakt aufgenommen. Das Geschäft 
wurde ausgearbeitet und man ist tatsächlich zu einer Mietlösung gekommen. Für die 
Schule ist das, je nach Entwicklung der Oberstufenfrage, eine optimale Lösung und die 
Kreisschule hat die Räume als geeignet beurteilt. In der Kommission ist das Geschäft 
mehrheitlich positiv aufgenommen worden. Man hat das Projekt als kreativ beurteilt und 
es hat nur ganz wenig Klärungsbedarf gegeben. Unter anderem ist die Höhe der Miete dis-
kutiert worden. Man hat gefragt, ob die Stadt gut genug verhandelt habe, weil sie verein-
bart hat, die Ausbaukosten zu übernehmen. Die Auskunftspersonen haben erklärt, dass 
die Verhandlungen mit weit entgegengesetzten Positionen gestartet seien und sogar von 
Seiten der Stadt kurz vor dem Abbruch standen. Die ausgehandelte Miete liegt jetzt, vergli-
chen mit Räumen mit ähnlichem Ausbaustandard, im Durchschnitt. Jetzt kommen wir noch 
einmal zu einem Preisvergleich. Bei der jetzt beantragten Situation belaufen sich die ge-
samten Kosten auf knapp 100’000 Franken pro Jahr. Dabei handelt es sich um die Miete, 
Nebenkosten, Haus- und Anlagewartung, Reinigung, Amortisation in 10 Jahren. Wir haben 
von den Auskunftspersonen trotzdem noch den Vergleich für die Containerlösung vor dem 
Pulverturm erhalten. Diese hätte Mietkosten von 300'000 bis 400’000 Franken zur Folge, 
exklusive Kosten für Werkleitungen und Umgebungsgestaltung. Ein Modulbau käme auf 
geschätzte 1.2 Millionen Franken zu stehen. Beim Mietvertrag handelt es sich um einen 
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zehnjährigen Vertrag. Der Einwohnerrat muss diesen genehmigen. Die FGPK empfiehlt 
dem Einwohnerrat einstimmig, die beiden Anträge des Stadtrats zu genehmigen. Also ei-
nerseits den Investitionskredit für den Umbau der Liegenschaft Badergässli 6 in einen pro-
visorischen Kindergarten in der Höhe von 320’000 Franken, inklusive Mehrwertsteuer, zu-
züglich teuerungsbedingte Mehrkosten seit Dezember 2023 und andererseits die 
Genehmigung der Miete der Liegenschaft Badergässli 6. 

Anschliessend halte ich noch das Votum für die Grünen. Für unsere Fraktion ist im gege-
benen Umfeld die Lösung, welche die Stadt gefunden hat, geradezu ein Glücksfall. Der 
Mietvertrag ist gut ausgehandelt. Wir haben eine zehnjährige Mietdauer. Das gibt Luft. Wir 
haben eine Verlängerungsoption und der Vertrag ist einseitig durch die Stadt kündbar. Die 
Fraktion der Grünen unterstützt die beiden Anträge des Stadtrats. 

Aaron Bürki, Mitglied: Wir finden den Vorschlag mit dem Abschluss eines Mietvertrags für 
den ehemaligen" Scubashop" eine sehr kreative Lösung mit vielen Vorteilen. Einerseits 
geht die Umsetzung recht schnell. Schon im nächsten Jahr könnte man mit dem Umbau 
starten und die Primarschule hätte ihren Singsaal wieder. Es wird die bestehende Infra-
struktur genützt und es muss nichts Neues verbaut werden. Der Standort ist sehr zentral 
gelegen, dass er für alle Kinder gut erreichbar ist. Der Aussenraum ist zwar nicht so gross, 
aber für uns überwiegen klar die Vorteile. Aus all diesen Gründen werden wir beiden An-
trägen einstimmig zustimmen. 

Christoph Waldmeier, Mitglied: Immer wieder wird dem Stadtrat vorgehalten, dass er 
nicht kreativ ist, nicht über den Tellerrand hinausschaut und immer die teuerstmögliche 
Luxuslösung wählt. An diesem Beispiel sieht man, dass das nicht der Fall ist und eine vor-
teilhafte und kreative Lösung gesucht worden ist. Das Ganze sieht nach einer Win-Win-Situ-
ation für beide Parteien aus. Wir wünschen auch aus Überzeugung eine breite Zustimmung 
für das wirklich sehr dringend benötigte Provisorium. Ich möchte Ihnen danken, wenn Sie 
hoffentlich heute Abend der Primarschule den Singsaal zurückgeben. 

Susanne Heuberger, Mitglied: Die SVP-Fraktion hat zu diesem Geschäft keine Vorbehalte. 
Die vorgeschlagene Lösung erscheint uns sinnvoll und kosteneffizient. 

Brigitte Vogt-Wehrli, Mitglied: Ganz entspannt kann ich mitteilen, dass auch die FDP-Frak-
tion dem Projekt zustimmt, denn wir erachten es als eine kreative, pragmatische Lösung. 
Ich möchte dem Stadtrat dazu gratulieren. 

Hanspeter Thür, Stadtrat: Ich bedanke mich herzlich für die wohltuenden Worte. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, gelan-
gen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst folgende 
  



 

Sitzung vom 24. Juni 2024 

Seite 195  

Beschlüsse 
 
1. Einstimmig genehmigt der Einwohnerrat den Investitionskredit für den Umbau der Lie-

genschaft Badergässli 6 in einen provisorischen Kindergarten in der Höhe von 320'000 
Franken inkl. MwSt., zuzüglich teuerungsbedingte Mehrkosten seit Dezember 2023. 

 
2. Einstimmig genehmigt der Einwohnerrat die Miete der Liegenschaft Badergässli 6.. 

Diese Beschlüsse unterliegen gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen 
Referendum. 
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Traktandum 12 

Zusammenarbeit der Städte Aarau und Baden mit dem Park InnovAARE: Beteiligung 
der Stadt Aarau an der innov/AARE AG 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Botschaft vom 6. Mai 2024 unterbreitet der Stadtrat 
dem Einwohnerrat folgenden 

Antrag 

Die Beteiligung der Einwohnergemeinde Aarau an der innovAARE AG durch den Kauf von 
50 Aktien zum Preis von 50'000 Franken und damit max. 2.17 % des Aktienkapitals sowie 
der Stimmrechte wird, vorbehältlich eines gleichlautenden Entscheids des Einwohnerrats 
Baden für die Einwohnergemeinde Baden, genehmigt. 
 
 
Die FGPK hat das Geschäft an ihrer Sitzung vom 11. Juni 2024 geprüft und stellt dem Ein-
wohnerrat Antrag, das Geschäft zu genehmigen. Kommissionssprecher ist Urs Winzerried. 

Urs Winzenried, Mitglied: Wir haben über die Botschaft am 11. Juni 2024 diskutiert Der 
Stadtpräsident hat als Auskunftsperson geamtet und hat einleitend die Vorteile der Beteili-
gung an der InnovAARE AG aufgezeigt. Hanspeter Hilfiker hat alle rund 12 von der Kom-
mission gestellten Fragen verständlich beantwortet. Ich verzichte auf die Aufzählung all 
dieser Fragen und Antworten. Sie haben ja das Protokoll erhalten. Ich gelange gerade di-
rekt zur Schlussdiskussion. Die Beteiligung an der innovAARE AG ist ein guter Ansatz und 
ein gutes Projekt. Das Vorgehen der Stadt ist zu begrüssen. Die Zukunft wird zeigen, ob 
sich das Engagement lohnt und in welchem Ausmass. Der Austausch mit InnovAARE bringt 
sicher Vorteile für Aarau. Es ist wichtig und richtig, dass Aarau als Wirtschaftsstandort ge-
stärkt wird. Aarau hat Potenzial für Unternehmungen. Man muss das Potenzial aber auch 
präsentieren. Diesbezüglich hilft die Vereinbarung mit der InnovAARE. Es ist gut, dass in 
Aarau mehr für die Wirtschaft gemacht wird. Die Beteiligung von lediglich 50’000 Franken 
ist eine Chance mit wenigen Risiken. Die Beteiligung von Aarau ist innovativ und finanziell 
bescheiden. Auch wenn nur ein paar wenige Firmen durch diese Vereinbarung angelockt 
werden können, hat sich die Beteiligung bereits gelohnt. Nebst den vielen positiven Argu-
menten hat es auch einige negative Argumente gehabt. Die Beteiligung von 2.7 Prozent 
bringt wenig bis gar nichts. Die Standortförderung von Aarau wird dadurch kaum opti-
miert werden. Die Beteiligung alleine wird keine neuen Unternehmungen nach Aarau lo-
cken. Die Gegenleistung von InnovAARE AG ist sehr unklar. Eine Standortförderung ist 
auch ohne Beteiligung an der InnovAARE möglich und schlussendlich ist es ein wenig irri-
tierend, dass die Stadt Aarau die Beteiligung nur dann machen will, wenn Baden das glei-
che auch macht. In der Zwischenzeit hat ja die Stadt Baden der Beteiligung zugestimmt. 
Deshalb ist das jetzt hinfällig geworden. In der Schlussabstimmung hat die FGPK mit 7 zu 
1 Gegenstimme dem Antrag des Stadtrats auf Beteiligung an der InnovAARE AG zu ge-
stimmt und beantragt dem Einwohnerrat auch die Zustimmung. 

Laszlo Etesi, Mitglied: Die Initiative heute ist eine strategische Investition, welche darauf 
abzielt, den Technologie- und Innovationsstandort Aarau weiter zu stärken und die lokale 
Wirtschaft durch eine enge Zusammenarbeit mit dem Park InnovAARE und der Stadt Baden 
zu fördern. Die SP-Fraktion wird das Geschäft fast einstimmig unterstützen, da wir den von 
der Stadt hervorgehobenen Mehrwert auch anerkennen. Die Beteiligung ermöglicht Aarau, 
sich als dynamisches Zentrum für Innovation und Technologie zu positionieren und wich-
tige Netzwerke und Austauschevents in unsere Stadt bringen zu können. Die Beteiligung 
dieser 2 Prozente sehen wir auch ein wenig kritisch und wir haben uns gefragt, wie viel 
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Einfluss man effektiv zusammen mit Baden einbringen kann. Dennoch freuen wir uns auf 
die neuen Möglichkeiten, welche sich hoffentlich aus dieser Beteiligung ergeben, insbeson-
dere auch die Chance, Aarau eben im Bereich der Forschung und der Entwicklung, sowohl 
national als auch international, besser positionieren und unsere Stadt als attraktiven 
Standort von Startups und etablierten Technologieunternehmen präsentieren zu können. 

Angela Milesi, Mitglied: Unsere Fraktion hat das Vorhaben auch in einem breiten Fächer 
diskutiert. Unsere Fragen bezogen sich weniger auf die Höhe der Aktienbeteiligung, dafür 
umso mehr auf die Einschätzung über den Nutzen dieser Beteiligung und das weitere Vor-
gehen, weil ja die Kontakte mit der Trägerschaft der InnovAARE AG uns eigentlich helfen 
und uns vorwärtszubringen sollten. Aus unserer Sicht erscheint das Geschäft von interes-
sant und innovativ bis auch ein wenig diffus. Es stellt sich die Frage, wie gross denn der 
Aufwand für die Treffen zum Austausch, welcher regelmässig vorgesehen ist, ist. Wieviel 
Geduld braucht es, bis ein Start-Up, welches, bezogen auf die Branche, für Aarau passt 
und reif zur Aussiedlung aus dem Park ist. Wir haben uns aber darauf geeinigt, dass wir 
das Pflänzchen hegen möchten und unterstützen den Antrag, um potenziellen, wirtschaft-
lichen Entwicklungen den Raum zu öffnen. Wir haben ja vorher die Motion zur Sicherung 
der gymnasialen Bildungsstätten, Fach-, Informatik und Wirtschaftsmittelschulen überwie-
sen. Vielleicht haben wir bald einen hellen Kopf, der sich dann dort mit einem Start-Up be-
teiligt und vielleicht dann zu uns kommt 

Lukas Gysi, Mitglied: Die Fraktion der FDP befürwortet und begrüsst den Antrag des 
Stadtrats auf Beteiligung an der InnovAARE in Villigen. Der Kostenpunkt und das Risiko 
von 50’000 Franken für 50 Aktien oder 2 Prozent des Aktienkapitals sind bescheiden. Der 
Betrag ist auch kein Aufwand, sondern eine Beteiligung, die in der Bilanz einen Wert reprä-
sentiert. Das Geschäft ist eine Massnahme der Wirtschaftsförderung mit dem Ziel der An-
siedlung von Unternehmen in der strategischen Fokusbranche Gesundheit und Clean Tech. 
Die FDP unterstützt die Zielsetzung und die vorgeschlagenen Massnahmen. Wir sind zuver-
sichtlich, dass Aarau mit der Beteiligung am InnovAARE-Park eine wertvolle Vernetzung er-
reichen kann. Eine Präsenz und Sichtbarkeit bei innovativen Unternehmen. Trotzdem noch 
ein mahnendes Wort. Mit der Beteiligung alleine ist das Ziel noch nicht erreicht. Die Beteili-
gung ermöglicht den Zugang zu einer Plattform, welche aktiv bespielt werden muss. Die 
Stadt muss die Aussenwirkung suchen, muss Leistungsvereinbarungen vornehmen, Veran-
staltungen und Kongresse abhalten und so weiter. Wirtschaftsförderung erfordert anhal-
tende professionelle Bemühungen in Aarau, in Villigen und in Kooperation mit der Stadt 
Baden. Nur so erreichen wir die hohe Ambition, einen innovativen und zukunftsorientier-
ten Standort mit hoher Wertschöpfung zu werden. Die Beteiligung am Aktienkapital von 
innovAARE ist ein korrekter Schritt in die richtige Richtung und die FDP unterstützt das Ge-
schäft. 

Thomas Richner, Mitglied: 50’000 Franken in Aktien zu investieren, die vielleicht noch 
eine Dividende bringen und theoretisch noch einen Verwaltungsratssitz, ist ein "no brai-
ner", für die SVP nicht. Aber offenbar hat es ja auch in der FGPK ein paar Stimmen gege-
ben, die sich gefragt haben, ob das wirklich etwas bringt. Was kann Aarau in diesem Ver-
trag bieten, was erhalten wir und was kostet es? Bieten kann Aarau das, was sie auch ohne 
Beteiligung bieten kann. Es gibt zwar Infrastruktur für Veranstaltungen. Allerdings gibt es 
auch Sitzungszimmer und Event-Räume bis 100 Personen am Park InnovAARE, oder ne-
benan am PSI. Vielleicht gibt es in Aarau auch ab und zu Räume, welche für Unternehmen 
zur Verfügung stehen. Die werden aber durch Private auf den Markt gebracht. Die Stand-
ortförderung kann vielleicht beim Vermitteln helfen, was sie offenbar schon macht. Auch 
die Standortförderung des Kantons ist bereits Partner. Dort braucht es wahrscheinlich 
keine parallele Aktivität. Aarau erhält vielleicht ein paar interessante Kontakte für einzelne 
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Exponenten der Stadt. Von einem lukrativen Verwaltungsratssitz würde ich mal nicht aus-
gehen bei 2 Prozent Aktienkapital und doch sehr wenig Technologie oder Industrieerfah-
rung auf Seite der Stadt oder der Verwaltung. Man spricht von Technologietransfer, Ver-
netzung. Aus meiner eigenen Erfahrung kann ich sagen, dass das alles in der freien Wirt-
schaft viel schneller und effizienter geht, als mit staatlicher oder städtischen Organisatio-
nen zu arbeiten. Start-ups und Hochschulen sind in Kontakt mit der Wirtschaft und mit 
Geldgebern, meistens nicht mit Städten. Und jetzt noch zum Kostenpunkt für Aarau. Zu-
erst eben nur die 50’000 Franken. Wir kaufen damit aber ein bisschen die Katze im Sack. 
Zwar steht in der Präsentation geschrieben, dass für die Stadt Aarau keine jährlichen Be-
triebskosten anfallen. Es steht aber auch, dass es eine Zusammenarbeitsvereinbarung ge-
ben soll und dass die Stadt Aarau ihre Rechte und Pflichten aus dem Vertrag mit einer 
Leistungsvereinbarung auf eine städtische Dienstleisterin überbinden kann. Insbesondere 
eben auf die Stiftung Standortförderung. Sind denn diese Leistungen eigentlich gratis? Es 
gibt eine Leistungsvereinbarung, das heisst, die Stadt muss Leistungen erbringen. Die 
Leistungsvereinbarung selbst gibt es aber noch nicht. Wir wissen also nicht, welche Leis-
tungen Aarau erbringen muss und welche innovAARE und wer was zahlt. Zusammenge-
fasst sehen wir den Nutzen für die Stadt wie Aarau nicht und kennen den zukünftigen Auf-
wand und die Kosten ebenfalls nicht. Auf dieser Basis sagt die SVP-Fraktion nein zu diesem 
Aktienkauf und zu diesen zukünftigen Verpflichtungen. 

Samir Hertig, Mitglied: Auch die Fraktion Pro Aarau, EVP/EW unterstützt den Antrag zur 
Beteiligung der Einwohnergemeinde an der innovAARE AG. Anschliessend an die bereits 
geäusserten Voten ist natürlich die Frage berechtigt, wie gross der tatsächliche Nutzen 
mittel- und langfristig aus dieser Beteiligung ist. Letztlich kaufen wir uns mit diesen 
50’000 Franken nicht mehr als in ein gewisses Netzwerk ein, welches schon besteht. Wir 
sind aber der Überzeugung, dass die Beteiligung zumindest die Möglichkeit bietet, das 
Netzwerk dann anschliessend auch proaktiv zu nutzen, Chancen zu ergreifen und Aarau 
weiterhin als attraktiven Wirtschaftsstandort zu positionieren. Es ist aber auch klar, dass 
ohne Proaktivität unsererseits, beziehungsweise der Wirtschaftsförderung, die Beteiligung 
alleine sicherlich keine Wunder wirken kann, ausser vielleicht ein wenig Logopräsenz und 
ein bis zwei Tagungen pro Jahr im KUK. Klar ist aber, dass eine Ablehnung ein klar negati-
ves Signal aussenden würde. Nicht nur gegenüber potenziellen neuen Unternehmen, son-
dern auch gegenüber den institutionellen Aktionären, welche schon bestehen und in Aarau 
angesiedelt sind. Diese sind doch sehr wichtig für unsere Stadt. Unserer Meinung nach ist 
es sehr wichtig, dass wir als Stadt Aarau von aussen, gerade in solchen Fragen, als attrak-
tive und vor allem als kooperationsbereite Partnerin wahrgenommen werden. Weiter denke 
ich, dass der Austausch mit der Stadt Baden in wirtschaftsstandortlichen Fragen durchaus 
sinnvoll ist und dass gewisse Absprachen allen Beteiligten mehr bringen, als einfach in un-
koordinierter Konkurrenz zueinander zu stehen. Es ist auch irgendwo erwähnt, dass beide 
Städte als Gegenleistung für die Unterstützung Prioritäten bei Ansiedlungsaktivitäten der 
kantonalen Standortförderung geniessen. Was auch immer das bedeutet, es tönt jedenfalls 
gut. Deshalb sehen wir die Beteiligung an diesem Netzwerk jedenfalls als grosse Chance 
und die finanziellen Risiken als minimal. Sie stehen unserer Meinung nach in keinem Ver-
hältnis zum möglichen positiven Effekt und deshalb unterstützen wir eine Beteiligung. 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Es freut mich, dass das Geschäft im Grossen und 
Ganzen gut aufgenommen wird. Es ist wirklich eine Zusammenarbeit, welche wir mit der 
Stadt Baden und der Kantonalen Wirtschaftsförderung gesucht und in den letzten zwei Jah-
ren entwickelt haben. Der Park innovAARE ist jetzt eröffnet worden. Es ist jetzt der Zeit-
punkt, um in das Netzwerk einzusteigen. Es ist natürlich so, dass wir dort nicht einfach 
von heute auf morgen die grossen Effekte erbringen können. Interessant ist aber, dass es 
eines der ganz starken Innovationszentren ist. Im Kanton Aargau und in der Schweiz gibt 
es nur sechs dieser Zentren. Es ist privat als AG organisiert und die Firmen, die im Park in-
novAARE vertreten sind, müssen diesen auch irgendeinmal wieder verlassen. Es ist nicht 
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so, dass diese für ewig drinbleiben können. Ab einem gewissen Zeitpunkt müssen sie wei-
terziehen, damit wird sich den Städten Aarau und Baden die Möglichkeit bietet, für die ent-
sprechenden Firmen auch entsprechende Anschlusslösungen zu finden. Schon heute sind 
wir auf der Suche nach verschiedenen Räumlichkeiten, in welchen etwas stattfinden kann. 
Wir brauchen aber einen Andockpunkt an die Firmen, welche diese Innovationen tätigen. 
Das haben wir hier in Aarau selber nicht, weil wir eben kein Hochschul- und Unistandort 
sind, so wie auch Baden kein Hochschul- und Unistandort ist. Deshalb haben wir einen 
Kontakt zu einem der führenden Wirtschafts- und Innovationszentren in unserem Land ge-
sucht. Es ist eine Beteiligung. Es ist nicht eine Ausgabe. Wir haben Aktien, die wir als Ver-
waltungsvermögen weiterführen. Daher ist das Risiko tatsächlich sehr bescheiden. Die 
Leistungsvereinbarung wird insbesondere sicherstellen, dass wir zusammen mit der Stand-
ortförderung auch den Zugang zu diesen entsprechenden Institutionen haben. In diesem 
Sinne bin ich froh, wenn Sie den Antrag für 50’000 Franken als Beteiligung der Stadt Aarau 
unterstützen. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Da das Wort nicht weiter verlangt wird, gelangen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 37 Ja-Stimmen zu 7 Nein-Stimmen folgenden 

Beschluss 

Die Beteiligung der Einwohnergemeinde Aarau an der innovAARE AG durch den Kauf von 
50 Aktien zum Preis von 50'000 Franken und damit max. 2.17 % des Aktienkapitals sowie 
der Stimmrechte wird, vorbehältlich eines gleichlautenden Entscheids des Einwohnerrates 
Baden für die Einwohnergemeinde Baden, genehmigt. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 
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Rücktritt aus dem Einwohnerrat 

Nicola Müller hat am 19. Juni 2024 seinen Rücktritt per 5. Juli 2024 erklärt. Ich lese gerne 
sein Austrittschreiben vor: 

"Sehr geehrte Frau Einwohnerratspräsidentin, liebe Anja. Hiermit möchte ich meinen Rück-
tritt als Mitglied des Einwohnerrats der Stadt Aarau bekanntgeben. Nach achteinhalb Jah-
ren im Amt, davon rund dreieinhalb Jahre als Mitglied der Finanz- und Geschäftsprüfungs-
kommission, 4 Jahre als Vizepräsident und dreieinhalb Jahre als Präsident der SP-Fraktion, 
habe ich mich entschieden, mein Mandat per 5. Juli 2024 zur Verfügung zu stellen. Ich 
möchte mich künftig wieder vermehrt anderen Projekten widmen, mich stärker auf meine 
berufliche Entwicklung fokussieren und mehr Zeit für meine Familie und meine Freunde 
zur Verfügung haben. Gleichzeitig bin ich überzeugt, dass regelmässige Erneuerung und 
Veränderung dem Rat guttun. Ich trete daher mit dem Gefühl zurück, dass der richtige 
Zeitpunkt ist, Platz für ein neues Mitglied zu machen, das unsere Stadt weiter voranbrin-
gen wird. Die Arbeit im Einwohnerrat - nimmt man das Amt denn ernst – bedeutet harte 
Knochenarbeit. Das Amt ist inhaltlich oft anspruchsvoll und mit seinen vielen Sitzungen, 
den zahlreichen informellen und offiziellen Besprechungen, Aussprachen und Austau-
schen, sowie den unzähligen Informationsveranstaltungen, Projektdelegationen, Echo- und 
Resonanzgruppen auch äusserst zeitintensiv. Wenn mich neue Fraktionsmitglieder jeweils 
gefragt haben, wie viel Zeit man denn in dieses investieren müsste, habe ich oftmals ge-
antwortet, die Kommunalpolitik gleiche in dieser Hinsicht einem schwarzen Loch. Man 
könne eigentlich nie genug darin investieren. Zeit werde dabei regelrecht ins Nichts absor-
biert. Dieser Vergleich hinkt natürlich, denn anders als bei einem schwarzen Loch, das 
nichts von dem übriglässt, was es verschlingt, bringt die Lokalpolitik regelmässig viel 
Schönes hervor. Man merkt nicht selten schon beim Spaziergang durch die Stadt, dass sich 
die Mühen und der Einsatz lohnen. Die Stadt Aarau hat sich in den letzten Jahren von einer 
Kleinstadt zu einem urbanen Zentrum gemausert. Sie verfällt erfreulicherweise nur noch 
selten ins Provinzielle zurück. Interessanterweise meist kurz vor dem ersten Freitag im 
Juli, wenn etwa über einen Standortwechsel der Morgenfeier oder zu schnell oder an die 
falschen Personen verkaufte Banketttickets gestritten und geflucht wird. Dass diese Miss-
töne am Maienzug selbst aber meist verklungen sind, stimmt einem versöhnlich. Die Zeit 
im Einwohnerrat war für mich äusserst bereichernd und erfüllend. Ich durfte an vielen Ge-
schäften und Projekten mitwirken und unsere schöne Stadt auf diese Weise mitgestalten 
und bisweilen auch ganz neu kennenlernen. Ganz besondere Freude bereitet mir natürlich, 
dass mein Herzensprojekt, die Realisierung des KIFF-Neubaus, erfolgreich umgesetzt wer-
den kann. Ich habe dieses Projekt vom leeren Blatt Papier bis hin zur Volksabstimmung 
eng begleitet. Dass nun am 28. Juni 2024 endlich der Spartenstich stattfindet, ist für mich 
daher eine grosse Genugtuung, politisch und persönlich. Ich möchte mich an dieser Stelle 
herzlich bei meinen wunderbaren Fraktionskolleginnen und Fraktionskollegen bedanken, 
mit denen ich immer sehr gerne zusammengearbeitet habe. Ich habe mich von euch in der 
ganzen Zeit immer sehr wertgeschätzt und getragen gefühlt und war sehr gerne Teil unse-
rer Fraktion. Meiner Nachfolgerin im Fraktionspräsidium, Irene Stutz, wünsche ich viel 
Freude und Erfüllung in ihrer neuen Funktion. Ebenfalls bedanken möchte ich mich natür-
lich bei den übrigen Mitgliedern des Einwohnerrats, den Mitgliedern des Stadtrats sowie 
den Mitarbeitenden der Stadt Aarau für die stets angenehme und konstruktive Zusammen-
arbeit. Für die Zukunft wünsche ich dem Einwohnerrat und euch persönlich alles Gute. 
Gebt unserer schönen Stadt Sorge" 

Ich glaube, Nicola Müller hat es sehr gut zusammengefasst. Sein Amt und seine Tätigkei-
ten zählen nicht auf, welche Vorstösse er eingereicht hat. Ich würde aber gerne noch ein 
paar persönliche Worte an ihn richten. Ich war schliesslich ganz lange seine Vizepräsiden-
tin im Fraktionspräsidium. Als seine langjährige Vize-Fraktionspräsidentin ist es mir heute 
zwar nicht unbedingt eine Freude, Nicola Müller zu verabschieden. Ich hätte mir ge-
wünscht, dass er weiterhin im Einwohnerrat vertreten ist. Ich danke Nicola Müller für die 
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langjährige grossartige Arbeit im Rat für die SP-Fraktion. Mit ihm haben wir viele Geschäfte 
auf gute Wege gebracht. Dabei war seine parteiübergreifende Vernetzung immer ganz viel 
Wert. Als sein Herzensprojekt sei an dieser Stelle nur das KIFF erwähnt. Ich danke Nicola 
Müller für seine Engelsgeduld bei der Führung der Fraktion. Manchmal habe ich es beinahe 
nicht ausgehalten, wie links und nett er doch ist. Dazu muss man wissen, dass Nicola Mül-
ler wirklich immer der gute COP gewesen ist. Das hat für mich meistens nur die Rolle für 
den Bad COP übriggelassen. Ich danke Nicola Müller für das Einstecken der manchmal 
nicht so netten Vorwürfe aus dem Rat. Er hat sie ausgehalten, immer im Bewusstsein, dass 
auch das Teil der politischen Auseinandersetzung ist. Wo es nötig war, hat er gekonnt pa-
riert. Zum Schluss danke ich Nicole Müller ganz persönlich für die juristischen Diskussio-
nen. Die Tatsache, dass der Spruch "Zwei Juristen/Juristinnen, drei Meinungen" bei uns in 
den allermeisten Fällen nicht gestimmt hat, zeigt mir, wie wichtig er mir als politischer 
Weggefährte ist und bleibt. 
 
 
Schluss der Sitzung 23.20 Uhr 
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